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ASYL FÜR TÜRKISCHE 
KONSULATSBESETZER

Die zehn türkischen Revolutionäre, 
die im November 1982 das türkische 
Generalkonsulat in Köln besetzt hat­
ten und daraufhin zu Haftstrafen zwi­
schen 4 und 4 1/2 Jahren wegen "Gei­
selnahme" verurteilt worden waren, 
haben Asyl in der BRD erhalten. Die 
Entscheidungen sind bis auf ein noch 
laufendes Verfahren rechtskräftig. 
Ganz offensichtlich haben die politi­
schen Auseinandersetzungen um die 
Konsulatsbesetzung einerseits und das 
Asylrecht andererseits die Gerichte 
unter Druck gesetzt. Allerdings: 
Trotz der Asylzuerkennung können die 
Türken nach wie vor ausgeliefert oder 
abgeschoben werden, wie dies Staats­
sekretär Spranger bereits im Novem­
ber 1982 angedroht hatte: "Es ist nicht 
zu verantworten, die Sicherheitsin­
teressen von Staat und Allgemeinheit 
schlechthin hinter dem Interesse eines 
Asylberechtigten zurücktreten zu las­
sen." Das BVerfG hat es für zulässig 
erklärt, Asylberechtigte auszulie­
fern, wenn der die Auslieferung be­
gehrende Staat zusichert, nur wegen 
der im Auslieferungsantraggenannten 
Straftat ein Verfahren durchzufüh­
ren. Da Geiselnahme nach der Europä­
ischen Terrorismuskonvention als 
"kriminelles Delikt" gilt, läge juri­
stisch keine politische Verfolgung 
vor, sollte die Türkei die Auslieferung 
beantragen. Eine Abschiebung wegen 
"Gefährdung der inneren Sicherheit" 
wäre nach §11 II i.V.m. §14 II S.2 
AuslG auch möglich. — (Mak)

GEISSLER SOZIAL: KINDER­
GELD FÜR ERWACHSENE

Ab 1. Januar zahlt die Bundesanstalt 
für Arbeit an arbeitslose Lohnabhän­
gige, die zwischen 18 und 21 Jahre alt 
sind, wieder Kindergeld. Wer Wehr­
dienst oder Zivildienst geleistet hat, 
bekommt diese Zeit noch hinzuge­
rechnet. Betreiber dieser Entschei­
dung soll, so ist aus der bürgerlichen 
Presse zu entnehmen, Bundesfami­
lienminister Geissler gewesen sein. 
Am 28.8., gleich nach der Rückkehr 
Kohls aus dem Urlaub, billigte das 
Bundeskabinett seinen Gesetzantrag. 
In der bürgerlichen Presse rührt sich 
gegen die Dreistigkeit, mit der die 
Bundesregierung erwachsene Leute 
als Kinder qualifiziert, kaum eine Kri­
tik. Knapp 80000 Arbeitslose sollen in 
den "Genuß" dieser Maßnahme kom­
men. Im Durchschnitt soll jedem 100 
DM im Monat gezahlt werden. 1982 
hatte die damalige SPD/FDP-Bundes- 
regierungdie Kindergeldzahlungen an 
Arbeitslose in diesem Alter einge­
stellt. Zusätzlich beschnitt sie den 
Anspruch auf Arbeitslosengeld. Diese 
Beseitigung von Ansprüchen auf Ar­
beitslosengeld hat die christlich-libe­
rale Regierung schwungvoll fortge­
setzt. Letzte Maßnahme war die Ent­
scheidung im Haushaltsgesetz 1984» 

den Arbeitslosengeldanspruch von ju­
gendlichen Arbeitslosen nach ihrer 
Berufsausbildung auf 31,5% des tarif­
lichen Arbeitsentgelts in ihrem ge­
lernten Beruf zu verringern. Die mei­
sten Arbeitslosen in den Altersstufen 
bis 21 Jahre beziehen heute aufgrund 
der Beseitigung ihrer Versicherungs­
ansprüche überhaupt kein Arbeitslo­
sengeld mehr oder aber zu Sätzen, die 
weit unter Sozialhilfe liegen. Zwangs­
läufig wohnen viele von ihnen wieder 
bei den Eltern. Auf Basis dieser leid-

Arbeitslose Jugendliche: Kaum einer 
hat Anspruch auf Arbeitslosengeld.

vollen Erfahrung, so die zynische Kal­
kulation Geisslers, soll der jetzige Be­
schluß der Bundesregierung noch als 
"soziale Tat" erscheinen. Die SPD- 
Bundestagsabgeordnete Anke Fuchs, 
unter Ehrenberg Staatssekretärin im 
Sozialministerium und persönlich an 
der Aufhebung der Kindergeldzahlung 
1982 beteiligt, "begrüßte" die Kabi­
nettsentscheidung sogleich und for­
derte die Zahlung von Kindergeld auch 
für 23jährige. Reaktionen von Seiten 
der Gewerkschaften, die diese drei­
sten "Wohltaten" zurückweisen und 
die Wiederherstellung einer ausrei­
chenden Arbeitslosengeldzahlung ver­
langen, sind uns nicht bekannt. — (rül)

ENQUETE-KOMMISSION 
GENTECHNOLOGIE

Auf Antrag der GRÜNEN und der SPD 
ist Mitte August im Bundestag die En­
quete-Kommission "Chancen und Ri­
siken der Gen-Technologie" einge­
richtet worden. Die GRÜNEN ver­
langten die Aufstellung eines Maßnah- 
mekatalogs zur Unterbindung gen­
technischer Experimente, Untersu- 
chungs- und Produktionsverfahren. 
Der Auftrag der Kommission besteht 
jetzt in der Erarbeitung von Empfeh­
lungen für Entscheidungen, "die Chan­
cen und Risiken der Gen-Technologie 
und neuer biotechnologischer Metho­
den unter ökologischen, ökonomi­
schen, rechtlichen, gesellschaftlichen 
und Sicherheitsgesichtspunkten be­
treffen" (Handelsblatt, 15.08.84).

Die bürgerlichen Parteien, insbe­
sondere die CDU/CSU, machen sich 
Sorgen um die "Akzeptanz" der Gen-
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technologie und wollen vermeiden, in 
eine ähnliche Situation wie bei der 

* Kernenergie zu kommen. Zusätzlich 
geht es um eine sachliche Beurteilung 
der Profitmöglichkeiten, die diese 
Technik ermöglichen könnte, oder in 
der Kommissionsterminologie: um die 
"Chancen". Unter "Risiken" laufen 
Dinge, die mit den tatsächlichen Risi­
ken wenig bis gar nichts zu tun haben. 
So hat sich Forschungsminister Rie­
senhuber im Juni in einem Interview 
Sorgen gemacht, daß es möglich wer­
den könnte, Menschen mit "optimaler 
Intelligenz" zu entwickeln. Solche 
Sorte von "Risiken" anzuerkennen, 
hieße anzuerkennen, daß die "Intelli­
genz" vererbt wird, daß es Gene gibt, 
die dafür zuständig sind. Dazu besteht 
keine Veranlassung. Riesenhuber ge­
denkt, solche fiktiven Versuche mit­
tels eines Gentechnikgesetzes zu ver­
bieten. Das kostet ihn nichts und 
bringt ideologischen Nutzen.

Risiken, die tatsächlich bestehen, 
wenn genetisch veränderte Bakterien, 
die keine Laborkrüppel mehr sind, 
nach außen gelangen, tut er als nicht 
existent ab (bild der Wissenschaft 
4/84). — (beh)

ERNEUTER EINMARSCH 
TÜRKISCHER TRUPPEN

Am 18. August sind erneut Eliteein­
heiten der türkischen Armee in Be­
gleitung von Luftlande- und Gendar­
merieeinheiten in den iranischen und 
irakischen Teil Kurdistans einmar­
schiert. Die Truppen der türkischen 
Armee drangen 40-50 km in den Iran 
und den Irak ein. Seit Monaten findet 
eine Konzentration von türkischen 
Militäreinheiten in der Grenzregion 
zum Iran und Irak statt. Durch massi­
ven Druck und Terror, großangelegte 
Verhaftungsoperationen und Razzien 
wird die Bevölkerung zum Verlassen 
der Grenzregion gezwungen. Die tür­

In der Tradition des deutschen Kolonialismus feierte Strauß Anfang Juli "100 
Jahre Freundschaft zwischen Deutschland und Togo" mit Staatschef Eyadema. 
Jetzt meldete das Verteidigungsministerium, daß diese "Freundschaft" seit 15 
Jahren durch "Ausrüstungshilfe"-Lieferungen der Bundeswehr befestigt wird. 
Z.Z. halte sich ein "dreiköpfiger Beraterstab" der BW in Togo auf. — (Mak)

kische Regierung begründet ihren Ein­
marsch in den Iran und Irak mit be­
waffneten Überfällen auf Polizeista­
tionen in den kurdischen Provinzen 
Eruh-Siirt und Semdinli-Hakkari nahe 
der Grenzen. Bei diesen Angriffen 
wurden zwei Armeeangehörige getö­
tet. Die türkischen Truppen nahmen 
mehr als 200 Personen fest. Gleich­
zeitig bereitete die iranische Regie­
rung eine Offensive gegen die kurdi­
schen Gebiete vor. Mitte August be­
gannen Zwangsumsiedlungen von 
mehreren tausend Personen aus der 
Grenzregion, um den Widerstand in 
den kurdischen Dörfern zu zerschla­
gen. Im August hatten die türkische 
und iranische Regierung eine Überein­
kunft in "Grenz£ragen".getroffen, um 
die iranisch-türkische Ölpipeline vor 
Guerillaangriffen zu schützen. Bei 
den militärischen Operationen gegen 
die Kurden wurde ein Fluchtweg in die 
Türkei entdeckt, mehrere Flüchtlinge’ 
erschossen. Seit Jahresanfang sind 
ca. 200 iranische Kurden wegen der 
Verfolgungen im Iran in die Türkei ge­
flohen. Die Militäroperationen gegen 
die kurdische Bevölkerung stehen im 
Zusammenhang mit den NATO- und 
US-Plänen, in Kurdistan die militäri­
schen Anlagen auszubauen, die Flug­
häfen zur Stationierung der "Schnel­
len Eingreiftruppe" vorzubereiten, in 
Kurdistan Atom-Waffen zu stationie­
ren. NATO-Oberbefehlshaber Rogers 
hatte der türkischen Regierung kurz 
vor dem Einmarsch in den Iran und 
Irak einen Besuch abgestattet. In ei­
nem Flugblatt der KOMKAR — Föde­
ration der Arbeitervereine aus Kurdi­
stan in der BRD — und anderen heißt 
es: "Der Einmarsch der türkischen Ar­
mee kommt einer erneuten Besetzung 
Kurdistans, ja sogar einem offenen 
Krieg gegen das kurdische Volk 
gleich. Ziel dieses Krieges ist — die 
Zerschlagung des bewaffneten Wider­
standes __ "(eve)
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Zivilschutz

EIN "VOLKSSTURIT-GESETZ VON ZIMMERMANN: 
ZWANGSARBEIT FÜR ALLE AB 18 JAHREN

Am 5. Juni hat das Bundesinnenmini­
sterium einen "vorläufigen Referen­
tenentwurf eines Zivilschutzgeset­
zes" fertiggestellt. Der Gesetzent­
wurf liegt seitdem den Länderregie­
rungen und Katastrophenschutzver­
bänden zur Stellungnahme vor. Bis En­
de August sollen diese Stellungnah­
men eingehen. Bis Ende des Jahres 
soll dann aus dem "vorläufigen Refe­
rentenentwurf" ein von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedetes Gesetz 
werden. So Zimmermanns Zeitplan.

Wenn Zimmermann eine so schnelle 
Verabschiedung seines Entwurfs 
plant, muß er sich nicht nur der Unter­
stützung durch beide Regierungspar­
teien sicher sein. Zu befürchten ist, 
daß auch von Seiten der sozialdemo­
kratischen Länderregierungen wenig 
Widerstand gegen diesen Entwurf auf­
kommt.

Zimmermanns Entwurf ist ein 
Zwangsgesetz gegen die Arbeiterbe­
wegung’auf der Grundlage der Not­
standsgesetze. Sollte der Gesetzent­
wurf verabschiedet werden, so wären 
die gesetzlichen Handhaben der Bun­
desregierung für die Anordnung von 
Zwangsarbeit beträchtlich erwei­
tert.

In der Begründung des Entwurfs be­
schreibt das Ministerium seine Ziele:

"Das materielle Zivilschutzrecht 
soll in wesentlichen Bereichen weiter­
entwickelt werden. Es handelt sich 
sich vor allem um folgende Punkte:

— Aufnahme einer Ermächtigung 
zur Heranziehung von Helfern im 
Spannungs- und Verteidigungsfall,
- Sicherstellung der gesundheitli­

chen Versorgung der Bevölkerung,
— Umwandlung des Bundesverban­

des für den Selbstschutz in eine nicht­
rechtsfähige Bundesanstalt,

— Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk,

— Anpassung des Beamtenrechts an 
die Erfordernisse des Spannungs- und 
des Verteidigungsf alles."

Gleich dreifach will Zimmermann 
die gesetzlichen Handhaben für die 
Bundesregierung ausweiten, Zwangs­
arbeit zu verhängen: erstens durch 
Rekrutierung von "Helfern im Zivil­
schutz", zweitens durch die Schaffung 
von gesetzlichen Grundlagen, um die 
Beschäftigten im Gesundheitswesen 
zu jeder möglichen Überarbeit zu 
zwingen, drittens durch die "Anpas­
sung" des Beamtenrechts an die 
Kriegsabsichten des westdeutschen 
Imperialismus.

Zur Zeit stehen 150000 "ehrenamt­
liche Helfer" unter dem Kommando 
von Bund, Ländern und Gemeinden. 
Hinzu kommen 1,39 Millionen "Hel­
fer" in Verbänden wie dem Arbeiter- 
samariterbund, Deutsches Rotes 
Kreuz, Johanniter- und Malteser- 
Hilfsdienste, Technisches Hilfswerk 
und freiwillige sowie Berufsfeuerweh­
ren. Diese "Helfer"zahl hält das In­
nenministerium für viel zu niedrig für 
eine erfolgreiche Kriegsführung. So 
sei damit zu rechnen, daß bei Mobil­
machung ein großer Teil der "Helfer" 
für den Kriegsdienst rekrutiert werde 
und dann für Aufgaben des "Zivil­
schutzes" ausfalle. Zimmermann will 
deshalb die Bundesregierung ermäch­

tigen, jeden männlichen Lohnabhängi- 
gen für den "Zivilschutz" zu rekrutie­
ren:

"§ 38 Heranziehung von Helfern im 
Spannungs- und Verteidigungsfall

(1) Männer, die das achtzehnte Le­
bensjahr vollendet haben und nicht 
zum Wehrdienst im Verteidigungsfall 
herangezogen werden, können zum 
Dienst alß Helfer im Zivilschutz her­
angezogen werden."

Gegen diese Zwangsrekrutierung 
soll keine Gegenwehr erlaubt sein. Bei 
Verletzung der Dienstpflicht sieht das 
Gesetz Geldbußen bis zu 20000 DM, 
bei Zuwiderhandlungen gegen Anord­
nungen bis zu fünf Jahre Haft vor. Al­
les weitere will Zimmermann per Ver­
ordnung regeln. § 38, Abs. 4 seines

CDU-WIRTSCHAFTSRAT
GEGEN LADENSCHLUSS 

Nachdem FDP-Minister Engelhard ei­
nen "Großversuch" vorgeschlagen hat, 
um die Öffnungszeiten im Einzelhan­
del und damit die Arbeitszeit der 
Lohnabhängigen bis 22 Uhr auszudeh­
nen, liegt nun auch vom CDU-Wirt­
schaftsrat ein Vorschlag zwecks Auf­
hebung des Ladenschlußgesetzes vor. 
Wirtschaftsrat-Sprecher H. Piepen­
brock wünschte: "Jeder Einzelhändler 
könnte, abgesehen von Sonntagen und 
gesetzlichen Feiertagen sein Ge­
schäft öffnen." Leider sei das "kaum 
zu verwirklichen". Als "Kompromiß" 
sollten die Kapitalisten ihre Öff­
nungszeiten frei festlegen können, die 
Öffnungszeit pro Woche aber so viele 
Stunden umfassen wie bisher. Also 
statt samstags von 8 bis 14 Uhr zwei­
mal abends bis 21.30 Uhr. Oder täglich 
erst ab 9 Uhr und jeden Samstag bis 19 
Uhr. Oder mittags drei Stunden Pause 

und jeden Abend bis 22 Uhr. Bei einer 
solchen, "auf Flexibilität gerichteten 
Lösung" müßten auch die kleinen Ein­
zelhandelsgeschäfte keine ruinöse 
Konkurrenz fürchten. Der "Kompro­
miß" des Wirtschaftsrats würde jede 
Schranke des Arbeitstags und der Ar­
beitswoche im Einzelhandel beseiti­
gen. (Handelsblatt, 27.8.84 —rül)

SOZI ALPLAN-"H ALBI ER UNG" 
ALS "ZWISCHENLÖSUNG"

Am 28.8. hat die Bundesregierung ei­
nen Gesetzentwurf von Justizminister 
Engelhard (FDP) zu Sozialplänen ver­
abschiedet. Das Bundesverfassungs­
gericht hatte eine gesetzliche Neure­
gelung, sprich: Senkung der Sozial­
plankosten der Kapitalisten gefor­
dert. Im Gesetzentwurf heißt es nun, 
Sozialplanansprüche von Lohnabhän­
gigen seien zwar auch künftig "erst­
rangige Forderungen". Die entlasse­
nen Lohnabhängigen dürfen aber in 
Sozialplänen maximal zweieinhalb 

Monatsverdienste verlangen, im Kon­
kursfall höchstens ein Drittel der 
"Konkursmasse". Die MAN-Kapitali- 
sten, die in den letzten zwei Jahren 
10000 Lohnabhängige entließen und 
diesen 125 Mio. DM zahlen mußten, 
hätten nach diesem Gesetz weniger 
als halb so viel gezahlt. Das Gesetz 
soll nur solange in Kraft bleiben, bis 
mit Blüms "Beschäftigungsförde­
rungsgesetz" die Kapitalisten fast 
vollständig von Sozialplankosten be­
freit werden. — (rül)

BUNDESREGIERUNG: AUCH 
JUSTIZHOHEIT ÜBER DDR

Am 23.8. entließ der Hamburger Ge­
neralstaatsanwalt den DDR-Bürger 
Weißgerber aus der Untersuchungs­
haft und stellte das gegen Weißgerber 
eröffnete Verfahren ein. Er soll — so 
die Anklage — an einem Raubmord in 
der DDR beteiligt gewesen sein. In der 
DDR ist er deswegen angeklagt, er 
floh daraufhin in die BRD. Das Auslie-
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Jetzt will Zimmermann diese Pläne mit seinem Gesetz durchsetzen. Bild: Ope­
rationsübung in einem "Hilfskrankenhaus".

Entwurfs lautet:
"Der Bundesminister des Innern 

wird ermächtigt, durch Rechtsverord­
nung mit Zustimmung des Bundesrates 
nähere Regelungen über

1. den Inhalt, Beginn und die Dauer 
der Heranziehung,

2. die Heranziehungsausnahmen,
3. die Erfassung und Durchführung 

der Heranziehung,
4. die polizeiliche Vorführung und 

Zuführung von herangezogenen Hel­
fern

in entsprechender Anwendung des 
Wehrpflichtgesetzes zu treffen."

Zimmermanns "Zivilschutz" wäre so 
für jedes Zwangsarbeitsprojekt äb- 
kommandierbar. Die Anwendung des 
Wehrpflichtgesetzes auf alle "Helfer" 
bedeutet zudem: Auch die Frauen und 
Zivildienstleistenden in den sogenann­
ten "Katastrophenschutzverbänden" 
unterstehen schon im "Spannungsfall" 
dem militärischen System von Befehl 

und Gehorsam, können kaserniert 
werden usw. usf. Für Art und Umfang 
der Zwangsarbeit, ihre Dauer pro Tag, 
ihre Bezahlung usw. sind keinerlei 
Schranken vorgesehen.

Als "Maßnahmen im Gesundheits­
wesen" will Zimmermann die schon in 
Entwürfen früherer Regierungen für 
ein "Gesundheitssicherstellungsge­
setz" vorgesehene Erfassung aller me­
dizinisch Ausgebildeten mit seinem 
Gesetzentwurf nun vorschreiben. § 26 
lautet:

"(1) Maßnahmen des Zivilschutzes 
im Bereich des zivilen Gesundheits­
wesens sind

1. die Aufstellung und Fortschrei­
bung eines Planes von Maßnahmen der 
gesundheitlichen Versorgung in einem 
Verteidigungsfall..."

Dazu soll eine Kapazitätserfassung 
sowohl der bestehenden Krankenhäu­
ser wie auch der bereitzustellenden 
"Hilfskrankenhäuser" erfolgen. Alle 

medizinisch Ausgebildeten sollen er­
faßt werden. Die Kammern und Ver­
bände der Ärzte, Zahnärzte und Apo­
theker sind zur Mitarbeit bei dieser 
Erfassung verpflichtet (§ 26, Abs. 3), 
alle Träger von Krankenhäusern müs­
sen "Pläne zur Bewältigung eines Mas­
senanfalls von Verletzten im Verteidi­
gungsfall" aufstellen (§ 27, Abs. 2). 
Der Arbeitsminister soll ermächtigt 
werden, per Rechtsverordnung auch 
"die Meldepflicht der nicht berufstä­
tigen Angehörigen der Gesundheitsbe­
rufe zu bestimmen und den melde­
pflichtigen Personenkreis ... im ein­
zelnen zu regeln." (§ 29, Abs. 4). Schon 
im "Spannungsfall" sollen dann sämtli­
che Krankenhäuser dem Innenministe­
rium bzw. einer dafür zuständigen 
zentralen Behörde unterstellt wer­
den, die den Beschäftigten in diesen 
Krankenhäusern so ziemlich jede Ar­
beitsbelastung abverlangen kann. § 32 
von Zimmermanns Entwurf schreibt 
dazu vor:

"(1) die zuständige Behörde kann an­
ordnen, daß

1. Träger und Einrichtungen der ge­
sundheitlichen Versorgung ihre Lei­
stungsfähigkeit auf die Anforderun­
gen des gesundheitlichen Zivilschut­
zes umzustellen, zu erweitern und die 
Einsatzbereitschaft herzustellen ha­
ben __ "

Die "Anpassung des Beamtenrechts 
an die Erfordernisse des Spannungs­
und des Verteidigungsfalles" sieht so 
aus:

"(1) Der Beamte kann für Zwecke 
der Verteidigung auch ohne seine Zu­
stimmung zu einem anderen Dienst­
herren abgeordnet oder zur Dienstlei­
stung bei einer zivilen Dienststelle 
der NATO verpflichtet werden.

(2) Dem Beamten können für 
Zwecke der Verteidigung auch Aufga­
ben übertragen werden, die nicht sei­
nem Amtoderseiner Laufbahnbefähi-

ferungsersuchen der DDR lehnte der 
Staatsanwalt mit Unterstützung der 
Bundesregierung ohne Begründung ab. 
Regierung und Justiz haben mit ihrem 
Vorgehen klargestellt, daß sie jegliche 
Hoheit der DDR über ihr Staatsgebiet 
mißachten. — (uld)

BUNDESRAT WILL NEUE 
HOCHSCHULZULASSUNG

Am 14.8. hat der Bundesrat dem Bun­
destag einen Gesetzesentwurf zur Än­
derung des Hochschulrahmengesetzes 
(HRG) vorgelegt. Geändert werden 
soll die Zulassung zum Studium in je­
nen Fächern, in denen es deutlich 
mehr Bewerber als Studienplätze 
gibt. Bisher werden diese Plätze in der 
Hauptsache nach dem Notendurch­
schnitt des Abiturs bzw. der Warte­
zeit auf den Studienplatz vergeben. 
Eine "Vorab-Quote" von bis zu 30 % 
der Plätze bleibt bestimmten Perso­
nengruppen vorbehalten (Ausländer, 
Bewerber mit abgeschlossenem Stu­

dium in einem anderen Fach etc.). 
Diese Vorab-Quote soll auf maximal 
20 % gesenkt werden. Für die anderen 
Bewerber kommt ein obligatorischer 
"Test", eine zusätzliche schriftliche 
Prüfung dazu. Bewerber mit schlech­
terem Notendurchschnitt sollen nicht 
mehr nur nach Wartezeit zugelassen 
werden. Ein Teil soll in einem "Aus- 
wahlgespräch" vor einem "fachkundi­
gen Gremium der Hochschule" "seine 
Motivation und Geeignetheit für den 
gewählten Beruf" dartun. Das Gre­
mium entscheidet, wer genommen 
wird. Die Bundesregierung unter­
stützt den Antrag des Bundesrates, 
will aber tendenziell noch mehr Plät­
ze durch Auswahlgespräche vergeben 
haben. — (tob)

ZEITVERTRÄGE FÜR 
WISS. PERSONAL

Die Bundesregierung hat am 22.8. ei­
nen Gesetzesentwurf zur Änderung 
des Hochschulrahmengesetzes vorge­

legt. Damit soll die Grundlage ge­
schaffen werden, für wissenschaftli­
ches Personal in den meisten Fällen 
nur noch befristete Arbeitsverträge 
abschließen zu können. Das Gesetz 
soll den Tarifvertrag über befristete 
Anstellungen (SR 2 y BAT) außer 
Kraft setzen. Befristete Verträge sol­
len u.a. in folgenden Fällen abge­
schlossen werden: Für wissenschaft­
liche Mitarbeiter in "Aus-, Fort- oder 
Weiterbildung" (z.B. Promotion); für 
Mitarbeiter, die aus Drittmitteln be­
zahlt werden für Mitarbeiter, die 
erstmals eingestellt werden. Die Be­
fristung kann bis zu 5 Jahren ausge­
dehnt werden. Befristete Arbeitsver­
träge, die aus Drittmitteln finanziert 
werden, können jederzeit gekündigt 
werden, "wenn feststeht, daß die 
Drittmittel wegfallen ... und die 
Kündigung unter Einhaltung der Kün­
digungsfrist frühestens zum Zeitpunkt 
des Wegfalls der Drittmittel erfolgt".
- (tob)
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gung entsprechen —"
Gemeint sind solche Aufgaben wie 

Requirieren von "Feindvermögen", 
Beaufsichtigung ausländischer
Zwangsarbeiter usw. Zimmermann 
spricht die Absicht der BRD-Imperia- 
listen, fremdes Territorium zu über­
fallen, ausdrücklich aus. Er will in das 
Beamtenrechtsrahmengesetz dazu als 
neue Bestimmung aufnehmen:

"§ 133a__ (3) Der Beamte ist bei
einer Verlegung der Behörde oder 
Dienststelle — auch außerhalb des Ge­
bietes der Bundesrepublik Deutsch­
land - zur Folgeleistung verpflich­
tet."

Eine entsprechende Bestimmung 
sieht Zimmermann auch für alle "Hel­
fer im Zivilschutz" vor (§ 35, Abs. 8).

Schließlich sollen Beamte künftig 
im "Spannungs- und Verteidigungsfall" 
verpflichtet werden können, "vor­
übergehend in Gemeinschaftsunter­
künften zu wohnen und an Gemein­
schaftsverpflegung teilzunehmen" 
(der neue § 133 d Beamtenrechtsrah­
mengesetz), "über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun" (§ 
133 d). Ihr Kündigungsrecht soll auf­
gehoben werden (der neue 8133 b) und 
der Anspruch auf Ruhestand erst ab 68 
Jahren gelten (§ 133 c). Zimmermanns 
Entwurf kündigt so auch Angriffe an, 
die die Bundesregierung auch ohne 
"Spannungsfall" gegen alle Lohnab­
hängigen beabsichtigt.

Schließlich will Zimmermann der 
Bundesregierung die gesetzliche 
Handhabe für große Zwangsumsied­
lungen der Bevölkerung schaffen und 
ein Netz von Blockwarten, genannt 
"Selbstschutzberater", errichten. In § 
8 werden die Gemeinden verpflich­
tet,

"1. das Gemeindegebiet in Wohnbe­
reiche einzuteilen,

2. die Einrichtung einer Beratungs­
und Leitstelle in jedem Wohnbereich 

vorzubereiten".
Im § 17 werden die Gemeinden er­

mächtigt, jedes Verlassen des Ge­
meindegebietes erlaubnispflichtig zu 
machen. Nach § 18 kann Zimmermann 
"für Zwecke der Verteidigung" die 
Evakuierung der Bevölkerung "beson­
ders gefährdeter Gebiete" anordnen.

In der "Europäischen Wehrkunde11 
haben mehrere Autoren eine Artikel­
reihe über "Zivilverteidigung" begon­
nen. Uber die kriegerischen Absichten 
der Bundesregierung mit dem neuen

Vorbild für Zimmermanns "Zivilschutzgesetz": Der faschistische "Volkssturm". 
Der Unterschied: Diesmal wollen die BRD-Imperialisten schon im "Spannungs­
fall" die totale Mobilmachung und Arbeitsdienst für alle Lohnabhängigen er­
zwingen.

Gesetz lassen sie darin keine Zweifel. 
Die Zivilverteidigung sei "eine Zone 
des Zweifels für die deutsche Sicher­
heitspolitik", meint der frühere Be­
fehlshaber des Territorialkommandos 
Süd in Heidelberg, Jürg von Kalck­
reuth, und fragt: "Die militärische 
Verteidigung unseres Landes hat sich 
im großen und ganzen ziemlich kräftig 
entwickelt ... Ist aber die Kampffä­

higkeit der Bundeswehr wirklich ge­
währleistet, wenn den Soldaten die 
Gewißheit fehlt, daß für das Überle­
ben ihrer Familien das Mögliche und 
Nötige geschieht, daß also hinlängli­
che Vorsorgen für ihren Schutz ge­
troffen werden?" Von Kalckreuth wei­
ter: Man müsse endlich "Nachdenken 
überdas Undenkbare". Deshalb müsse 
man nun dem Zivilschutz "zum ent­
scheidenden Durchbruch verhelfen".

Das Zivilschutzgesetz soll die Lohn­
abhängigen unter dem Vorwand, es 

ginge um ihren eigenen Schutz, den 
Kriegsplänen der Kapitalisten und der 
Regierung unterwerfen. Es ist ein Mo­
bilmachungsgesetz nach Art der fa­
schistischen "Volkssturm "-Erlasse. 
Quellenhinweis: Bundesinnenministe­
rium, Vorläufiger Referentenentwurf 
eines Zivilschutzgesetzes, 5. Juni 
1984; Europäische Wehrkunde 8/1984 
-(rül)

Forschungsmittel f. Konzerne
1972—1982, in Mio. DM

Siemens
BBC
MBB
Ruhrkohle
AEG
RWE
Saarbergwerke 
Krupp
GHH
Thyssen
Salzgitter 
Mannesmann 
Philips
IABb.
SEL
VW
Flick
Daimler
Carl Zeiss 
Klöckner
Gesamt

4210
1 3^0
1270

758
479’
384
381
211
205
201
164
161
160
128
120
119
113
106
105
102

Diese Tabelle veröffentlichte das 
Bundesforschungsministerium. Es will 
eine "Wende" in der Forschungsförde­
rung einleiten, weg von der Projekt­
förderung, hin zur "indirekten Förde­
rung" von Klein- und Mittelbetrieben. 
"Höhere Eigenbeteiligung" bei der 
Forschungsförderung soll "belohnt" 
werden. Verarmen werden die Groß­
konzerne dabei nicht. — (Mak)

SPENDENSAMMLUNG 
FÜR AZANIA/SÜDAFRIKA

Der " Arbeitskreis zur Unterstützung 
der unabhängigen schwarzen Gewerk­
schaften in Azania (Südafrika)" veröf­
fentlichte am 1.8.84 folgende Presse­
erklärung (Auszüge):
"Der Arbeitskreis hatte sich im An­
schluß an die Rundreise eines Vertre­
ters der unabhängigen schwarzen Ge­
werkschaft der Gemeindearbeiter in 
Südafrika Anfang des Jahres gegrün­
det. Eine wesentliche Aufgabe ist die 
Organisierung einer Spendensamm­

lung für ein Auto für die unabhängige 
schwarze Dachgewerkschaft CUSA. 
Der Erfolg beim Aufbau der unabhän­
gigen schwarzen Gewerkschaften 
hängt u.a. wesentlich davon ab, ob die 
Transport- und Verbindungsprobleme 
gelöst werden können. Deshalb sam­
meln wir für das Auto für die CUSA. 
Die eingegangenen Spenden haben bis 
zum 1.8.84 den Betrag von 1500 DM 
erreicht. Spendenkonto: Eckhard Held 
(Azania), BfG Hamburg, Kto.Nr. 2349 
624 701 (BLZ 200 101 11)" — (Mak)

BRAND IN DUISBURG: 
POGROMSTIMMUNG 

Sieben türkische Staatsangehörige 
starben in der Nacht vom 26. auf den 
27.8. bei einem Häuserbrand in Duis­
burg-Wanheimerort, 23 Menschen 
wurden zum Teil schwer verletzt. Das 
Achtfamilienhaus, in dem 57 Türken 
und Jugoslawen wohnten, brannte 
vollständig aus. Fest steht, daß der 
Brand von einem offenen Feuer im
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Öffentlicher Dienst 
SPD-PLÄNE ZUR 

EINKOMMENS SENKUNG

Seit dem Regierungswechsel in Bonn 
lieben es führende Sozialdemokraten, 
die Arbeits- und Sozialpolitik der SPD 
als "Schulterschluß mit den Gewerk­
schaften" zu titulieren. Die starke Po­
sition, die die SPD in den DGB-Ge­
werkschaften innehat, und der Einsatz 
des gesamten SPD-Parteiapparates 
macht es für die Lohnabhängigen und 
die Gewerkschaftsbewegung schwer, 
sich diesem "Schulterschluß" zu ent­
ziehen. Bevor die Großen Tarifkom­
missionen der DGB-Gewerkschaften 
im öffentlichen Dienst über die dies­
jährige Tarifforderung beschlossen 
haben, erklären SPD-Funktionäre den 
Kampf dieser Gewerkschaften für Ar­
beitszeitverkürzung für unterstüt­
zenswert. Noch mehr, die SPD ist in 
diesen Kampf bereits voll eingestie­
gen. Hans-Jochen Vogel propagiert, 
daß sich die Tarifparteien "darüber 
verständigen, den Verteilungsspiel­
raum in erster Linie zur Verkürzung 
der Arbeitszeit zu verwenden", und 
sozialdemokratische Landesregierun­
gen sind damit befaßt, Projekte zur 
Einkommenssenkung auf den Weg zu 
bringen. In Hamburger und Bremer Se­
natskreisen wird über die Beseitigung 
der Einkommensbezogenheit der Son­
derzuwendung ("Weihnachtsgeld") dis­
kutiert. Der NRW-Kultusminister 
Schwier strebt eine Änderung des Be­
amtenrechts an zwecks Senkung der 
Lehrerbesoldung um vier Prozent bei 
entsprechender Verringerung ihrer 
Arbeitszeit. Die Begründung dieser 
Raubprojekte: "Es ist nicht einzu­
sehen, warum ich ein 13. Monatsge­
halt bekomme. Der Flurbote im Rat­
haus mit seinen drei Kindern könnte 

dieses Geld viel besser gebrauchen" 
(Koschnick).

Zielten die Pläne der SPD auf solche 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
die mit ihrer Vergütung oder Besol­
dungeinbeträchtliches Vermögen an­
häufen können, wären sie mit einer 
empfindlichen Besteuerung von Ver­
mögen zu verwirklichen. In Wirklich­
keit geht es Koschnick und Partei­
freunden um die Senkung der Ein­
kommen der breiten Masse der Lohn­
abhängigen im öffentlichen Dienst. 
Deshalb hat er als Einheitsbetrag für 
die Sonderzuwendung (Weihnachts­
geld) bereits die Summe von 2000 DM 
ins Gespräch gebracht. Damit stellt er 
klar, daß nicht nur er, sondern alle, 
deren monatliches Bruttoeinkommen 
2000 DM übersteigt, zum Verzicht ge­
zwungen werden sollen.

Schließlich wird der von Koschnick 
bemühte Flurbote mit seinen drei Kin­
dern auch noch am schlimmsten unter 
den SPD-Plänen zu leiden haben. 
Wenn er eine besondere Anhebung sei­
nes Hungerlohns fordert, wird ihm 
entgegnet werden, daß der gehobene 
und höhere Dienst schon Vorleistun­
gen gebracht habe und eine weitere 
"Nivellierung" gegen die Verfassung 
verstoßen würde.

Genausowenig beschränken sich die 
Absichten Schwiers darauf, die hoch­
schulmäßig vorgebildete Arbeitskraft 
der Lehrer billiger einkaufen zu kön­
nen. Der Grundstein für das heutige 
Besoldungsniveau der Lehrer wurde 
bereits Ende der fünfziger Jahre ge­
legt, als Veränderungen der Ausbil­
dung und der Anforderungen den An­
laß für Höhergruppierungen der Leh­
rer bildeten. Noch heute wird in der 
Fachliteratur beklagt, daß es nicht 
zumindest gelang, diese Höhergrup­
pierung auf Lehrer zu beschränken, 
sondern z.B. die Grundgehälter der 
Oberinspektoren daran teilhatten. Lo­

gische Konsequenz daraus ist für 
Schwier, die Besoldungskürzung auf 
alle Beamten auszudehnen.

Besoldungskürzung für den höheren 
Dienst aber muß auf den einfachen 
Dienst durchschlagen. Es war noch die 
SPD/F.D.P.-Regierung, die 1975 eine 
Entscheidung des Bundesverfassungs­
gerichts, die die Anpassung der Besol­
dung betrifft, in Gesetzesform goß. 
Seitdem lautet § 14 des Bundesbesol­
dungsgesetzes: "Die Besoldung wird 
— unter Berücksichtigung der mit 
den Dienstaufgaben verbundenen Ver­
antwortung durch Bundesgesetz re­
gelmäßig angepaßt". Damit, daß eine 
Besoldungsanpassung die "mit den 
Dienstaufgaben verbundene Verant­
wortung" berücksichtigen muß, ist der 
höhere Dienst vor isolierten Besol­
dungskürzungen geschützt. Was von 
Schwier als Opfer von "besserverdie­
nenden Arbeitsplatzbesitzern" darge­
stellt wird, muß beim Opfergang aller 
Lohnabhängigen des öffentlichen 
Dienstes enden, wenn keine Gegen­
wehr organisiert wird.
Quellenhinweis: Zeitschrift für Beam­
tenrecht — (kar)

Volkszählungsgesetz
BUN DE SINNENMINI ST ER

LEGT ENTWURF VOR

Das Bundesinnenministerium hat jetzt 
einen Referentenentwurf zu einem 
neuen Volkszählungsgesetz vorgelegt. 
Im September soll er im Kabinett be­
raten werden. Unter dem Druck der 
Boykottbewegung gegen die Volkszäh­
lung hatte das Bundesverfassungsge­
richt im Dezember 1983 die geplante 
Koordinierung von Volkszählung und 
Überprüfung der Melderegister verbo­
ten, aber das Erhebungsprogramm im

Hauseingang ausging. Nach zunächst 
gegenteiligen Angaben der Polizei 
mußte die Duisburger Staatsanwalt­
schaft am 30.8. von "vorsätzlicher 
Brandstiftung als eine der Möglich­
keiten der Brandentstehung" sprechen 
und erklärte, sie gehe bei ihren Er­
mittlungen hiervon aus, weil "be­
stimmte Umstände" dafür sprächen. 
Erst kurz vorher waren in Duisburg 
Flugblätter mit Hakenkreuzen auf­
getaucht, auf denen gedroht wurde: 
"Türken raus bis September, sonst 
klirren eure Fensterscheiben". Ob ein 
unmittelbarer Zusammenhang hierzu 
besteht, ist nicht bekannt. Zu der Po­
gromstimmung, die Bundesinnenmini­
ster Zimmermann (CSU) im Zusam­
menhang mit der Verschärfung des 
Ausländergesetzes verbreitet, würde 
Brandstiftung jedoch passen. Bei der 
Arbeiterwohlfahrt gingen demgegen­
über unerwartet viele Spenden für die 
vom Brand betroffenen Familien ein. 
— (wof)

M
> w.

Unter den Forderungen "Stoppt den Rüstungsexport" und "Keine Amnestie für 
Rheinmetall" fand am 30.8. eine Demonstration in Düsseldorf statt. Die De­
monstranten forderten schnelle Durchführung des Prozesses gegen den Rhein­
metall-Konzern, der Rüstungsgüter nach Südafrika geliefert hat, wandten sich 
gegen die von der Bundesregierung geplante Milderung der Strafvorschriften im 
Kriegswaffenkontrollgesetz. Aufgerufen hatten u.a. die Anti-Apartheid-Bewe­
gung, die GRÜNEN (NRW), kirchliche Gruppen und die DKP. - (uld)
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wesentlichen für rechtmäßig erklärt.
Mit dem Schwerpunkt der jetzigen 

weitgehend gleichen Erhebungsmerk­
male verfolgt die Regierung dieselben 
Ziele wie zuvor: den Kapitalisten ei­
nen genauen Überblick zu geben, wo 
die Ware Arbeitskraft am billigsten 
eingekauft werden kann, welche Sorte 
Arbeitskraft in den verschiedenen Re­
gionen vorhanden ist, wie die Bedin­
gungen beschaffen sind, die ganze Ar­
beitskraft in einem Teil der bisherigen 
Zeit zu einem weit geringeren Lohn zu 
vernutzen.

Der Wohnungsbestand soll vollstän­
dig registriert werden.

Mit dem Erhebungsprogramm ver­
schafft sich die Regierung die Daten 
für eine gezielte Ausweitung der be­
sonderen Unterdrückungsmaßnahmen 
gegen ausländische Arbeiter. Die Fra­
ge nach der Staatsangehörigkeit ist 
aufgeschlüsselt nach den Ländern, aus 
denen die Mehrzahl dieser Lohnabhän­
gigen stammt: "italienisch, grie­
chisch, sonstige EG-Staaten, jugosla­
wisch, türkisch, sonstige". In der Ar­
beitsstättenzählung soll erfaßt wer­
den: "jeweils nach Geschlecht ... Zahl 
der ausländischen Arbeitnehmer".

Nach wie vor sollen auch im neuen 
Entwurf die "Einzelangaben in stati­
stischen Ergebnissen für Zwecke der 
Planung", für "statistische Aufberei­
tungen der Gemeinden", "an Amtsträ­
ger ... für wissenschaftliche Zwecke" 
weitergegeben werden. Jetzt ist hin­
zugefügt: "soweit damit nicht Sicher­
heitsaufgaben verfolgt werden". Wie 
ist diese Einschränkung zu sehen? 
Nach dem Urteil ist dem Staat zuge­
standen, diese Daten, auch wenn sie 
noch mit Namen versehen sind, zu 
"statistischen Zwecken" weiterzuge­
ben. Laut Entwurf können "im Melde­
register gespeicherte Daten ... auch 
zur Vervollständigung der Ergebnisse 
der Volks-und Berufszählung verwen­
det werden: dies gilt nicht für den 
Vor- und Familiennamen". Festzuhal­
ten ist: Auch ohne den Namen kann die 
Meldebehörde mit den anderen Daten 
und dieser Sorte Melderegisterver­
gleich eine vollständige Personener­
fassung und den angestrebten Melde­
abgleich sichern.

Mit Recht wandte sich die Anwältin 
Stadler-Euler, die Klage gegen das vo­
rige Volkszählungsgesetz vor dem 
BVerfG erhoben hatte, in einem Inter­
view mit der "tageszeitung" dagegen, 
daß durch die "Vermischung von Stati­
stik und Verwaltung" der Melderegi­
sterabgleich "durch die Hintertür ein­
geführt" werde.

Günstig wäre, wenn die GRÜNEN, 
die gegen das Volkszählungsgesetz 
aufgetreten waren, nicht nur diese 
"Vermischung von Statistik und Ver­
waltung" ablehnen, sondern gegen die 
immer vollständigere Überwachung 
durch das Meldewesen ein anderes 
Meldegesetz fordern würden. 
Queilenhinweis: Gesetzentwurf in 
"die tageszeitung", 20.8. - (gba)

Thälmann-Mord
VERFAHREN GEGEN EINEN DER MÖRDER
ERNST THÄLMANNS ERNEUT ABGELEHNT

Am 18.8.1944 starb der Vorsitzende 
der KPD, Ernst Thälmann, unter den 
Kugeln der SS im KZ Buchenwald. 
Vierzig Jahre später, im Juni 1984, 
lehnte das Landgericht Kleve die Er­
öffnung des Hauptverfahrens gegen 
einen der Mörder Thälmanns, den ehe­
maligen SS-Unterscharführer und 
Exekutions-Protokollanten des KZ 
Buchenwald, Wolfgang Otto, ab. Dies 
ist das achte Mal seit 1962, daß Otto 
einer strafrechtlichen Verfolgung 
durch die westdeutsche Justiz entge­
hen soll. Bereits 1947 hatte das ZK der 
SED einen Auslieferungsantrag ge­
stellt, der jedoch ohne Antwort blieb. 
Zu dieser Zeit verbüßte Otto eine 
fünfjährige Haftstrafe, zu der ihn die 
US-Besatzer wegen Teilnahme an 
Massengreueltaten und mindestens 50 
Hinrichtungen verurteilt hatten. Nach 
seiner Haftentlassung war Otto als 
Lehrer in NRW tätig. 1962 erstattete 
die Witwe Thälmanns Strafanzeige 
gegen Otto wegen Mordes. Nach deren 
Tod stellte die Staatsanwaltschaft im 
Januar 1964 das Verfahren ein. Be­
gründung: "Widersprüchliche Zeugen­

1933: Deutsche Juristen schwören Gefolgschaft. Nach 1945 hält die Justiz 
Nazi-Verbrechern den Rücken frei.

aussagen" und "Zweifel an der Glaub­
würdigkeit" des Hauptbelastungszeu­
gen, des ehemaligen polnischen KZ- 
Häftlings Marian Zgoda. Zwei Monate 
später mußte das Verfahren auf Wi­
derspruch und neuerliche Strafan­
zeige durch Thälmanns Tochter, die, 
ebenso wie ihre Mutter, 1944 in KZ- 
Haft genommen wurde und diese über­
lebte, wieder aufgenommen werden 
mit dem Ergebnis der Bestätigung des 
ersten Einstellungsbeschlusses. Von 
da an folgten weitere Einstellungsbe­
schlüsse in den Jahren 1972, 1974, 

1976, 1979 und 1982, ehe durch ein 
Klageerzwingungsverfahren vor dem 
OLG Köln 1983 die Erhebung der öf­
fentlichen Klage durchgesetzt werden 
konnte. Das LG Kleve hat diese Klage 
nun nicht zur Hauptverhandlung zuge­
lassen.

Bereits in seiner ersten Vernehmung 
1948 hatte der Hauptbelastungszeuge 
gegen Otto und andere, inzwischen 
verstorbene, SS-Angehörige, Zgoda, 
eine ausführliche Schilderung des Tat­
hergangs gegeben, den er aus einem 
Versteck aus etwa vier Metern Ent­
fernung beobachten konnte. Zgoda 
war als Leichenträger im KZ "be­
schäftigt". Er berichtete, am Nach­
mittag des 17.8.44 sei der Befehl zum 
Aufheizen der Krematoriumsöfen ge­
kommen, bis spät abends sei jedoch 
nichts passiert. Und weiter:

"Um 0.10 Uhr kamen die beiden 
Kommandoführer Warnstätt und Stop­
pe aus dem Krematorium heraus und 
öffneten das Tor im Hof, um einen 
großen Personenwagen hereinzulas­
sen. Dem Wagen entstiegen drei Zivi­
listen, von denen zwei den dritten, der 

in der Mitte ging, offenbar bewachten 
... Inzwischen waren auch die SS- 
Leute Berger, Otto, Stoppe und Hof- 
schulte aus dem Krematorium gekom­
men und flankierten sich an der Ein­
gangstüre ... Die Zivilisten ließen ih­
ren Gefangenen vorangehen. In dem 
Augenblick, wo der Gefangene ... das 
Krematorium betrat, fielen hinter 
ihm vom Hof her drei Schüsse."

Nachdem alles vorbei gewesen sei 
und die SS-Männer das Krematorium 
verließen, habe er, Zgoda, eine Unter­
haltung zwischen Hofschulte und Otto
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gehört: "Hofschulte: ’Weißt Du, wer 
das war?’ Otto antwortete darauf: 
’Das war der Kommunistenführer 
Thälmann.1" Zu Protokoll genommen 
wurde diese Aussage 1948 von Staats­
anwalt Puckert, der seinerseits ab 
1933 SA-Scharführer war und laut sei­
ner Beurteilung die Gewähr bot, "je­
derzeit rückhaltlos für den national­
sozialistischen Staat" einzutreten (UZ 
v. 13.7.84). Während des ersten gegen 
Otto anhängigen Ermittlungsverfah­
rens bei der Staatsanwaltschaft Kleve 
1962 war deren 1.Staatsanwalt ein Jo­
hannes Tillmann, früher Nazi-Staats­
anwalt in Stettin und Vollstreckungs­
leiter beim dortigen Sondergericht.

In anderen Vernehmungen, die zum 
Teil 15 Jahre später geführt wurden, 
wich der Zeuge Zgoda in einigen Punk­
ten, die das Randgeschehen betrafen, 
von seiner oben angeführten Schilde­
rung ab, so, was die Zahl der beteilig­
ten SS-Leute und seinen Weg von der 
Baracke zu seinem Versteck, einem 
Kokshaufen, anging. Diese Abwei­
chungen, so die Klever Richter, sollen 
erhebliche Zweifel an der Glaubwür­
digkeit des Zeugen wecken, der, weil 
1967 verstorben, ja nun leider nicht 
mehr befragt werden könne. Die 
Staatsanwaltschaft hatte 1964 und 
auch später noch ihre Zweifel sogar 
damit begründet, Zgoda habe 1951 
kommunistische Flugblätter verteilt. 
Dies brachte der Staatsanwaltschaft 
jetzt allerdings die Rüge ein, "gänz­
lich neben der Sache" zu liegen. Wi­
dersprüchlich seien nach Ansicht des 
LG auch die Aussagen anderer Zeu­

gen, mit denen Zgoda über seine Beob­
achtungen gesprochen hatte. So be­
zeichnete der ehemalige Kapo des KZ 
Buchenwald, Müller, Zgodas Darstel­
lung als "glattes Märchen", obwohl ak­
tenkundig ist, daß Müller Zgoda einen 
"polnischen Insurgenten" und ein "ver­
logenes Subjekt" genannt hatte, weil 
Zgoda in einem Verfahren gegen Mül­
ler ausgesagt hatte, daß dieser er­
hängte Häftlinge, die nach Abnahme 
vom Galgen noch nicht tot gewesen 
seien, mit einer Keule erschlagen ha­
be. Die Aussage des ehemaligen SS- 
Manns Fricke, Otto habe ihm 1947 in 
der Haft seine Beteiligung an dem 
Mord geschildert, sei nicht glaubhaft, 
da Otto sich mit einem solchen Be­
richt in die Hand Frickes, der Otto 

nicht wohlgesonnen gewesen sein soll, 
begeben hätte; eine Argumentation, 
deren sich Otto selbst nie bediente, er 
hatte lediglich die Existenz dieser Un­
terhaltung bestritten. Auf solcherlei 
Weise wurden auch andere Aussagen 
abgebügelt und schließlich kam man 
zu dem Schluß, daß die SS wahrschein­
lich gar nicht beteiligt gewesen sei, da 
der Befehl zur Ermordung Thälmanns 
von Hitler persönlich als "Geheime 
Reichssache" gegeben und daher wohl 
vom Reichssicherheitshauptamt di­
rekt ausgeführt worden sei. Mit Ein­
schaltung der Lager-SS hätte man sich 
nur unnötige Zeugen geschaffen. An 
dieser Stelle verlören sich leider die 
Spuren, man könne nicht einmal mehr 
feststellen, wer die Akten des RSHA 
verwaltet habe.

Gegen den Beschluß des LG Kleve 
hat der Anwalt von Irma Gabel-Thäl­
mann, Heinrich Hannover, Beschwer­
de beim OLG Düsseldorf eingelegt. 
Die Verschleppungstaktik der Justiz 
hat offensichtlich die Erwartung zum 
Ziel, Otto möge doch das Zeitliche 
segnen, bevor das Gericht sich ge­
zwungen sehen könnte, doch noch ein 
Hauptverfahren durchzuführen. Bei 
den seinerzeit mitangezeigten SS- 
Leuten hat dies geklappt. Allerdings 
ist eins festzuhalten: Schon die bishe­
rigen Äußerungen der Justiz lassen ei­
ne Absicht erkennen: Revolutionäre 
werden für vogelfrei erklärt.
Quellenhinweise: Gerichts- und StA- 
Beschlüsse im Fall Thälmann, u.a. 
Landgericht Kleve, Beschluß vom 
9.7.84; UZ, Zeitung der DKP, vom 
13.7.1984. — (Mak, anl)

STAAT SCHÜTZT 
NAZI-MÖRDER

1951 machte die Bundesregierung 
die Wiedereinstellung der Nazi-Be­
amten auf allen Ebenen zur Pflicht. 
Damit sorgte sie für die Bestückung 
der Verwaltung und der Justiz mit 
den Kräften, die ein eigenes Interes­
se an der Deckung und sogar Recht­
fertigung von nationalsozialisti­
schen und Kriegsverbrechen hatten 
und beides in organisierter Form be­
treiben konnten.

1960 erklärte der Bundestag die 
Masse der Nazi-Morde für verjährt, 
da ihre Definition als Totschlag 
durchgesetzt werden konnte. Erst 
kurz zuvor war die "Zentrale Stelle 
der Landesjustizverwaltung zur Auf­
klärung nationalsozialistischer Ver­
brechen" mit einem Personal von nur 
20 Mann gebildet worden. Mit ihrer 
Gründung wurden zum erstenmal Er­
mittlungen auch dann aufgenom­
men, wenn Anzeigen gegen nament­
lich nicht bekannte Täter erstattet 
worden waren. Diese waren zuvor in 
Sicherheit, wenn sie unter falschen 
Namen ihre früheren Berufe als Ärz­
te und Juristen ausübten. Das Durch­

schnittsalter der Angeklagten betrug 
bereits 65 Jahre, die überlebenden 
Zeugen wurden vielfach durch Zu­
rückweisung ihrer Aussagen wegen 
mangelnder Präzision erneut gedemü- 
tigt. Dennoch war die Justiz genötigt, 
einige langwierige Prozesse zu füh­
ren. Da sich abzeichnete, daß es dem 
Bundestag auch wegen der internatio­
nalen Protestbewegung nicht gelingen 
würde, Nazi-Morde für verjährt zu er­
klären — Vorstöße dazu machte der 
Bundestag bis 1965— wurde die Justiz 
selber durch Auslegung des Rechts tä­
tig. Durch Richtersprüche schuf sie 
das Instrumentarium, mit dem in Zu­
kunft zahlreiche Verbrecher der Ver­
urteilung entgehen konnten. Anläßlich 
eines fünfmal wieder aufgenommenen 
Prozesses gegen drei Standrichter, die 
am 10. April 1945 drei Einwohner des 
Dorfes Brettheim wegen Wehrkraft­
zersetzung erhängt hatten, stellten 
die Gerichte fest, der § 336 des Straf­
gesetzbuches bedeute, daß das Recht 
nur beugen könne, wer dazu den direk­
ten Vorsatz habe. In Zukunft brauch­
ten sich Angeklagte nur darauf zu be­
rufen, daß sie dem geltenden Recht 
Genüge getan hätten und dieses nicht 
hätten beugen wollen. Selbst der SS- 

General Simon entging der Bestra­
fung mit dem Argument, er sei ei­
nem Laienrichter gleichzustellen, da 
das Militärstrafgesetzbuch nicht 
mehr gelte. Der Bundesgerichtshof 
lieferte 1965 die besondere ideologi­
sche Absicherung mit der Erklärung, 
der §336 StGB bilde gerade durch 
seine Interpretation "ein Teilstück in 
der Sicherheit und der Unabhängig­
keit des Richters". Damit konnte die 
Richterschaft sicher sein, niemals 
wegen Mordes verurteilt zu werden, 
da weder Vorsatz noch "niedrige Be­
weggründe" nachzuweisen sind, so­
lange sich ein Angeklagter darauf 
beruft, dem jeweils geltenden Recht 
entsprochen und dies für seine 
Pflicht gehalten zu haben.

Im Juli 1979 endlich begrub der 
Bundestag die immer wieder aufge­
worfene Forderung nach Behandlung 
von Nazi- und Kriegsverbrechen als 
besonders verabscheuungswürdige 
Verbrechen durch den Beschluß, die 
Verjährung für Mord generell aufzu­
heben.
Quellenhinweis: Braunbuch, Staats­
verlag der DDR, Berlin 1965; Spiege 
28/79; Hannover/Wallraff, Die un­
heimliche Republik, Rowohlt TB.



Seite io Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 18/0,

Ausländerpolitik
STÄRKERER WIDERSTAND DER GEWERKSCHAFTEN 

GEGEN DIE REAKTIONÄRE A U SL Ä N DE R P OL IT I K

In den DGB-Gewerkschaften hat in 
den letzten Monaten eine Debatte 
darüber begonnen, welche Grundsätze 
die Gewerkschaften gegenüber der 
Ausländerpolitik der Reaktion und den 
Plänen der Bundesregierung zur No­
vellierung des Ausländergesetzes ein­
nehmen sollen. Diese Debatte war 
auch dringend nötig. Denn bislang 
wurden diese gewerkschaftlichen 
Grundsätze und Ziele auf vielen ge­
werkschaftlichen Ebenen bis hin zum 
DGB-Bundesvorstand von einem 
Bündnis staatstragender Christdemo­
kraten mit ebenso staatstragenden 
Sozialdemokraten bestimmt. Der 
DGB-Bundesvorstand nahm fast jeden 
Angriff der Reaktion auf die ausländi­
schen Arbeitnehmerohne Widerstand 
hin, wenn er ihn nicht sogar öffentlich 
billigte. So lehnte der DGB-Bundes­
kongreß im März 1981 die Forderung 
nach einem kommunalen Wahlrecht 

für Ausländer ausdrücklich ab und be­
schloß lediglich:

“Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
setzt sich gemeinsam mit den auslän­
dischen Arbeitnehmern für die Besei­
tigung ihrer besonderen wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen Be­
nachteiligung ein mit dem Ziel, ihre 
Gleichberechtigung zu verwirkli­
chen.“

Die von der Reaktion zum damali­
gen Zeitpunkt schon begonnene De­
batte über das sogenannte “Auslän­
derproblem", die eine Verschärfung 
der Ausländergesetze vorbereiten 
sollte, konnte sich so ohne ausdrückli­
che Kritik des DGB entfalten. Der 
DGB vermied jede Kritik an den Aus­
ländergesetzen.

Noch im vergangenen Herbst be­
kräftigte der DGB-Bundesvorstand 
diese staatstragende Koalition in der 
Ausländerpolitik erneut. Er übernahm 

reaktionäre und chauvinistische Posi­
tionen, indem er feststellte, die Bun­
desrepublik sei “kein Einwanderungs­
land", und erklärte:

"Der DGB vertritt eine Ausländer­
politik, die folgendes umfaßt:

— Integration der bei uns lebenden 
und arbeitenden ausländischen Ar­
beitnehmer und ihrer Familien

— sozial-verantwortliche Steuerung 
des weiteren Zuzugs

— Reintegration und Hilfen bei der 
Rückkehr".

Damit war der DGB-Bundesvor­
stand schon vor einer Kritik an Zim­
mermanns Plänen zurückgewichen, 
bevor diese Pläne überhaupt in Form 
eines Gesetzentwurfs vorlagen.

Die Kräfte in den Gewerkschaften, 
die sich gegen diesen staatstragenden 
und chauvinistischen Kurs des DGB 
zur Wehr setzen und der Ausländerpo­
litik der Reaktion entgegentreten 
wollen, werden nun stärker. Die unten 
abgedruckten Beschlüsse der letzten 
Gewerkschaftskongresse von IG Me­
tall, ÖTV, IG Druck und Papier und der 
Landesdelegiertenkonferenz NRW der 
HBV dokumentieren dies. Nicht abge­
druckt haben wir zwei Beschlüsse des

DGB-GEWERKSCHAFTEN 
ZUR AUSLÄNDERPOLITIK 

IG Metall 
__ Der 14. ordentliche Gewerk­
schaftstag der IG Metall ... lehnt 
die Empfehlungen des Bundesinnen­
ministers zur Novellierung des Aus­
länderrechts, die das Ziel verfolgen, 
Verschlechterungen am Rechtssta­
tus der ausländischen Arbeitnehmer 
vorzunehmen, entschieden ab.

Darüberhinaus lehnt die IG Metall 
das Hinausdrängen der ausländischen 
Arbeitnehmer durch sogenannte 
Rückkehrprämien entschieden ab. 
Deshalb spricht sich der Gewerk­
schaftstag gegen eine Kapitalisie­
rung von Beiträgen aus der Solidar- 
versicherung aus und lehnt eine Ka­
pitalisierung des Arbeitslosengeldes 
sowie eine Pauschalierung des Kin­
dergeldes entschieden ab. Diese Vor­
schläge dienen weder den Interessen 
der deutschen noch denen der aus­
ländischen Arbeitnehmer —

Deshalb fordert die IG Metall,
- daß nach zehnjährigem rechtmä­

ßigen Aufenthalt in der Bundesrepu­
blik Deutschland eine Ausweisung 
nicht mehr möglich ist,
- daß den ausländischen Arbeit­

nehmern nach fünfjährigem Aufent­
halt in der Bundesrepublik Deutsch­
land die Aufenthaltsberechtigung 
ohne weitere Kriterien erteilt wird,

- daß allen volljährigen ausländi­
schen Arbeitnehmern nach fünfjäh­
rigem Aufenthalt in der Bundesrepu­
blik Deutschland das aktive und pas­
sive Kommunalwahlrecht gewährt 

wird,
— daß für die zukünftigen Sozial­

wahlen den ausländischen Arbeitneh­
mern auch das passive Wahlrecht ge­
währt wird,

— daß für ausländische Arbeitneh­
mer, die in ihren Heimatländern ihren 
Wehrdienst ableisten müssen, das Ar­
beitsplatzsicherungsgesetz Anwen­
dung findet,

— daß der Rechtsanspruch auf eine 
Arbeitserlaubnis nach erfolgter Fami­
lienzusammenführung verwirklicht 
wird,

— daß die Vorrangstellung von Deut­
schen und EG-Angehörigen bei der 
Vermittlung von Arbeitslosen besei­
tigt und auch hier die Gleichbehand­
lung verwirklicht wird,

— daß der Bezug von Arbeitslosen­
oder Sozialhilfe auf keinen Fall als 
Grund zur Ausweisung genommen 
wird__

— daß Ausweisungen wegen des so­
genannten "unzureichenden" Wohn­
raums ausgeschlossen werden ... 
(Entschließung 25 des 14. o. Gewerk­
schaftstags, 1983)
ÖTV
Für ausländische Arbeitnehmer for­
dern wir:

1. Das zur Zeit existierende Auslän­
dergesetz ist in seinen undemokrati­
schen und diskriminierenden Inhalten 
zu ändern.

2. Die Gewährung eines Aufent­
haltsrechts unabhängig vom Fortbe­
stehen der Ehe und von der Dauer des 
Aufenthalts in der Bundesrepublik und 
West-Berlin.

3. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
für deutsche und ausländische Arbeit­

nehmer.
4. Aufhebung der bezirklichen Zu­

zugssperre.

6. Ablehnung jeglicher Versuche, 
ausländische Arbeitnehmer und ihre 
Familien mit Rückkehrprämien zum 
Verlassen des Landes zu bewegen. 
Auch sind die Rückerstattung der ein­
gezahlten Sozial Versicherungsbeiträ­
ge strikt abzulehnen.

7. Keine weiteren Einschränkungen 
der Familienzusammenführung.

8. Volle Gleichberechtigung der 
ausländischen Arbeitnehmer bezüg­
lich der demokratischen Rechte wie 
z.B. Meinungs-, Organisationsfrei­
heit, Demonstrations-, Versamm­
lungsrecht.

9. Die ÖTV fordert das aktive und 
passive Kommunalwahlrecht für alle 
volljährigen ausländischen Mitbürger 
nach ununterbrochenem 5-jährigem 
Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland —
(Antrag 290, vom Gewerkschaftstag 
am 22.6.84 angenommen) 
IG Druck und Papier
Die IG Druck und Papier tritt der 
wachsenden Ausländerfeindlichkeit 
entschieden entgegen und schlägt fol­
gende Maßnahmen vor:

1. Im Zentralorgan der Industrie­
gewerkschaft über die Situation der 
ausländischen Kollegen und ihrer Fa­
milien, ihre Arbeits- und Lebensbe­
dingungen, wozu vor allem die be­
sonderen gesetzlichen Bedingungen 
gehören, unter denen Ausländer in der 
Bundesrepublik leben, zu berichten.

5. Auf regionaler Ebene zusammen
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letzten GEW-Kongresses, in denen 
dieser die Vorschläge der von Zim­
mermann eingesetzten Kommission 
zur Novellierung des Ausländergeset­
zes ablehnt und ein kommunales Wahl­
recht für Ausländer verlangt.

Der Beschluß des ÖTV-Kongresses 
kam erst nach heftigen Auseinander­
setzungen zustande. Die Antragskom­
mission hatte nur einen Antrag zur 
Billigung vorgeschlagen, der forderte: 
“Das kommunale Wahlrecht ist anzu­
streben". Gegen die schließlich verab­
schiedete, sehr viel präzisere Fassung 
hatten mehrere Delegierte polemi­
siert, u.a. mit dem ausdrücklichen 
Hinweis auf die Ablehnung dieser For­
derung durch den letzten DGB-Bun­
deskongreß. In einem weiteren Be­
schluß forderte der ÖTV-Kongreß ein 
Verbot der faschistischen "Initiative 
Ausländerstopp11 und "aller nazisti­
schen Organisationen".
Quellenhinweis: Beschlüsse und Pro­
tokolle der letzten Bundeskongresse 

. von IG Metall, ÖTV, IG Druck und Pa­
pier, GEW, 1983 und 1984; Erklärung 
des DGB-Bundesvorstandes zur Aus­
länderpolitik, 6.9.1983; 4. a.o. Bun­
deskongreß des DGB, 1981 — (rül)

mit den anderen DGB-Gewerkschaf­
ten Aktionswochen gegen die zuneh­
mende Ausländerfeindlichkeit
durchzuführen, die landesweit in ei­
ne Großveranstaltung münden, mit 
der ein deutliches Zeichen der Soli­
darität mit unseren ausländischen 
Kolleginnen und Kollegen gesetzt 
wird.

Die schon bestehenden und geplan­
ten Gesetze, die den Zuzug der Fa­
milienmitglieder verhindern oder 
beschränken sollen, müssen beseitigt 
bzw. verhindert werden.
(Antrag 121, im Oktober 1983 vom 
Gewerkschaftstag einstimmig be­
schlossen)
HBV
... Was die ausländischen Kollegen 
brauchen, ist die nachhaltige Ver­
besserung ihrer rechtlichen Lage. 
Daher lauten unsere Forderungen:

— Sofortige Rücknahme der Ver­
schärfung des Ausländerrechts;

— Abschaffung der Vorschriften, 
die vorsehen, daß bei der Arbeitsver­
mittlung Deutschen und EG-Auslän­
dern Vorrang vor Nicht-EG-Auslän- 
dern gegeben wird;

— eine schrittweise rechtliche 
Gleichstellung der in der Bundesre­
publik Deutschland lebenden Auslän­
der. Als ersten Schritt fordern wir 
die Einführung eines kommunalen 
Wahlrechts für Ausländer;

— keine Herabsetzung des Zuzugs­
alters für Kinder hier lebender Aus­
länder ...
(Beschluß der Landesdelegierten­
konferenz Nordrhein-Westfalen der 
HBV vom 24.725.5.1984)

Revolutionäre Sozialisten
ÜBER EINE ANGEBLICHE "ATTACKE" DER

SOWJETUNION IN DER DEUTSCHLANDPOLITIK

Die revolutionären Sozialisten konn­
ten kein einheitliches Vorgehen im 
vergangenen Jahr gegen die Offensive 
der Bundesregierung in der Deutsch­
land- und Europapolitik erzielen. Der 
BWK hatte die Position vertreten, daß 
im Zusammenhang mit der Stationie­
rung der Mittelstreckenraketen vor 
allem die Stellung der BRD in Westeu­
ropa und in der NATO gestärkt wird 
und daß deshalb ein Angriff auf die 
Deutschland- und Europapolitik der 
BRD-Imperialisten dringlich sei. Die­
se Position wurde kritisiert und be­
tont, daß es sich doch um US-Mittel- 
streckenraketen handeln würde. Eine 
extreme Gegenposition nahm die 
MLPD ein: "Die Antwort der Sowjet­
union ist eine massive 'Nachrüstung, 
verbunden mit der ständigen Drohung, 
Europa vorsorglich in Schutt und 
Asche zu legen." (1)

Nach der Stationierung der Mittel­
streckenraketen errang die Bundesre­
gierung bei den Europa-Wahlen einen

weiteren Erfolg über die politische 
Opposition. Die GRÜNEN beteiligten 
sich auch an "Europa", und die CDU/ 
CSU schnitt besonders gut ab und hät­
te im Falle einer Bundestagswahl die 
absolute Mehrheit erzielt. Nach die­
sen Erfolgen suchte die Bundesre­
gierung eine deutschlandpolitische 
Debatte, die das Ziel verfolgte, die 
Sowjetunion als Aggressor aufzubau­
en. Zusammen mit der SPD gelang es 
ihr, in der Öffentlichkeit die Ansprü­
che auf Gebiete der DDR als fried­
liches Wirken darzustellen. Denn ob 
die Deutsche Frage "offen" sei oder 
nicht, die "Menschenrechte" drüben 
müßten gewahrt werden.

Wir haben auf der folgenden Seite 
die aktuellen Aussagen der revolutio­

nären Sozialisten zur Deutschlandpo­
litik zusammengestellt. Vom "Arbei­
terkampf11 liegt uns keine neuere Stel­
lungnahme vor. Ihre Berichterstat­
tung über das Militärbündnis Westeu­
ropäische Union (WEU) steht aber in 
direktem Zusammenhang dazu.

Auffällig ist, daß KPD und MLPD 
die Gründe für die Auseinanderset­
zung in der Deutschlandpolitik zwi­
schen den Staaten des Warschauer 
Pakts und der BRD nicht bei der west­
deutschen Bourgeoisie suchen, son­
dern die Sowjetunion verantwortlich 
machen. Auffällig, weil dafür keine 
Anhaltspunkte in der Wirklichkeit zu 
finden sind, sondern lediglich Behaup­
tungen der bürgerlichen Presse. Der 
"Rote Morgen" befaßt sich ausdrück­
lich mit der Frage, ob eine Änderung 
in der Deutschlandpolitik bei der Bun­
desregierung eingesetzt hat, und 
stellt fest: "Denn in der Zwischenzeit 
ist deutlich geworden, daß es in der 
Politik gegenüber der DDR nicht je-

nen Bruch gegeben hat, der erwartet 
worden war, als Strauß seine infame 
'Mordkampagne' an der DDR-Grenze 
startete."

Was ist in der Zwischenzeit deutlich 
geworden? Daß die neue Bundesregie­
rung doch nicht so eine aggressive 
Deutschlandpolitik betreibt? Und 
welcher Teil der politischen Opposi­
tion hatte diese Erwartung und ist 
jetzt anderer Meinung? Nur die So­
zialdemokraten können gemeint sein, 
die mit dem Regierungswechsel den 
Begriff "Bruch" und "Wende" schufen, 
um die eigenen Taten zu vertuschen 
und eine Sammlung der Opposition un­
ter ihren Fahnen zu ermöglichen. In 
der Deutschlandpolitik ist die SPD von 
diesem Vorwurf abgewichen und lobt
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REVOLUTIONÄRE SOZIALISTEN ZUR 
OSTPOLITIK DER BUNDESREGIERUNG

KPD:
"Besondere Beziehungen be­
stehen":
“Denn in der Zwischenzeit ist deut­
lich geworden, daß es in der Politik 
gegenüber der DDR nicht jenen 
Bruch gegeben hat, der erwartet 
worden war, als Strauß seine infame 
'Mordkampagne' an der DDR-Gren­
ze startete —

Wobei es ja, und dies sollte hier 
noch einmal unterstrichen werden, 
ohnehin nur um eine taktische Wende 
gegangen wäre, denn die grundsätz­
liche Ausrichtung der DDR-Politik 
aller Bundesregierungen ist ja ein­
heitlich, basiert auf dem revanchi­
stischen Wiedervereinigungstraum...

Die Kampagnen in der sowjeti­
schen Presse,.in der Sache durchaus 
nicht unberechtigt, sofern man sich 
nicht fragt, warum gerade jetzt und 
nicht früher oder später, zielen auch 
und gerade auf die Verbindung DDR- 
BRD ... (Roter Morgen, 03.08.84)

"Tiefe Risse?":
“Natürlich ist es müßig, dabei, wie es 
die bürgerliche Presse in der BRD 
tut, über Fraktionskämpfe und son­
stiges in der DDR zu spekulieren ...

Das ist so gar nicht das Problem, 
sondern es handelt sich um eine all­
mähliche Entwicklung, die im RGW, 
unter den pseudosozialistischen 
Staaten, Risse hat entstehen lassen, 
die sich bei weiterer Fortsetzung 
dieser Politik rasch in tiefe Risse 
verwandeln werden und teilweise be­
reits dabei sind, es zu tun.

Dabei spielt die Bundesregierung 
auf Abwarten und weiter Wirken." 
(Roter Morgen, 10.08.84) 
"Bekenntnisse":
“Niemand aus den etablierten Par­
teien, der da die Forderung nach völ­
kerrechtlicher Anerkennung der 
DDR vertreten würde, und sei es 
auch nur ansatzweise. Im Gegenteil, 
eine Regierung, die die Frage aus­
drücklich so stellt, daß eben auch die 
Frage der Grenzen offen bleiben 
muß. Ein Bundespräsident, der in die 
alte Kerbe haut "wir“ ( Die west­
deutsche herrschende Klasse ) müß­
ten ’der DDR’ die Freiheit bringen." 
(Roter Morgen. 17.08.84)

MLPD:
"Wölfe im Schafspelz":
"Einigen Wirbel haben die jüngsten 
Kritiken aus Moskau am verstärkten 
Revanchismus gegenüber der DDR 
und dem anwachsenden Militarismus 
in der BRD bei den Regierungspar­
teien ausgelöst. Anlaß war der zwei­
te Milliardenkredit, mit dem sich 
Bonn unter anderem Erleichterungen 
im Reiseverkehr erhandelte ...

Das Streben nach Unterhöhlung 

und Rückeroberung der DDR ist Rea­
lität, und zwar seit 1949 der BRD-Im- 
perialismus wieder in den Sattel ge­
hievt wurde. Nur ist es im Augenblick 
für die BRD-Monopole und ihre Re­
gierung dienlicher, das nicht so laut­
stark zu betonen, zumal der zweite 
Schub der Raketenstationierung be­
vorsteht ...

Die sowjetischen Sozialimperiali­
sten müssen sich allerdings auch die 
Frage gefallen lassen, weshalb sie 
denn gerade jetzt die Attacke vom 
Stapel lassen ...

Antwort: Die sozialimperialisti­
schen Führer sind genauso Heuchler, 
denn mit solchen Attacken sollen die 
sowjetischen Werktätigen auf den 
Krieg vorbereitet werden." (Rote 
Fahne, 11.08.84)

KB:
"40 Jahre nach Vi und V2: Bonn 
will Fernraketen":
"Am 27. Juni 1984 haben die wichtig­
sten westeuropäischen NATO- Ver­
bündeten, zusammengefaßt im WEU- 
Rat, der Bundesregierung grünes 
Licht für den Bau von strategischen 
Raketenwaffen gegeben. Während 
Bonn dies als rein 'juristische Selbst­
befriedigung’ ohne rüstungspoliti­
schen Hintergrund darstellt, liegen 
uns gegenteilige Informationen vor." 
(Arbeiterkampf, 27.08.84. Auf dersel­
ben Seite ist ein Artikel der "Süddeut­
schen Zeitung" im Faksimile abge­
druckt, der die Überschrift trägt: "So­
wjetunion warnt Bonn vor dem Bau 
strategischer Waffen, Bundesregie­
rung weist Kreml-Memorandum als 
nicht akzeptable Einmischung zu­
rück.")

MG:
"40 Jahre östliches Unrecht 
gegen Deutsche":
"Erstmals nahm mit Carstens der Bun­
despräsident am 'Deutschland-Tref­
fen' teil und verkündete als Programm 
der ganzen Nation, worauf die Ver- 
triebenenpolitiker ihren 'Rechtsan­
spruch' gründen:

'Die deutschsprachigen Gebiete 
Böhmens und Mährens waren histo­
rischgesehen Kernlandschaften deut­
scher Kultur. Dieses sudetendeutsche 
Kulturerbe ist ein wesentlicher und 
unverlierbarer Teil der deutschen 
Kultur...

Gegen die 'kommunistische Unkul­
tur', gegen die die gesamte NATO mo­
bilmacht, eignen sich deren bei uns 
ansässig gewordene 'Opfer' bestens, 
um die alten Rechnungen mit aktuel­
lem Zahlenmaterial offenzuhalten 
bzw. ganz neu aufzumachen...

Als NATO-Internationalismus setzt 
der deutsche Nationalismus aufs 

Bündnis, und das will nicht bloß deut­
sche 'Revanche', sondern den westli­
chen Endsieg." (MSZ, 7/8 84)

GIM:
DDR - UdSSR / DDR - BRD. 
"Im Osten viel Neues":
"Innerhalb weniger Wochen kam es 
innerhalb des sowjetischen Macht­
bereichs zu einem kaum verhüllt 
ausgetragenen Streit über die Ost- 
West-Politik. Charakter und Ausmaß 
dieser Auseinandersetzung sind ... 
einmalig im Herrschaftsbereich der 
Bürokratie...

Am Anfang des offenen Konflikts 
stand der zweite westdeutsche 
Großkredit (von 950 Mio. DM) für die 
DDR. Die DDR-Bürokratie hatte 
hierauf erstmals eine größere Ge­
genleistung erbracht...

So bescheiden dieser Handel 'ein 
Stück Menschenrechte gegen etwas 
niedrigeren Zins' war, die Moskauer 
Bürokratie sah plötzlich eine deut­
sche Wiedervereinigung am Horizont 
und ließ Breitseiten gegen Honecker 
und die SED schießen. (Was tun, 
30.08.84)

BWK: 
"BRD: WEU ist 'Innere Ange­
legenheit:'
"Die Regierungen der UdSSR, der 
CSSR und der VR Polen haben gegen­
über der Bundesregierung gegen die 
Beseitigung der letzten konventio­
nellen Rüstungsbeschränkungen für 
die BRD durch die Westeuropäische 
Union (WEU) protestiert ...

Die drei Staaten verwiesen zu 
Recht auf den Zusammenhang zwi­
schen den Rüstungsanstrengungen 
der BRD und der Forderung nach den 
“Grenzen von 1937", mit der die BRD 
Gebietsansprüche gegenüber den 
drei Staaten und der DDR erhebt. 
(Politische Berichte, 28.07.84) 
"Die Sammlung expansionisti­
scher Kräfte in der BRD wird 
gefördert":
"Auf Vorwürfe in der sowjetischen 
Presse, solche Politik sei revanchi­
stisch und auf Beseitigung der poli­
tischen Ordnung der DDR gerichtet, 
antwortete die Bundesregierung ge­
reizt ...

Und der Staatsminister im Aus­
wärtigen Amt Mertes drohte gar mit 
der Kündigung der Ostverträge. Er 
warf der UdSSR vor, ihr Vorwurf sei 
'mit Geist und Buchstaben des 
deutsch-sowjetischen Vertragswerks 
... unvereinbar.' Die sowjetische Re­
gierung gefährde 'die Geschäfts­
grundlage des 'deutsch-sowjetischen 
Vertrages'. Die Bundesregierung 
versucht, die UdSSR zum Aggressor 
zu erklären ... Das friedliche Wirken 
der Bundesregierung läßt sich als 
schlichte Erpressungspolitik gegen­
über der DDR kennzeichnen." (Poli­
tische Berichte, 11.08.84)
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die "Kontinuität" der Politik der Bun­
desregierung. Sie hat zwar Bedenken 
gegen die stationierten Mittelstrek- 
kenraketen, aber die Erpressungspoli­
tik, die die Regierung damit betreibt, 
unterstützt sie. Die KPD hatte den 
Begriff "Wende" übernommen und be­
schreibt die Politik der Regierung 
z.B. in der Sozial- und Innenpolitik da­
mit. In der Deutschlandpolitik ver­
neint der "Rote Morgen" eine Ände­
rung und begründet dies mit dem "ein­
heitlichen revanchistischen Wieder­
vereinigungstraum11 aller bürgerlichen 
Parteien, obwohl die Regierung ver­
stärkte Aggressionen gegen die DDR 
verübt und dafür die Unterstützung 
einer großen Koalition aller bürgerli­
chen Parteien in dieser Hinsicht hat.

Die Schärfe und die Mittel, mit de­

nen die Bundesregierung auf eine Wie­
dervereinigung drängt, haben sich 
entscheidend geändert. Die statio­
nierten Mittelstreckenraketen geben 
den Drohungen der Kohl-Regierung 
ein viel größeres Gewicht als der NA- 
TO-Doppelbeschluß der Regierung 
Schmidt/Genscher vor zwei Jahren. In 
den letzten Monaten hat die BRD ihre 
militärische Vormachtstellung in 
Westeuropa noch ausbauen können:

— Auf der WEU-Tagung am 27. Juni 
wurde die Aufhebung der letzten kon­
ventionellen Rüstungsbeschränkungen 
für die BRD beschlossen. Die BRD 
darf nun strategische Raketen bauen 
und tut dies. (2) Sie wird nicht zögern, 
strategische Bomber zu bauen.

— Die Befürchtung, die BRD werde 
als nächstes Zugriff auf Atomwaffen 
haben, wird vom Berichterstatter der 
WEU-Ratstagung untermauert. Er be­
richtet: "In der Hinsicht sind viele 
Vorschläge gemacht worden, insbe­
sondere der, die Bundesrepublik 
Deutschland mit einem zweiten 
Schlüssel für französische Nuklear­

waffen auszurüsten". (3)
Erstmals seit dem zweiten Welt­

krieg wird die BRD über Möglichkei­
ten verfügen, die Sowjetunion direkt 
mit eigenen Waffen zu erreichen und 
zu bedrohen. Wir erwähnen gerade die 
Ergebnisse der WEU-Konferenz so 
ausführlich, weil der "Rote Morgen" 
darüber nicht berichtete. Hält die 
KPD die Aufhebung der Rüstungsbe­
schränkungen für so unwesentlich, daß 
sie nicht darüber berichtet? Wir mei­
nen auch, daß sich der "Rote Morgen" 
keine Wachsamkeit gegen die Politik 
des BRD-Imperialismus auferlegt hat. 
Das wird auch daran deutlich, daß er 
diederzeitige Politik mit "Abwarten" 
kennzeichnet. Die Behauptung, daß 
die Bundesregierung in der Deutsch­
landpolitik eine abwartende Politik

betreibe, öffnet der bürgerlichen Pro­
paganda, die eine gesteigerte Aggres­
sion im Osten sieht, Tür und Tor.

Da der "Rote Morgen" die Politik 
der Bundesregierung falsch beurteilt 
und nicht genau beobachtet, kommt er 
zu der Fragestellung, "warum gerade 
jetzt und nicht früher oder später" ei­
ne "Kampagne in der sowjetischen 
Presse" gegen die Politik der DDR und 
BRD begonnen hat. Immerhin bemerkt 
der Artikel, daß die Polemik der So­
wjetunion "in der Sache durchaus 
nicht unberechtigt" sei. Aus dem Zeit­
punkt der sowjetischen Proteste ge­
gen die Deutschlandpolitik zieht der 
"Rote Morgen" die Schlußfolgerun­
gen, daß damit die "besonderen Bezie­
hungen" zwischen der DDR und der 
BRD gestört werden sollen. Wir halten 
diese Theorie für unwahrscheinlich. 
Außerdem stellt sich sofort die Frage 
an die KPD: Sollen die revolutionären 
Sozialisten zu einem Zeitpunkt, an 
dem die Bundesregierung Fortschritte 
im Herausbrechen der DDR aus dem 
Warschauer Pakt erzielen würde, die 

Sowjetunion angreifen und die Hand­
lungen der Bundesregierung ignorie­
ren? Letzteres hat die KPD diesmal 
getan, indem sie sich für die tatsächli­
che Politik der BRD gegen den War­
schauer Pakt nicht interessierte und 
ihre Leser nicht informierte:

Bereits am 6. Juli greift die sowjeti­
sche Nachrichtenagentur Nowosti die 
WEU-Ergebnisse vom Juni an. Am 12. 
Juli greift die sowjetische Regierung 
in einem Memorandum die WEU-Be- 
schlüsse und die revanchistische Poli­
tik der Bundesregierung an. Am 13. 
Juli berichtet die westdeutsche Pres­
se über die Vorwürfe und beschwert 
sich im folgenden wegen "Einmi­
schung in die inneren Angelegenhei­
ten." Am 27. Juli antwortet die 
"Prawda" auf die bürgerliche Presse 
und stellt den Gesamtzusammenhang 
zwischen WEU-Beschluß und der 
westdeutschen Ostpolitik dar. Erst in 
diesem Zusammenhang kritisiert sie 
die Absichten der Bundesregierung 
mit dem Kredit an die DDR. — Dann 
tritt eine Änderung ein. Am 28. Juli 
berichtet die bürgerliche Presse in der 
BRD nur noch über die Kritik der So­
wjetunion am Kredit.

Der Ausgangspunkt der Auseinan­
dersetzung um die "deutsche Frage" 
waren die militärischen Entscheidun­
gen der WEU und die damit deutlich 
erstarkte BRD. Die "Rote Fahne" der 
MLPD verfälscht die Tatsachen di­
rekt: "Einigen Wirbel haben die jüng­
sten Kritiken aus Moskau am ver­
stärkten Revanchismus gegenüber der 
DDR und dem anwachsenden Milita­
rismus in der BR D bei den Regierungs­
parteien ausgelöst. Anlaß war der 
zweite Milliardenkredit, mit dem sich 
Bonn unter anderem Erleichterungen 
im Reiseverkehr erhandelte." An die­
ser Darstellung ist nichts Wahres 
dran. Weder der Grund der Proteste 
der Sowjetunion noch die Darstellung 
über die "Erleichterungen im Reise­
verkehr". Zwar wurde der Mindestum­
tauschsatz für Rentner gesenkt, dafür 
wurden aber die Visa- Gebühren, die 
die Bundesregierung den Rentnern zu­
rückerstattet, erhöht. Das heißt, die 
Bundesregierung fördert mit mehr Fi­
nanzmitteln die Reisen in die DDR.

Die MLPD baut ihre sowjetische 
Überfall-Theorie vom vergangenen 
Jahr aus und behauptet, daß ein An­
griff der Sowjetunion bevorstehe: 
"Mit solchen Attacken sollen die so­
wjetischen Werktätigen auf den Krieg 
vorbereitet werden". Solche Positio­
nen sind schädlich und von der Reak­
tion entliehen. — Um so erfreulicher 
ist, daß der diesjährige Aufruf gegen 
die Herbstmanöver die Übungen der 
Bundeswehr und der NATO entlang 
der DDR-Grenze als "Ausdruck der 
Planungen der NATO für einen Offen­
sivkrieg gegen den Warschauer Pakt" 
bewertet.
(1) Rote Fahne, 26.11.83; (2) Arbeiter­
kampf, 27.08.84; (3) Politische Be­
richte, 30.06.84. — (jöd, clm)
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USA
PARTEITAG DER REPUBLIKANISCHEN PARTEI 
BILDUNG EINES REAKTIONÄREN POTENTIALS

Der nationale Parteitag der Republi­
kanischen Partei vom 20. bis 23.8. in 
Dallas, Texas, war eine genau geplan­
te Show, einzig und allein ausgerich­
tet auf die kostenlose Übertragung ih­
rer reaktionären Propaganda inklusive 
eines eigens für diesen Zweck gedreh­
ten Propagandafilms durch die großen 
Fernsehgesellschaften. Die Delegier­
ten waren Statisten. Die Wahlplatt­
form wurde ohne Debatte einstimmig 
verabschiedet. Sie wird von der bür­
gerlichen Presse als die konservativ­
ste (gleich reaktionärste) der letzten 
Jahrzehnte bezeichnet.

Für die Diskussion der Ziele der hin­
ter der republikanischen Partei ste­
henden Teile der US-Bourgeoisie für 
die nächsten vier Jahre nehmen wir 
hauptsächlich Reagans Rede zur An­
nahme der Nominierung für die Präsi­
dentschaft. Der Grund ist einmal, daß 
uns die 1984er Plattform nur in Aus­
zügen vorliegt, was einen genauen 
Vergleich mit der 80er Plattform 
nicht zuläßt, und zweitens, daß die 
84er Plattform eher das Programm 
für die Zeit nach Reagan ist. Sie wur­
de von Politikern entworfen, die zu 
den Kandidaten für 1988 zählen. Eine 
Reihe dieser "Kandidaten für 1988" 
haben auf dem Parteitag scharfe Re­
den gehalten, in denen sie detailliert 
und konkret weitere Rüstungsprojek­
te, Unterstützung der Konterrevolu­
tionäre in Nikaragua usw. gefordert 
haben. Innenpolitisch haben sie zum 
Beispiel die Ernennung von Richtern, 
die Abtreibungsgegner sind, gefor­
dert. Das sind alles Forderungen aus 
der Plattform. Reagans Rede war da­
gegen ziemlich allgemein und wich 
konkreten Positionen zu kontroversen 
Themen wie Abrüstungsverhandlun­
gen, Militärausgaben, zukünftige In­
terventionen sowie Abtreibung und 
"Equal Rights Amendment" (Verfas­
sungsergänzung zur Gleichberechti­
gung der Frauen) aus. Sie stand nicht 
im Gegensatz zur Plattform, sondern 
behandelte die Präambel der Platt­
form. Die ihm zugewiesene Rolle ist, 
die reaktionäre Ideologie im Volk zu 
verbreiten und zu festigen, ohne die 
sie ihr Programm nicht durchsetzen 
können. Reagan ist ziemlich populär 
und dafür gut geeignet.

Reagan hat seine Rede mit "Hoff­
nung, Zuversicht und Wachstum" be­
gonnen und dem "Frühling und mit der 
Hoffnung" beendet. Das und die "neue 
Ära von Möglichkeiten für jeden" sind 
das zentrale Thema. Es geht um das 
Zusammenschweißen einer Volksge­
meinschaft, das "neue Erwachen des 
amerikanischen Geistes" (Plattform). 
"Wir bündeln das Volk nicht nach 
Gruppen oder speziellen Interessen." 

Die gängigen politischen Kategorien 
"links" Und "rechts" seien überholt und 
würden letzendlich nur in den "kom­
munistischen Totalitarismus" oder in 
den "Totalitarismus Hitlers" führen. 
Es geht um eine Volksgemeinschaft 
für die Eroberung der Welt. "Amerika 
ist wieder in Bewegung", "Großartiges 
liegt vor uns".

Offensichtlich ist im amerikani­
schen Volk diese Sorte von Hoffnung 
nicht weit genug verbreitet, sonst 
bräuchte es dieses Fanfarengetöse 
nicht. Das Vietnam-Trauma ist noch 
nicht ausreichend überwunden.

Reagan ist 1980 angetreten zu ei­
nem "nationalen Kreuzzug, um Ame­
rika wieder groß zu machen". Leider 

Profil der Delegierten zu den Parteitagen und der Anhänger 
der Demokratischen und Republikanischen Partei 

Prozentsatz aller Parteitagsdelegiertender Demokratischen Partei, Anhänger 
der demokratischen Partei, Parteitagsdelegierten der Republikanischen Par­
tei, Anhänger der Republikanischen Partei in jeder Kategorie, so, wie sie sich 
selbst in Umfragen beschrieben haben.

liberal 
gemäßigt 
konservativ

Demokratische Partei
Delegierte

50
42

Anhänger
25
45

5

männlich 50
weiblich 50

Familieneinkommen
weniger als $ 12500 3
$ 12500 —$ 24999 12
$25000-$ 34999 18
$ 35000 —$ 50000 25
mehr als $ 50000 42

"high school'-Bildung
oder weniger n
etwas College 18
College-Abschluß * 20
mehr als College 51

protestantisch 53
katholisch 32
jüdisch 9

Schwarz 18
"Hispanic" 7

18 bis 29 Jahre alt 8
30 bis 44 45
45 bis 64 38
65 und älter 6

Durchschnittsalter 44 

* Demokratische Partei: College-Abschluß und mehr
(US-amerikanisches Schulsystem: 6 Jahre Grundschule, 6 Jahre High School, 4 
Jahre College, weiterführendes Universitätsstudium
Quellen: Meinungsumfragen von New York Times, CBS-Nachrichten, in New 
York Times 24.8.1984

ist er ziemlich erfolgreich gewesen. 
Das amerikanische Volk hat sein ge­
waltiges Aufrüstungsprogramm, des­
sen größter Teil erst noch kommt, bis­
her nicht verhindern können. Weltpo­
litisch haben die US-Imperialisten den 
Verfall ihres Einflusses aufhalten kön­
nen. "Seit dem 21.Januar 1981 ist 
nicht ein Zoll Bodens an die Kommuni­
sten gefallen", und zwar weltweit. 
Trotz breiter Proteste hat das amerir 
kanische Volk die militärische Expan­
sion nach Mittelamerika nicht verhin­
dern können. Innenpolitisch hat die 
Bourgeoisie der Arbeiterklasse einige 
Niederlagen beigebracht, wie die Ent­
lassung der streikenden Fluglotsen, 
Legalisierung des Bruchs von Tarif­
verträgen, Zustimmung zu Lohnkür­
zungen (siehe Kasten). Ökonomisch 
gehen die US-Imperialisten mit Rie­
senprofiten gestärkt aus der Krise 
hervor, während die Arbeiter noch 
nicht einmal das Lohnniveau von 1975

Republikanische Partei
Delegierte Anhänger

12
44

1
35

24 60 40

43 56 50
57 44 50

22 2 11
35 8 34
24 12 25
14 21 18

5 57 11

72 12 60
16 25 19
12 28 21

35

60 7i 70
35 22 24

3 2 1

21 4 2
7 4 5

26 4 32
26 27 26
31 60 24
17 9 18

45 5i 43
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wieder erreicht haben.
Dennoch, das Vietnam-Trauma ist 

noch nicht überwunden. Man kann die 
von Reagan ausdrücklich gepriesene 
"Mission zur Rettung amerikanischer 
Studenten auf der Gefängnisinsel Gre­
nada" auch so betrachten, daß die 
US-Imperialisten nach den Niederla­
gen in Südostasien erst mal wieder 
kleine Brötchen backen müssen, und 
eine kleinere Insel als Grenada bot 
sich nicht. Reagan braucht Siege und 
Helden, der Anfang ist gemacht, und 
das amerikanische Volk hat es hinge­
nommen.

Trotzdem, das amerikanische Volk 
ist zur Zeit nicht bereit für eine grö­
ßere US-lntervention in Mittelameri­
ka. Insofern macht es Sinn, wenn Rea­
gan seine zweite Kandidatur damit 
begründet, daß die Tagesordnung (von 
1980) vollendet werden müsse. Die So­
wjetunion ist in der Sicht der US-Im­
perialisten erst aufgehalten, aber 
noch nicht zurückgeworfen. Die ge­
planten im Weltraum stationierten 
Waffensysteme werden in der Platt­
form begrüßt. Zugleich wird darauf 
hingewiesen, daß auch der Wille da

REAKTIONÄRE WENDE 
IM ARBEITSRECHT 

Das NLRB (National Labor Relations 
Board) ist eine Einrichtung zur frei­
willigen Schlichtung von Auseinan­
dersetzungen zwischen Kapitalisten 
und Arbeitern, gemäß dem "National 
Labor Relations Act" von 1935. Das 
oberste Entscheidungsgremium be­
steht aus fünf Leuten, die von der 
Bundesregierung ernannt und vom 
US-Senat bestätigt werden. Seit An­
fang Dezember 1983 ist dieses Gre­
mium von drei Reagan-Leuten be­
setzt, zwei davon frühere Betriebs­
anwälte großer Firmen, eine Stelle 
ist nicht besetzt, ein Mann ist noch 
von der Carter-Regierung ernannt. 
Die neue Mehrheit hat sich unver­
züglich an die Revision früherer "ar­
beiterfreundlicher" Entscheidungen 
gemacht.

Fall 1, Januar 1984: Tarifvertrags­
bruch unterstützt. — In der Laufzeit 
eines Tarifvertrags verlangten Kapi­
talisten von der Gewerkschaft, über 
Lohnkürzungen zu verhandeln, da die 
Profite nicht den Erwartungen ent­
sprächen. Die Belegschaft bestand 
auf Einhaltung ihrer Verträge. Der 
Kapitalist schloß den Betrieb und 
nahm seine Geschäfte an anderem 
Ort mit einer nicht gewerkschaftlich 
organisierten Belegschaft wieder 
auf. Die Beschwerde der Gewerk­
schaft wurde von dem Schlichtungs­
gremium drei zu eins abgelehnt. 
Wirtschaftliche Gründe seien ausrei­
chend für Neuverhandlungen laufen­
der Tarifverträge, und wenn nicht 
ausdrücklich im Tarifvertrag festge- 

sein müsse, sie einzusetzen.
Reagan hat im letzten Teil seiner 

Rede die Olympischen Spiele zur na­
tionalen Mobilisierung benutzt: "Das 
Abhalten der Olympischen Spiele hier 
in den Vereinigten Staaten begann die 
Verheißung eines neuen Frühlings mit 
Inhalt zu füllen." Die Reise des Olym­
pischen Feuers durch die USA: "Über­
all auf dem Weg wurde die Fackel zu 
einer Feier Amerikas." (Jeder, der sie 
tragen wollte, mußte ein paar Tausend 
Dollar bezahlen ). Was dann auf "die 
andere Fackel", die Fackel der Frei­
heitsstatue, überleitet, "die Lampe 
neben dem goldenen Tor" im Eingang 
zu Amerika, und "jede Verheißung, je­
de Möglichkeit ist immer noch golden 
in diesem Land."

Die Verheißungen der Plattform 
sind attraktiv nur für die Weißen. Mi­
noritäten wissen, daß, wie sehr die 
Kapitalisten auch Profit machen, ihre 
Lage sich dadurch nicht wesentlich 
verbessert. Im Kern ist die Plattform 
rassistisch, unterstrichen durch die 
Ablehnung von "Gruppeninteressen", 
das sind Minoritäten und die organi­
sierte Arbeiterbewegung.

legt, habe die Gewerkschaft auch 
nicht über Betriebsschließungen und 
Verlagerungen zu verhandeln. In da­
mit revidierten Entscheidungen wa­
ren die Kapitalisten zumindest ge­
zwungen, nachzuweisen, daß sie 
nicht in der Lage sind, die tariflich 
ausgehandelten Löhne zu zahlen.

Fall 2, April 1984: Betriebsver­
lagerungen aus technischen Gründen 
kein Anlaß für Verhandlungen. — Die 
Firma Otis verlegte ihre For­
schungsabteilung in eine angeblich 
moderne Anlage in einem anderen 
Bundesstaat. Verhandlungsversuche 
der Gewerkschaften über die Bedin­
gungen der Verlagerung wurden ka­
tegorisch abgelehnt, die Kapitali­
sten von dem Schlichtungsgremium 
bestätigt und damit eine Entschei­
dung von 1979 revidiert.

Fall 3, Mai 1984: Erschwerte Ver­
handlungsrechte. — Tarifverträge 
müssen die Kapitalisten lediglich 
dann aushandeln, wenn die Mehrheit 
der Belegschaft in einer betriebli­
chen Abstimmung eine Gewerk­
schaft entsprechend beauftragt. 
Falls die Kapitalisten jedoch mit al­
len Mitteln eine solche Abstimmung 
verhindern, hat in einem Präzedenz­
fall von 1969 das Schlichtungsgre­
mium Tarifverhandlungen angeord­
net. Die jetzige Entscheidung stellt 
die Mehrheitsregelung über alles.

Fall 4, April 1984: Bei Neueinstel­
lungen ist die Frage nach der Hal­
tung des Bewerbers gegenüber Ge­
werkschaften wieder erlaubt. — Seit 
30 Jahren war diese Praxis verpönt. 
Quellenhinweis: AFL-C10 News, div. 
Ausgaben; Business Week, 11.6.84

An welche Wählerschichten wendet 
sich dieses Programm? Ideologisch an 
die armen Weißen, die sich nicht zu 
den Minoritäten zählen, an die unte­
ren Mittelschichten, die vom Aufstieg 
träumen, an die oberen Mittelschich­
ten, die ihre Position halten wollen; 
ökonomisch an die Mittelschichten 
wegen versprochener Senkung der 
Steuern (zumindest Nicht-Erhöhung), 
Indexierung der Progression und Plä­
nen für konstanten Steuersatz; an die 
Bourgeoisie wegen derliebevollen Be­
rücksichtigung ihrer Geschäftsinter­
essen.

Die Republikanische Partei ist nicht 
die Partei der Mehrheit. Um das Land 
zu beherrschen, brauchen sie auch 
nicht unbedingt die Mehrheit. Es 
reicht die Mobilisierung eines ansehn­
lichen reaktionären Potentials. Be­
merkenswert ist die Alterszusammen­
setzung der Anhänger der Republika­
ner in einer der neueren Umfragen 
(siehe Tabelle). Sie haben einen weit­
aus größeren Anteil an 18-bis 29jähri- 
gen als die Demokraten. Das sind ehr­
geizige, aufstrebende junge Leute, die 
man eventuell mit dem Köder "Chan­
cen" locken kann; von daher vielleicht 
die überschwenglichen Fanfaren "Die 
Zukunft ist unser".
Quellenhinweis: New York Times, 22. 
und 24.8.84— (ger, her)

Ägäis
GRIECHENLAND SAGT 

US-MANÖVER AB
Am 20.8. 1984 sagte der griechische 
Ministerpräsident Papandreou das 
Manöver "Zeus" ab, das von NATO- 
Truppen Griechenlands und der USA 
sowie von griechischen Truppen vom 
1. bis 16.9. in Nordgriechenland 
durchgeführt werden sollte. Regie­
rungssprecher Maroudas erklärte, da 
die NATO sich weigere, die "aggressi­
ve Haltung der Türkei gegenüber 
Griechenland" anzuerkennen, seien 
solche Übungen auf griechischem Ter­
ritorium sinnlos. Sie sorgten nicht für 
Erfahrungen "hinsichtlich der sichtba­
ren Gefahr, mit der unser Land kon­
frontiert ist". Diese komme aus dem 
Osten. Dies seien auch die Gründe, die 
verhinderten, daß das Abkommen 
durchgeführt werden könne, nach dem 
die Kontrolle des Luftraums in der 
Ägäis zwischen einem NATO-Haupt­
quartier in Larissa und einem in Izmir 
aufgeteilt werden soll. Die griechi­
sche Regierung vertritt den Rechts­
standpunkt, daß sie aufgrund interna­
tionaler Verträge keinen Grund hat, 
mit der Türkei über deren Forderung 
nach Aufteilung der Ägäis entlang ei­
ner Mittellinie zwischen dem Festland 
von Griechenland und der Türkei zu 
verhandeln. Sie beruft sich auf den 
Vertrag von Lausanne, in dem 1922 die
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Grenze des Hoheitsraumes entlang 
der Mittellinie zwischen der türki­
schen kleinasiatischen Küste und den 
griechischen Inseln festgelegt wurde.

Die US-Regierung reagierte ge­
reizt. Sie erklärte, sie stimme nicht 
überein mit der griechischen Feststel­
lung, "daß die Türkei, nicht ihre Nach­
barn aus dem Warschauer Pakt die 
einzig sichtbare Bedrohung" für Grie­
chenland sei. Das politisch Fatale 
liegt darin, daß die griechische Regie­
rung versucht, die NATO als Garanten 
für ihren Standpunkt einzusetzen. Da­
mit ist weder Griechenland noch der 
Türkei gedient. Vielmehr wird bloß 
der Zwang für beide, Mitglied der NA­
TO zu bleiben, verstärkt.

Die Oppositionspartei "Neue Demo­
kratie" streute sogleich Salz auf die­
sen wunden Punkt in der Absicht, die 
NATO-Bindung zu festigen. Sie er­
klärte, die Stellungnahme der Regie­
rung könne nur bedeuten, daß Grie­
chenland in Zukunft gar nicht mehr an 
NATO-Manövern teilnehmen solle. 
Dies verschlechtere die Beziehungen 
zu den USA und sei besonders schäd­
lich zum Zeitpunkt, da Griechenland 
die Unterstützung der USA für die Lö­
sung des Zypernkonflikts suche. Die 
Regierung beeilte sich festzustellen, 
die USA unterstützten den Vorschlag 
des UNO-Präsidenten für die Errich­
tung einer unabhängigen Republik Zy­
pern. Diese Forderung wird von der 
Neuen Demokratie sowohl in Grie­
chenland wie auf Zypern erhoben. 
Quellenhinweis: ANA, Daily Bulletin, 
17. bis 23.8.84; Bedrohung in der 
Ägäis, Broschüre hrsg. vom Verband 
der Redakteure der Athener Tages­
zeitungen, 1984-(anl)

Rotes Meer
FLOTTENAUFMARSCH
DER IMPERIALISTEN

Gefunden hätten sie viel, von leeren 
Ölfässern bis zu einer Kloschüssel, nur 
leider keine Minen, vermeldete der 
Kommandant des US-Kriegsschiffes 
Shreveport am 26.8.84 vom Suez-Ka­
nal. Die Suche nach den Sprengkör­
pern sei daher im Kanal eingestellt 
worden und konzentriere sich nun auf 
das Rote Meer.
Seit Mitte Juli Meldungen aufgekom­
men waren, Handelsschiffe seien auf 
Minen gelaufen und beschädigt wor­
den, haben die Imperialisten eine gan­
ze Seestreitmacht im Roten Meer und 
im Suez-Kanal zusammengezogen. 
Beteiligt an der Aktion sind die USA, 
Großbritannien, Frankreich, Italien 
und Ägypten. Die Bundesmarine setz­
te am 15.8. drei Schiffe in Marsch, die 
zur "Ausbildung" in den Indischen 
Ozean sollen. Dafür müssen sie durchs 
Rote Meer. Eine Beteiligung an der 
Minensuchesei nicht geplant, ließ die

Bundesregierung wissen. Man wolle 
keine Streitkräfte außerhalb des NA- 
TO-Vertragsgebiets einsetzen. Die 
NATO zeigte sich ob dieser Äußerung 
"überrascht"; schließlich sei die Bun­
desmarine die bestausgerüstete Flot­
te für derartige Unternehmungen, sei 
sie doch seit Jahren damit beschäf­
tigt, Weltkrieg II-Minen aus der Nord­
see zu fischen. Die FAZ kommentier­
te erbost: "Mit ihrer Ubervorsicht 
macht sich die Bundesregierung bei 
den'westlichen Partnern eher lächer­
lich. Inzwischen fragt uns schon kei­
ner mehr um Hilfe." Maßgebliche 
Kreise der westdeutschen Reaktion 
hätten die Gelegenheit zum Kriegs­
manöver ganz offensichtlich gerne 
genutzt. Tatsächlich sind es die NA- 
TO-Imperialisten, die ein nachweisli­
ches Interesse an der Angelegenheit 
haben. Nahezu gleichzeitig beklagten 
die US-Militärzeitung "Seapower", die 
britische "Jane' s fighting ship" und 
die "Europäische Wehrkunde" in ihren 
Augustnummern die "mangelnde ma­
ritime Einsatzbereitschaft der NA­
TO". Insbesondere auf dem Gebiet der 
Ver- und Entminung sei man der 
UDSSR unterlegen. Die "Österreichi­
sche Militärzeitung" stellt fest, die 
NATO brauche zu lange, um Truppen 
und Flottenverbände in den Nahen und 
Mittleren Osten zu verlegen. Solcher­
lei Mängel seien bedrohlich, meint die 
"Europäische Wehrkunde", immerhin 
gingen 55% der westlichen Ölimporte 
durch den Suez-Kanal. Der "Daily Te­
legraph" wertete dann auch die Aktion 
als "nützliche Lektion", was Schnel­
ligkeit und Zusammenarbeit angehe. 
Die Imperialisten selbst beschuldigen 
nach dem Iran nun Libyen der Urhe­
berschaft der Verminung; Minen übri­
gens, die laut US-Oberkommando mit 
50 kg Sprengstoff geladen sind, was 
weniger als 1/5 herkömmlicher Minen 
entspricht und kaum geeignet ist, ein 
Schiff zu versenken. Die Existenz des 
libyschen Staates, dem es seit Jahren 
gelingt, sich imperialistischem Ein­
fluß zu entziehen, ist als solche für die 
NATO schon Grund genug, beständig 
massive Kriegsdrohungen an Oberst 
Ghaddafi zu richten. Einziges "Indiz" 
für eine libysche Urheberschaft: Das 
Mitte August in Marseille festgehal­
tene und durchsuchte Handelsschiff 
"Ghat" soll für seine Fahrt durchs Ro­
te Meer erheblich länger gebraucht 
haben als üblich. Die Durchsuchung 
sei jedoch völlig ergebnislos verlau­
fen, zitiert "Newsweek" die französi­
schen Behörden. Libyen erklärte zu 
dem Vorwurf, die Imperialisten ver­
suchten "das Rote Meer unter ameri­
kanischen und westlichen Einfluß zu 
bringen und eine Verbindung zwischen 
amerikanischen Flotten sowie Stütz­
punkten im Mittelmeer und Indischen 
Ozean herzustellen."
Quellen: FAZ v.13.8.; Newsweek 
v.3.9.; Europäische Wehrkunde 8/84; 
Oster.Militärztg. 4/84; Daily Tele­
graph 21.8. - (Mak)

Indien

ZUSAMMENSCHLUSS DER 
OPPOSITION

Nachdem am 16./17. August der Chef­
minister von Andhra Pradesh, Rama 
Rao, durch den Gouverneur Ram Lai 
abgesetzt worden war, kam es in ganz 
Indien zu Protestaktionen, Streiks und 
Demonstrationen. Ministerpräsiden­
tin Indira Gandhi hatte bereits drei 
Monte zuvor die Regierungen von 
Jam mu und Kashm ir auf ähnliche Wei­
se ausgeschaltet. Andhra Pradesh ist 
somit nach der Intervention im Punjab 
das vierte Bundesland, das die Regie­
rungspartei Indiens versucht, unter 
Kontolle zu bringen. Die Streiks wur-

Der von Gandhi abgesetzte Rama Rao

Andhra Pradesh ist ein Bundesstaat, 
in dem vornehmlich Telugu gespro­
chen wird. Die ca. 54 Millionen Ein­
wohner sind eine ethnisch eigenstän­
dige Gruppierung und haben sich 1953 
in heftigen Auseinandersetzungen das 
Recht erkämpft, ihre Sprache und 
Kultur offiziell weiter zu entwickeln. 
Seither hatte dort immer die Con- 
gress(I)Partei regiert. 1983 siegte die 
zehn Monate zuvor gegründete Partei 
Telugu Desam unter Rama Rao, einem 
ehemaligen Schauspieler, über die 
Congress(I)Partei. Rama Rao hatte 
ein stärker regional orientiertes Pro­
gramm vertreten, das auf eine kul­
turelle, politische und finanzielle Au­
tonomie von Delhi abzielte. Da auch 
hier, wie im Punjab, ca. 74% der Be­
völkerung in der Landwirtschaft tätig 
sind, fand ein solches Programm auch 
die Unterstützung der kleinen und 
mittleren Bauern.

Der Gouverneur, der die Maßnahme 
gegen Rama Rao verfügt und einen 
neuen Chefminister eingesetzt hatte, 
ist inzwischen aufgrund massiver Pro­
teste zurückgetreten. Die Zentralre­
gierung behauptete schließlich, daß 
sie die Angelegenheit nicht verfügt
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habe. Der offensichtlich unhaltbare 
Vorwurf, Rama Rao habe keine Mehr­
heit mehr hinter sich (die Mehrheit 
der Abgeordneten demonstrierte per­
sönlich ihre Unterstützung in Delhi), 
wurde ergänzt durch den Vorwurf, er 
sei nicht in der Lage, die Verwaltung 
zu führen. Es habe Gewalttätigkeiten 
zwischen Hindus und Moslems gege­
ben, die nicht eingedämmt worden 
seien. Die Far Eastern Economic Re­
view schreibt dazu: "Seine vierwöchi­
ge Abwesenheit in den USA wurde ge­
nutzt, um Hindu-Moslem-Reibereien 
hochzustacheln...11 Außerdem wurde 
die ökonomische Rückständigkeit der 
Region Rayalaseema des Staates 
Andhra Pradesh Rama Rao zum Vor­
wurf gemacht.

Augenblicklich finden intensive Ge­
spräche zwischen den verschiedenen 
oppositionellen Gruppierungen in In­
dienstatt, um eine Grundlage für den 
Zusammenschluß vor den Wahlen, die 
noch in diesem Jahr stattfinden sol­
len, zu erzielen. Indira Gandhis Politik 
der Öffnung des Landes für die im­
perialistischen Interessenten am "In­
dien-Geschäft" geht einher mit einer 
strammen Unterdrückung regionaler 
Bestrebungen zu mehr Selbständig­
keit, die vor allem Großprojekten hin­
derlich sind (seit Jahren kämpfen z.B. 
in Madya Pradesh Bauern gegen die 
Zerstörung ihrer Lebensgrundlage 
durch ein Staudammprojekt, das bis­
lang auch verhindert wurde). Anderer­
seits kann sich die Opposition außer 
darüber, daß sie gegen die Politik der 
Congress(l)Partei ist, auch nicht auf 
ein Programm einigen, da hier im we­
sentlichen die Interessen regionaler 
Gruppierungen (großer Bauern, Mit­
telklassen) und der nationalen Bour­
geoisien aufeinandertreffen. Es ist 
kaum abzusehen, daß der Politik In­
dira Gandhis Einhalt geboten wird, 
wenn nicht die Interessen der armen 
Landarbeiter, kleinen Pächter und 
Bauern sowie der Industriearbeiter 
Berücksichtigung finden.
Quellenhinweis: Far Eastern Econo­
mic Review, 30.8.84. — (cog)

Brasilien 
"ÖFFNUNG" 

ERFOLGREICH 

Bei den Präsidentschaftswahlen in 
Brasilien am 15. Januar 1985 werden 
kandidieren: Der reiche, liberal-kon­
servative Großgrundbesitzer Neves 
und der noch reichere und reaktionä­
rere Kapitalist Maluf. Eine Umfrage 
unter den 686 Wahlmännern ergab ei­
ne 8o%ige Zustimmung zum Kandi­
daten der Oppositionspartei PMDB 
(Partei der Demokratischen Bewe­
gung Brasiliens), Tancredo Neves. Ei­
ne weitere Meinungsumfrage einiger 
Zeitungen bestätigt dies: 63% der Be­

fragten würden bei einer Direktwahl 
Neves und 21 % den Kandidaten der re­
gierenden PDS, Maluf, wählen. Maluf 
vertritt die Interessen der Imperiali­
sten, insbesondere der USA und der 
mit ihnen verbundenen brasilianischen 
Großbourgeoisie und der exportorien­
tierten Großagrarier. Er verfügt über 
hervorragende Kontakte zum militä­
rischen Sicherheitsapparat. Neves, 
von 1982bis Sommer 1984 Gouverneur 
von Minas-Gerais, war unter der Re­
gierung Vargas in den 40er Jahren 
zweimal inhaftiert, Ende der 50er Ju­
stizminister im zweiten Kabinett Var­
gas, unter Präsident Goulart bis zum 
Militärputsch 1964 sieben Monate Mi­
nisterpräsident, danach einige Jahre 
im Exil. Neves’ Kandidatur findet Un­
terstützung unter hohen Militärs, die 
seine Loyalität und konservative Ge­
sinnung loben.

Nach der Niederlage der "Direkt­
wahlkampagne" der Oppositionspar­
teien spaltete sich die "Liberale 
Front" unter Führung des Vizepräsi­
denten Brasiliens, Chalves, und des 
ehemaligen Parteivorsitzenden der 
PDS, Sarney, von der Regierungspar­
tei ab, ohne Aufgabe ihrer Mitglied­
schaft. Die PMDB schloß gegen den 
Widerstand der Parteilinken mit der 
Liberalen Front im Juli die "Demo­
kratische Allianz" zur Aufstellung ei­

Südafrika
DIE KAMMERWAHLEN SIND EIN

SCHLAG INS WASSER

in den letzten zwei Wochen wurden in 
Azania die Wahlen für zwei Kammern 
des neuen Dreikammernparlaments 
durchgeführt. Die Wahlen für die far­
bigen und indischen Kammern waren 
•kein Erfolg für das Rassistenregime. 
Die Wahlbeteiligung ist dafür der 
Gradmesser. Sie lag bei den Farbigen 
bei nur 30%, bei den Indern lag sie bei

Inder, Farbige und Afrikaner stehen 
zusammen!

nes gemeinsamen Präsidentschafts­
kandidaten. Die linken Oppositions­
parteien beschlossen ihre Nichtteil­
nahme an der Wahlmännerwahl. Die 
Liberale Front mobilisierte bis zu 50 
Abgeordnete für die Kandidatur Ne­
ves’ und konnte den Einfluß der Linken 
ausschalten. Auf dem Parteitag der 
PMDB Mitte August stimmten die De­
legierten mehrheitlich einer Vizeprä­
sidentenkandidatur des PDS-Mitglieds 
Sarney zu. Die von General Figueiredo 
1979 eingeleitete "demokratische 
Öffnung" der Militärherrschaft steht 
kurz vor dem Abschluß, eine Änderung 
der Parteienlandschaft steht noch be­
vor: Der Zusammenschluß von Teilen 
linker Organisationen, der Mittelklas­
se und nationalistischer Klein- und 
Großbourgeois scheint gescheitert.

Die programmatischen Aussagen 
von Neves — soweit bisher umrissen: 
Direktwahl des Präsidenten, Neuver­
handlung der Auslandsschulden, Über­
prüfung der Atomverträge mit der 
BRD, keine diplomatische Beziehung 
zu Kuba, Mittlerrolle zwischen Indu­
striestaaten und Dritter Welt, wirt­
schaftliches Wachstum, Abbau der 
Arbeitslosigkeit, soziale Reformen. 
Quellenhinweis: Folha de Sao Paulo, 
verschiedene Ausgaben; Neue Zür­
cher Zeitung, verschiedene Ausgaben; 
FAZ, 29.8.84; Brasilien-Ausschnitt- 
Dienst; Monitordienst —(sie)

unter 20%. Diese Wahlen sind Teil der 
"Verfassungsreform", die am 3. Sep­
tember mit der Wahl Bothas zum 
Staatspräsidenten mit diktatorischen 
Vollmachten abgeschlossen werden 
soll. Die neue "Volksvertretung" in 
Südafrika wird dann aus drei Kam­
mernbestehen, der Kammer der Wei­
ßen, der Kammer der Inder und der 
Kammer der Farbigen. Der Proporz 
von je einem indischen und zwei farbi­
gen Abgeordneten gegenüber vier 
Weißen sichert den weißen Siedlern 
gegenüber den kompetenzlosen Kam­
mern der Inder und Farbigen die Mehr­
heit. Schwarze bleiben vollständig 
ausgeschlossen. Mit dieser Reform 
wurde versucht, die sich konsolidie­
rende Bewegung des Widerstands der 
nicht-weißen Bevölkerung Azanias 
gegen die herrschende weiße Siedler­
klasse zu spalten und die ethnischen 
Gruppen der Inder und Farbigen mit 
einer Teilmitbestimmung zu ködern, 
um die schwarze Bevölkerung zu iso­
lieren.

Wie gründlich dieser Versuch einer 
"Teile-und-Herrsche"- Politik für die 
Rassisten fehlgeschlagen ist, zeigt 
sich, wenn man die reale Wahlbeteili­
gung, d.h. die Stimmenzahl in Rela-
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Die niederländische Regierung beweise wieder einmal "Mut zum Sparkurs", lob­
te das westdeutsche "Handelsblatt". Der niederländische Finanzminister Ru- 
ding hat angekündigt, daß die Regierung im öffentlichen Dienst neuerliche 
Lohnsenkungen durchsetzen will. Das genaue Ausmaß der Lohnsenkungen, die 
Anfang 1985 in Kraft treten sollen, will die Regierung in ihrem Haushaltsent­
wurf für 1985 festlegen. Laut "Handelsblatt" will die Regierung Lohnsenkungen 
um 1 bis 2%. Seit 1981 hat die niederländische Regierung die Löhne im öffent­
lichen Dienst um über 10% gesenkt, allein dieses Jahr um durchschnittlich 3%. 
Bild: Demonstration von 20000 Lohnabhängigen am 29. Mai in Den Haag gegen 
die Lohnsenkungen im öffentlichen Dienst und die Kürzungen von Arbeitslosen­
geld und Renten. - (rül)

KANADISCHE BUSFAHRER 
STREIKEN

Die 7700 Beschäftigten der öffentli­
chen Verkehrsbetriebe in der kanadi­
schen Stadt Toronto stimmten mit 
überwältigender Mehrheit in einer Ur­
abstimmung für Streik ab dem 12. 
September. Sie verlangen Lohnerhö­
hungen von über 10%. Die Leitung der 
städtischen Verkehrsbetriebe hat 5% 
geboten. Das S-Bahn- und Bussystem 
Torontos wird jeden Tag von etwa 1,5 
Millionen Fahrgästen benutzt. Die 
Fahrer haben sich den Streikbeginn 
gut ausgesucht: Zwei Tage später wird 
der Papst auf seinem Kanada-Besuch 
in Toronto erwartet, wo er eine öf­
fentliche Messe für 500000 Leute hal­
ten soll. Kirche und Stadtverwaltung 

drängen auf Fortschritte in den Ver­
handlungen, die Verkehrsbetriebe sol­
len ein neues Angebot vorlegen. — 
(hef)

BELGIEN: STREIK 
BEI MONSANTO

Seit dem 12.7. streiken die Lohnab­
hängigen bei Monsanto in Antwerpen. 
Sie wollen die Zurücknahme von zwei 
Entlassungen erzwingen. Die Kapita­
listen hatten zwei Arbeiter, darunter 
den Vertreter des Gewerkschaftsbun­
des ABVV im Betrieb, wegen "Dieb­
stahl von Geschäftsdokumenten" ent­
lassen, um so die Gewerkschaft im Be­
trieb zu zerschlagen. Arbeiter aller 
Chemiebetriebe in Antwerpen (darun­
ter Bayer und BASF) unterstützen die 
Streikenden. — (rül)

GROSSBRITANNIEN: STREIKS 
IM ÖFFENTLICHEN DIENST 

Langandauernde, erbitterte Streiks 
gegen Lohnsenkungsversuche,Entlas­
sungen und Rationalisierungen werden 
aus dem Öffentlichen Dienst in Groß­
britanniengemeldet. Seit Wochen be­
streiken Beschäftigte im Computer­
zentrum der Sozialversicherung alle 
Operationen. Sie fordern höhere 
Schichtzulagen. Renten- und andere 
Zahlungen werden in Notverfahren 
per Hand überwiesen. Im Londoner 
Stadtteil Camden streiken die Sozial­

Arbeitsamt Tooting, London

arbeiter, die für Obdachlose zuständig 
sind, weil sich ihre Arbeitsbelastung 
innerhalb von drei Jahren veracht- 
facht hat und trotzdem drei Beschäf­
tigte entlassen werden sollen. 250 Be­
schäftigte der Sozialwohnungs-Abtei­
lung des Stadtrats in Liverpool streik­
ten zwei Wochen erfolgreich gegen 
die Entlassung zweier Angestellter, 
die sich geweigert hatten, zusätzliche 
Aufgaben zu übernehmen. In drei Lon­
doner Arbeitsämtern gab es in den 
letzten fünf Wochen Streiks gegen die 
Überarbeit der Angestellten. Im Ar­
beitsamt Tooting streiken Beschäf­
tigte jetzt seit fünf Wochen. — (hef)

tion zu den Wahlpflichtigen betrach­
tet. Wahlpflichtig ist jeder, wahlbe­
rechtigt nur der, der sich registrieren 
läßt. Dazu ist jeder verpflichtet, bei 
Unterlassung droht Bußgeld. Die 
Wahlbeteiligung der Farbigen lag bei 
30% der registrierten Wähler und da­
mit bei nur 18% der Wahlpflichtigen. 
Bei den Indern war die Beteiligung 
noch deutlich niedriger. Von den 
850000 Indern hatten sich nur 411000 
registrieren lassen, also eine Wahlbe­
teiligung von unter 10%. Daß sich ge­
rade die Inder haben so wenig mobili­
sieren lassen, ihre Stimmen für diese 
Scheinreform abzugeben, ist ein be­
deutendes Zeichen für die Niederlage 
der Rassisten beim Versuch der Spal­
tung der nicht-weißen Bevölkerung. 
Erwartet war von der Regierung in 
Pretoria, daß sich wenigstens diese 
besser gestellten, städtischen Teile 
beteiligen würden. Die Ursache für 
die mangelnde Beteiligung gerade der 
Inder ist sicher auch in der kastrierten 

Kompetenz der nicht-weißen Kam­
mern zu suchen, vor allem aber ist es 
eine politische Entscheidung gegen 
das Siedlerregime für den gemeinsa­
men Kampf der nicht- weißen Bevöl­
kerung Azanias gegen die weißen Aus­
beuter.

Dies machen auch die Aufrufe und 
Programme der Organisationen deut­
lich, die den Wahlboykott im wesentli­
chen unterstützt haben. Es ist dies die 
"United Democratic Front" (UDF) und 
das "National Front Comittee" (NFC). 
Die UDF hatte sich im August letzten 
Jahres anläßlich der geplanten Ver­
fassungsreform Bothas gegründet mit 
dem ausdrücklichen Ziel, sie zum 
Scheitern zu bringen, weil damit "die 
ökonomische und rassische Ausbeu­
tung verewigt und konsolidiert und der 
Apartheidsstaat gefestigt" werden 
soll. Ihre Forderungen gehen weit über 
eine bloße Mitbestimmung auch der 
Schwarzen im Rahmen des Apartheid- 
Regimes hinaus. Die NFC ist her­

vorgegangen aus der "black conscious- 
ness"-Bewegung und ist im Gegensatz 
zur UDF eine rein schwarze Organi­
sation, die allerdings mit der UDF zu­
sammenarbeitet. Sie tritt ein für ein 
"demokratisches, nicht-rassistisches 
und sozialistisches Azania". Mit Un­
terstützung dieser Organisationen 
wurden in Azania Massenaktionen 
durchgeführt, so streikten 30000 
Schüler und Studenten in der Kap-Pro­
vinz u.a. aus Protest gegen die Wah­
len.

Auch diejenigen, die an den Wahlen 
teilnahmen oder sich wählen ließen, 
sind zumindest skeptisch gegenüber 
den neuen Institutionen. So äußerte 
sich ein farbiger Abgeordneter der 
"siegreichen" Arbeiterpartei Pfarrer 
Allan Hendricks zurückhaltend gegen­
über seinem " Wahlsieg" und betonte, 
er werde seine Mitarbeit beenden, 
wenn nicht innerhalb der nächsten 
fünf Jahre nennenswerte Veränderun­
gen im System der Apartheid vorge-



; Politische Berichte 18/84 Auslandsberichterstattung Seite 19

ÖZAL ZU GESPRÄCHEN 
IN BONN

Am 5.9.1984 kommt der türkische Mi­
nisterpräsident Özal nach Bonn. Die 
Bundesregierung drängt auf ein Ab­
kommen über einen Zuwanderungs­
stopp türkischer Staatsangehöriger in 
die BRD, um die 1986 in Kraft treten­
de EG-Freizügigkeitsregelung zu um­
gehen. Mehrere türkische und kurdi­
sche Organisationen wollen am 5.9. in 
Bonn eine Kundgebung gegen die tür­
kische Militärjunta und die westdeut­
sche "Türkeihilfe" durchführen. 
— (Mak)

USA: POSTMEISTER 
ZURÜCKGEPFIFFEN

Die Absicht des obersten US-Postmei- 
sters, ab 4.8. für Neueinzustellende 
durchschnittlich 23% niedrigere Ge­
hälter einzuführen, ist zunächst ver­
eitelt. Der mehrheitlich republikani­
sche Senat hat auf Antrag eines repu­
blikanischen Senators Aufschub bis 
mindestens 1. Oktober verordnet. Das 
war gerade noch vor den Gewerk­
schaftstagen der beiden großen Post­
gewerkschaften vom 20. bis 25. Au­
gust. Grund für den Aufschub sei die 
Einseitigkeit der Maßnahme durch die 
Postleitung. Die Gewerkschaft der 
Briefträger (225000 Mitglieder) be­
schloß daraufhin, den Streik lediglich 
dann durchzuführen, wenn die Postlei­
tung weiterhin versuchen sollte, ein­
seitige Änderungen der Tarifverträge 
durchzuführen. Die Delegierten der 
Gewerkschaft der Postarbeiter 
(310000 Mitglieder) stimmten nicht 
über die Frage eines Streiks ab und 
verabschiedeten eine Resolution, die 
die Gewerkschaftsführung beauf­
tragt, alle notwendigen Maßnahmen 
zur Durchführung der Tarifverhand­
lungen zu ergreifen. Obwohl nunmehr 
aufgeschoben, aufgehoben sind weder 

die Lohnkürzungen für Neueinzustel­
lende, noch das Einfrieren der Gehäl­
ter für die nächsten drei Jahre sowie 
andere Kürzungsmaßnahmen. Sie sind 
Gegenstand der kommenden Schlich­
tungsverhandlungen. — (her)
HAFENARBEITERSTREIKS IN 

ROTTERDAM, GENUA
Neben den britischen Hafenarbeitern 
streiken zur Zeit auch Schauerleute in 
Rotterdam, Genua und Dublin gegen 
Lohnsenkungen, Entlassungen und Ra­
tionalisierungen. Die Arbeiter in Eu­
ropas größtem Hafen von Rotterdam 

Der britische Gewerkschaftsbund TUC beschloß am 3. September auf seinem 
jährlichen Kongreß die Zustimmung zu Solidaritätsmaßnahmen für die seit Mo­
naten streikenden Bergarbeiter. Der Leitantrag fordert von allen Gewerk­
schaften "volle Unterstützung" des Streiks; sie sollen den Transport von Kohle, 
Koks und anderen Brennstoffen durch die Streikpostenlinien der Bergarbeiter 
verhindern. Die Stahlarbeiter- und die Elektrikergewerkschaft stimmten gegen 
den Antrag, sie wollen auch die Maßnahmen nicht durchführen. Der Solidari­
tätsstreik der Hafenarbeiter ist weiterhin in einer schwierigen Lage. Nach An­
gaben der Gewerkschaft TGWU waren am 3.September 9500 von 13500 Ha­
fenarbeitern im Streik und schlossen 24 Häfen. Aber da vor allem einige große 
Häfen streiken, sind 48 Häfen weiterhin offen, und die Kapitalisten können pro­
blemlos Schiffe umlenken. Die Gewerkschaft TGWU versucht, mit Streikposten 
vor diesen 48 Häfen die Aktion auszuweiten. Der staatliche Stahlkonzern Bri­
tish Steel, dessen Provokationen jetzt zweimal Anlaß von Hafenarbeiterstreiks 
waren, weigert sich zu verhandeln. Er will weiterhin Kohleschiffe von Nicht- 
Hafenarbeitern entladen lassen. — (hef)

verlangen, daß 130 Arbeiter, deren 
Firma pleite ist, von anderen Staue- 
reien beschäftigt werden. Sie führen 
Warnstreiks von unterschiedlicher 
Dauer in einzelnen Hafenteilen durch 
und haben das Gebäude der Arbeitge­
bervereinigung mit Fahrzeugen zuge­
stellt. In Genua traten mehr als 2500 
Arbeiter am 30.8. in den Streik, weil 
die Kapitalisten die Augustlöhne nicht 
zahlten, sondern Ratenzahlung anbo­
ten. In Dublin streiken Hafenarbeiter 
seit mehr als vier Wochen für eine Zu­
lage. Sie legen große Teile der Lade­
operation lahm. — (hef)

nommen werden.
Die Reaktionen des Siedlerregimes 

überden Ausgang der Wahlen sind un­
verhohlene Drohungen. "Ein beträcht­
licher Teil der Farbigen hat offenbar

Streik der schwarzen Arbeiter 1984 
bei BMW

immer noch kein Interesse daran, sei­
ne politischen Rechte wahrzuneh­
men", so kommentierte P.W.Botha die 
Wahlen. Die Hauptaufgabe der farbi­
gen Abgeordneten wird es seiner Mei­
nung nach sein, dafür zu sorgen, daß 
"die von ihnen repräsentierten Bevöl­
kerungsgruppen reif für die demokra­
tische Anwendung ihrer zivilen Rech­
te und Pflichten werden." Das bedeu­
tet nichts anderes, als daß die farbi­
gen Abgeordneten ihre Aufgabe als 
Unterdrücker ihrer eigenen Leute 
wahrzunehmen haben und die ethni­
schen Kammern als Instrumente der 
Rassistenherrschaft genutzt werden.

In der westdeutschen Presse war die 
Berichterstattung über die Auseinan­
dersetzungen um die Wahlen und den 
Wahlausgang äußerst zurückhaltend, 
wenn nicht gar spärlich. Noch wäh­
rend des Botha-Besuchs im Juni dieses 
Jahres war versucht worden, das neue 
Drei-Kammern-System in Südafrika 
als "evolutionäre Reform" (Botha) des 

Systems der Apartheid zu verkaufen. 
Nachdem jetzt der Wahlausgang 
schlagend die ablehnende Haltung der 
unterdrückten Völker Azanias gegen­
über diesem großangelegten Spal- 
tungs- und Täuschungsmanöver ge­
zeigt hat, wird darauf abgehoben, daß 
die Reform noch nicht vollkommen 
sei. Eine Kammer für die Schwarzen 
fehle ja schließlich, und im übrigen 
kann man erst einmal arbeiten, dann 
werden sich Inder und Farbige schon 
zufriedengeben.

Die Verfechter des Wahlboykotts in 
Südafrika haben dagegen klargestellt: 
Ihre Forderungen gehen nicht auf eine 
vierte Kammer für die Schwarzen 
oder mehr Mitbestimmungsrechte in 
den schon bestehenden ethnischen 
Kammern, sondern auf die Beseiti­
gung der imperialistischen Herrschaft 
in Azania.
Quellenhinweis: div. Ausgaben der 
taz, FAZ, Handelsblatt; Declaration 
von UDF, Manifest von NFC — (rub)



Seite 20 Reportagen und Berichte regional Politische Berichte 18/8.

Druckindustrie
KAPITALISTEN SETZEN NACH:
ANGRIFFE NACH DEM STREIK

Hamburg.Auf der Delegiertenver­
sammlung der IG Druck und Papier in 
Hamburg berichteten Arbeiter aus 
verschiedenen Druckbetrieben, daß 
die Überstundenarbeit zunehme und 
verstärkt Samstagsarbeit verlangt 
würde. In den Firmen Kröger Druck 
und Rollenoffset Nord werden seit 
Wochen 12-Stundenschichten gefah­
ren. Neben diesem Arbeitsdruck sehen 
sich die Belegschaften und Betriebs­
räte mit Angriffen der Druckkapitali­
sten konfrontiert.

Nach dem Überblick der Gewerk­
schaft wurde in 30 Hamburger Betrie­
ben die Lohnerhöhung auf den überta­
riflichen Lohnbestandteil angerech­
net, d.h. die Arbeiter erhielten effek­
tiv keinen Pfennig mehr. Den Arbei­
tern, die gestreikt haben, wurde bei 
Gruner & Jahr der 1. Mai nicht be­
zahlt, Fahrgeldzuschuß gestrichen 
und die Jahresleistung soll anteilig ge­
kürzt werden.

Die Geschäftsleitung von Brillant 
Offset hatte schon während des 
Streiks sämtliche Betriebsvereinba­
rungen zum 1.10.84 gekündigt. Druk- 
ker würden damit wichtige Lohnbe­
standteile verlieren wie Pudergeld 
(ca. 40 DM monatlich), Erschwernis­
zulage bei unterbesetzter Druckma­
schine (3,50 DM/Std.), Kleidergeld, 
Essengeldzuschuß, Fahrgeldzuschuß, 
Treueprämie stehen auf dem Spiel.

Bauer Druck hat bei der letzten 
Lohnabrechnung stillschweigend das 
"Seifengeld" für Setzer gestrichen. Es 
beträgt 0,20 DM am Tag und stammt 
aus der Zeit des Bleisatzes.

Versuche, stärker zu rationalisieren 
und dabei auf den Interessen der Be­
schäftigten herumzutrampeln, wer­
den am Beispiel der Geschäftsleitung 
von Gruner & Jahr deutlich. Sie kün­
digte dem Setzerarbeiter H. Thyssen 
fristlos. Er war aufgefordert worden, 

statt der Spätschichtwoche in die 
Frühschicht zu springen. Er lehnte 
dies ab, dafür habe man nicht 13 Wo­
chen vor dem Tor gestanden, daß jetzt 
flexible Arbeitszeiten durchgesetzt 
würden. Er berief sich auf die gültige 
Betriebsvereinbarung, die einen fe­
sten Wechsel von Früh- und Spät­
schicht und jede 7. Woche eine Woche 
Nachtschicht vorsieht. Gruner & Jahr 
hatte die Arbeiterzahl aber inzwi­
schen schon so gedrückt, daß die Ein­
haltung der Betriebsvereinbarung 
nicht mehr möglich war. Besonders 
bei den Hilfsarbeitern war der feste 
Schichtplan oft durchlöchert worden. 
Der Betriebsrat unterstützte den Ar­
beiter bei der Ablehnung des Schicht­
wechsels, da nach seiner Rechtsinfor­
mation das Direktionsrecht nicht 
greife bei einer gültigen Betriebsver­
einbarung.

H. Thyssen forderte den Vorgesetz­
ten auf darzulegen, warum der 
Schichtwechsel nötig sei. Dieser dazu 
sinngemäß: Er lege hier überhaupt

Arbeitsplatz im Fotosatz.

r 1
s

' nichts dar, sondern tue, was von oben 
angeordnet werde. Diesen preußi­
schen Untertanengeist quittierte H. 
Thyssen mit der Bemerkung: “Sie sind 
ein Büttel der Geschäftsleitung". 
Kündigung wegen Arbeitsverweige­
rung, Beleidigung, Verleumdung, Her­
absetzung der Vorgesetztenautorität 
und Ehrverletzung war die Antwort 
der Geschäftsleitung. 450 Teilnehmer 
der Betriebsversammlung der Ver­
lagsangestellten bei Gruner & Jahr 
forderten die sofortige Wiedereinstel­
lung des Setzerarbeiters H. Thyssen.
Ob solche Disziplinierungsmaßnah­
men möglich wären, wenn die Beleg­
schaften durch die vergangenen 
Streiks an Stärke gewonnen hätten? 
Die Schilderung zur Lage in der Setze­
rei: Diejenigen, die gestreikt haben, 
werden getreten, diejenigen, die nicht 
gestreikt haben, werden gehätschelt 
und gepflegt. Der Tarifvertrag gibt 
den Kapitalisten nicht das Recht, ein­
zelne Arbeiter von heute auf morgen 
in den Schichten hin und her zu schie­
ben. Aber bei zukünftigen Arbeits­
zeitregelungen haben sie die neue 
Festlegung im Manteltarif im Rücken: 
"... Bei allem ist die Auftragslage und 
die Beschäftigungssituation des Be­
triebs vorrangig zu berücksichtigen". 
— (hao)

SCHWIERS PLAN FÜR 
GEHALTSKÜRZUNGEN

Bielefeld. Dringlich hat der NRW- 
Kultusminister Schwier die Kürzung 
der Lehrergehälter um 4% verlangt. 
Die Wochenarbeitszeit der Lehrer sol­
le entsprechend verkürzt werden, wo­
mit 6000 neue Stellen zu schaffen 
seien. Da in NRW jedoch 5 800 Lehrer­
stellen mit einem kw(kann wegfallen)- 
Vermerk versehen, d.h. bei ihrem 
Freiwerden zu streichen sind, blieben 
von den 6000 bestenfalls 200 übrig. 
Die "Arbeitsplatzbesitzer" sollen für 
die "Arbeitslosen aufkommen" — dies 
ist die Devise reaktionärer Demago­
gie a la Blüm, die nun auch von der 
SPD-Landesregierung betrieben wird. 

Sie befürwortet Schwiers Plan. Rau 
warb mit einem Fernschreiben bei den 
Ministerpräsidenten der anderen Län­
der; er will von der Ministerpräsiden­
tenkonferenz eine entsprechende Ent­
schließung verabschieden lassen.

Der DGB-Landesbezirk hatte gegen 
die geplante Gehaltskürzung unmit­
telbar nach Bekanntwerden protes­
tiert. Die GEW kritisiert, Schwier ge­
he es darum, "im Vorfeld der kommen­
den Tarifrunde für den öffentlichen 
Dienst die Lehrer zu Vorreitern für 
allgemeine Gehaltskürzungen in die­
sem Bereich zu machen." Schwiers 
Amtsvorgänger Girgensohn hatte die­
se Absicht schon früher offen ausge­
sprochen. — (elb)

ZWEI TÜRKEI­
DEMONSTRATIONEN IN KÖLN 
Am 8. September werden zwei bun­
desweite Demonstrationen anläßlich 
des Jahrestages der Machtergreifung 
der Junta stattfinden. Nachdem sich 
zahlreiche türkische Organisationen 
zuvor mit zwei Aktionseinheitsaufru­
fen auf eine Demonstration geeinigt 
hatten — wir berichteten in der letz­
ten Ausgabe — wurde diese Vereinba­
rung fallengelassen, als sich die Orga­
nisationen auf keinen gemeinsamen 
Redetext für die Kundgebung einigen 
konnten. Zur Unterstützung der Akti­
vitäten zum Jahrestag wird der BWK 
am 8. September in einigen Orten In­
formationsstände durchführen. — (jod)
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1. September 1984
AKTIONEN AM

ANTIKRIEGSTAG

Der diesjährige DGB-Aufruf zum Antikriegstag war schlecht und griff die Poli­
tik der Bundesregierung nicht an, sondern unterstellte ihr Friedensabsichten. 
Die Bundestagsfraktion der GRÜNEN hatte sich noch überraschend kurzfristig 
zum Antikriegstag geäußert und die Politik der Bundesregierung angegriffen: 
"Seit geraumer Zeit läuft unter dem Stichwort der 'Europäisierung der Sicher­
heitspolitik’ eine verstärkte Rüstungskooperation der westeuropäischen Staa­
ten . . Wir fordern, daß die Bundesregierung alle derartigen Pläne fallen läßt." 
Diese richtige Kritik von den GRÜNEN wurde am 3O.August veröffentlicht, von 
der bürgerlichen Presse kaum registriert, und hatte auf den Verlauf der Mobili­
sierung keinen Einfluß mehr. Die Beteiligung an den diesjährigen Veranstaltun­
gen und Demonstrationen war bundesweit geringer als bei denen im Vorjahr. 
Die bürgerliche Presse registrierte diese Entwicklung, und einige Zeitungen 
sprechen von einer schlechten Beteiligung. Verteidigungsminister Wörner griff 
auf dem 16. Bundestreffendes Verbandes Deutscher Afrika-Korps in Stuttgart 
die Aktionen zum Antikriegstag an und wünschte sich "Vorgesetzte in der Bun­
deswehr" wie Generalfeldmarschall Rommel.

Hamburg: 5000 (i9^3: 15000) betei­
ligten sich an der Demonstration. Ab­
rüstungsparolen bestimmten den 
Zug.

war Tenor vom Hauptredner S.Bleicher, DGB-Bundesvorstand.

Bremen. 1600 Teilnehmer waren auf der Kundgebung des DGB. In den Jahren 
davor waren es immer 10000-20000 Teilnehmer. Erstmals wurden die "Frie­
denstage 84" gemeinsam von DGB, Friedensforum und Senat veranstaltet.

der Nähe eine öffentliche Vereidigung 
abhalten.

Westberlin: Brusis, DGB-Vorstand, 
drückte in ihrem Hauptreferat ihre 
Dankbarkeit für die Luftbrücke aus 
und wertete den NATO-Nachrü- 
stungsbeschluß als Abrüstungsver­
such. Nicht einmal ein Viertel der De­
monstranten unterstützte diese An­
sicht.
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Staatshaushaltsplan 1985/86 Baden-Württemberg
WEN TRIFFT DI£

"WENDE IN DEN PERSONAL AUSGABEN" ?

Mannheim. Im Mittelpunkt des 
Staatshaushaltsplans 1985/86 von Ba­
den-Württemberg steht die "Wende in 
den Personalausgaben", weil "die un­
sere Investitionsquote kaputt ge­
macht haben" (Ministerpräsident Lo­
thar Späth). Dieser Regierungskurs 
beinhaltet die Fortsetzung der Ratio­
nalisierung — bis 1988 sollen bis zu 
10000 Stellen wegfallen. Die Perso­
nalkostenquote an den Gesamtausga­
ben von derzeit 38,8 % soll bis 1988 
auf 35,7 % gedrückt werden. Weit ge­
fehlt geht dabei die Kritik der SPD 
vom Ausverkauf des Staates. Die Lan­
desregierung hat sofort nach der 
Haushaltsdebatte eine Kommission 
zur Überprüfung der politischen und 
administrativen Führungsstrukturen 
gebildet. Als Mitglieder wurden hier­
zu u.a. berufen: A. Bäumer, Vorsit­

Der Beamtenbundsvorsitzende von B.-W. M. Wurm versichert Lothar Späth ei­
nen "angemessenen Solidarbeitrag" der Beamten.

zender der Allianz Lebensversiche- 
rungs-AG, Dr. M.Bulling, Regierungs­
präsident, L. Sparberg, Vorsitzender 
der Geschäftsführung der IBM 
Deutschland. Diese Kommission ist 
beispielsweise damit beauftragt, fol­
gendes herauszufinden:
- "Welche neuen Formen der Perso­
nalstruktur (Führungskräfte auf Zeit, 
Austausch von Führungskräften des 
Öffentlichen Dienstes und der Wirt­
schaft, Ausbildung von Führungskräf­
ten des öffentlichen Dienstes) sind 
sinnvoll und erforderlich?
- Wie kann die notwendige Partner­
schaft zwischen Staat, Wirtschaft und 
Wissenschaft institutionalisiert und 
nutzbar gemacht werden?
- Welche neuen Techniken im Berei­
che der Rationalisierung und Informa­
tionswissenschaft können als Teil des 
Verwaltungs- und Führungsinstrumen­

tariumsübernommen werden?"
Späth erklärte, daß der Berücksichti­
gung moderner Management-Struktu­
ren zur Effizienz steige rung i m öf­
fentlichen Dienst ein besonderer Stel­
lenwert zukomme.

Nun beinhaltet die sogenannte Wen­
de keineswegs eine "ausgewogene" 
Beeinflussung und Politik gegenüber 
den Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes. Ein Rückblick auf die Ent­
wicklung des Beschäftigtenkörpers 
von 1974 bis 1980 gibt hierüber Auf­
schluß und straft eine Tarifpolitik Lü­
gen, die "ausgewogene" Sparopfer 
wollte und nur gegen "Sonder"-Opfer 
gewendet ist.

Der Personalbestand im öffentli­
chen Dienst Baden-Württembergs (oh­
ne Zweckverbände) stieg von 1974 bis 
1980 um insgesamt 9 % und sinkt seit

1981. Die Personalveränderung ist je 
nach Besoldungsgruppe und Dienst­
grad recht unterschiedlich.

Der Höhere Dienst (BAT Ilb-I, ÜT, 
A13, Ci-Bii) verzeichnet mit einem 
Anstieg um 24% die größte Steige­
rung, der gehobene Dienst (BAT Vb- 
III, KR. VIII-X1I, A9-A12) bleibt mit 
mäßigem Anstieg hinter dem mittle­
ren Dienst (+19 %) zurück, (im mittle­
ren Dienst sind Beschäftigte mit 
Fachschul- oder Berufsabschluß. BAT 
VII-Vc, Kr. III-VI, A5-A9). Auf den 
einfachen Dienst (BAT X-VIII, Kr. I-II, 
A1-A5) hatte die Lohnpolitik verbun­
den mit Rationalisierung und Privati­
sierung ihre stärkste Auswirkung. Die 
Beschäftigtenzahl sinkt um 34 %. Die 
Gesamtzahl der Arbeiter geht leicht 
zurück.

Der einfache Dienst (Angestellte 
und Arbeiter) verbüßte gemessen an 

der Gesamtzahl der Beschäftigten ei­
nen Anteil von 2%. Nur noch 2,6% 
(absolut 8882 Angestellte, 1035 Be­
amte) aller Beschäftigten sind im ein­
fachen Dienst. Gleichzeitig wurde 
dort die Verbeamtung am stärksten 
betrieben (+2 %).

Sukzessive hat die Politik der Lan­
desregierung ihren Niederschlag in 
den untersten Lohngruppen gefunden 
und sie geht jetzt offensichtlich da­
ran, die Angestellten im mittleren 
Dienst, die mit nackter Grundvergü­
tung und einfachem Ortszuschlag zu 
den unteren Lohngruppen zu rechnen 
sind, zu spalten. Die Vorstöße zur Be­
grenzung des Weihnachtsgeldes sind 
bekannt. Die Lohnsenkung mithilfe 
des aufgekündigten Vergütungsver­
trages zum BAT wirkt direkt auf die 
Beschäftigten des mittleren Dienstes 
mit Lohneinbußen zwischen 100 und 
150 DM monatlich.

Die "Wende" setzt demzufolge nur 
die Politik der Sicherung des Unter­
drückungsapparates durch ein Heer 
von Beamten im höheren und gehobe­
nen Dienst fort. Die Gehälter der Auf­
seher werden durch Lohnsenkung und 
Rationalisierung bei den unteren 
Lohngruppen bezahlt.
Quellenhinweis: Statistische Berich­
te, Landesamt Baden-Württemberg 
1974-1982; Staatsanzeiger Baden- 
Württemberg Mai, Juni und August 
1984; Wochendienst der Landesregie­
rung Baden-Württemberg. Nr. 29-31) 
— (irs)

Kraftwerk Buschhaus
GERICHT STOPPT 
INBET RIEBNAHME

Braunschweig. Die Regierungskoa­
lition billigte am 31.07. im Bundestag 
ein zwischen dem Bundeskabinett und 
der niedersächsischen Landesregie­
rung abgesprochenes Konzept zur In­
betriebnahme des Salzkohlekraftwer­
kes Buschhaus bei Helmstedt.

Sein Inhalt: Inbetriebnahme von 
Buschhaus ohne Abgasentschwefe­
lungsanlage und Verfeuerung von 
Braunkohle anstelle der wesentlich 
mehr Schwefel enthaltenden Salzkoh­
le; gleichzeitig Abschaltung des 
Kraftwerkes Offleben I. Offleben II 
und Buschhaus sollten bis '87, wenn 
Buschhaus mit Salzkohle betrieben 
wird, Abgasentschwefelungsanlagen 
erhalten. Versprochene Ergebnisse: 
Sofortige Verringerung des Schwefel­
dioxid Ausstosses mit der Buschhaus- 
Inbetriebnahme von 145000 to/a 
(to/Jahr)auf 120000 to/a, ab '87 Ver­
ringerung auf 35000 to/a und ab '93 
auf 9000 to/a. Dafür sollen die Braun­
schweigischen Kohlebergwerke (BKB) 
242 Mio. DM an öffentlichen Geldern 
erhalten.

Es schien so, als hätte die Regie­
rungskoalition damit neben den Pro-



Politische Berichte 18/84 Reportagen und Berichte regional Seite 23

fiterwartungen verschiedenster Kapi­
tale auch dem Umweltschutz gedient. 
Doch war schon die Finanzspritze an 
den Kraftwerksbetreiber eine "Sauer- 
rei", so wurde die nächste für das Ver­
waltungsgericht Braunschweig zum 
Anlaß, per Anordnung die Buschhaus- 
Inbetriebnahme zu untersagen: Die 
zuvor am 20. August zwischen den 
Braunschweigischen Kohlebergwer­
ken und der niedersächischen Landes­
regierung getroffene Vereinbarung 
ermöglichte es den BKB, das Kraft­
werk Offleben I jederzeit zusätzlich 
neben Buschhaus und Offleben II in 
Betrieb zu nehmen, da Offleben I, aus­
drücklich unbeschadet seiner bisheri­
gen Betriebsgenehmigung, nur als 
"Kaltreserve" behandelt wurde und 
nicht als Stillegung wie beim damali­
gen Bürgerbeteiligungsverfahren. Da 
in der bis heute unveröffentlichten 
Betriebsgenehmigung für Buschhaus 
außerdem der Schwefeldioxid-Aus- 
stoß nicht wie üblich in mg pro Kubik­
meter Abgas sondern als maximale 
Tonnage pro Jahr festgelegt wurde, 
sah das Gericht den Buschhaus-Be­
triebais rechtlich bedenklich an. Weil 
keine Kurzzeit-Höchstwerte benannt 
wurden, könnten durch Inbetriebnah­
me der "Kaltreserve" Offleben I kurz­
zeitig nicht zu vertretende Schwefel­
mengen ausgestoßen werden, und die 
maximale Schadstoffkonzentration 
sei in Berlin, dem Wohnort einiger 
Kläger gegen Buschhaus, sowieso 
schon erreicht. — (mew)

Teilstillegung
SUZUKI VERLETZT

INFORMATIONSPFLICHT

Münch en. Suzuki Deutschland, Ge­
neralimporteur von Suzuki Produkten 
aus Japan (Autos, Motorräder und 
Bootsmotoren), wird den Vertrieb von 
Motorrädern und Bootsmotoren in der 
BRD einstellen. Gleichzeitig wird Su­
zuki Japan den Betriebsteil Heppen­
heim (bei Darmstadt) übernehmen und 
von dort aus den Vertrieb dieser Pro­
dukte in eigener Regie durchführen.

Der Geschäftsführer von Suzuki 
Deutschland teilte dem Betriebsrat 
am 17.7.1984, einen Tag nach Ver­
tragsabschluß mit Suzuki Japan, mit, 
daß die Betriebstrennung bis Ende des 
Jahres vollzogen sein solle. Die Maß­
nahme sei zur wirtschaftlichen Ge­
sundung des Unternehmens notwen­
dig. In der Suzuki Zentrale in Ober­
schleißheim würden damit ungefähr 
45 von 160 Arbeitsplätzen entfallen. 
Es sei aber mit Suzuki Japan ausge­
macht, daß alle betroffenen Beschäf­
tigten einen Vertrag zu gleichen Be­
dingungen in Heppenheim angeboten 
bekämen.

Noch 14 Tage vor dieser Mitteilung 
hatte der Wirtschaftsausschuß ge­
tagt. Mit keinem Wort hatten die Ka­

pitalisten über die geplante Teilstil­
legung gesprochen. Der Betriebsrat 
erklärte, daß die Geschäftsführung 
ihre Informationspflicht verletzt habe 
und verlangte, wenigstens nachträg­
lich umfassend informiert zu werden. 
In § m Betriebsverfassungsgesetz 
heißt es u.a.: "Der Unternehmer hat in 
Betrieben mit in der Regel mehr als 
zwanzig wahlberechtigten Arbeitneh­
mern den Betriebsrat über geplante 
Betriebsänderungen, die wesentliche 
Nachteile für die Belegschaft oder er­
hebliche Teile der Belegschaft zur 
Folge haben können, rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten und die ge­
planten Betriebsänderungen mit dem 
Betriebsrat zu beraten..." Die Ge­
schäftsführung antwortete auf den 
Vorwurf der Informationspflichtver­
letzung, es sei bis zuletzt nicht klar 
gewesen, ob der Vertrag zustande 
komme, deshalb habe man den Be­
triebsrat nicht damit belasten wollen. 
Die Forderung des Betriebsrates nach 
Information über die künftige Perso­
nalplanung, wer nach Ansicht des Ka­
pitalisten bleiben solle, wer gehen 
müsse, wann Kündigungen erfolgen 
sollen, wurde zunächst nicht beant­
wortet.

Dem Betriebsrat steht als rechtli­
ches Mittel gegen diese Verletzung 
der Informationspflicht der § 121 
Betr.VG zur Verfügung. Er kann damit 
ein Bußgeldverfahren gegen den Kapi­
talisten einleiten (Höchststrafe 20000 
DM). Die zuständige Behörde verlangt 
genaue Beweise über die "Vorsätzlich­
keit" des Vergehens. Die Verhängung 
einer Geldbuße beinhaltet nicht 
gleichzeitig die Verpflichtung für den 
Kapitalisten, die erforderlichen Infor­
mationen herauszurücken.

Suzuki hat nun am 29.8.84 den Be­
triebsrat über den neuen Stellenplan 
und die Entlassungspläne informiert 
sowie einen Vorschlag für einen Sozi­
alplan vörgelegt. Kurzfristig sollen 
bereits personelle Maßnahmen erfol­
gen. Der Betriebsrat ist sowohl mit 
dem Umfang der Entlassungen sowie 
mit dem Sozialplanentwurf nicht ein­
verstanden. - (acr)

Ladenschlußzei ten
HBV BEKÄMPFT

AUSNAHMEREGELUNGEN

Bremen. Sechs Boutiquen, ein Ho­
senladen und eine Weinhandlung wa­
ren es, die am 24.08. die Ladenschluß­
zeiten nicht einhielten. Die örtliche 
Presse sowie das Bremer Regional­
fernsehen unterstützten die Ladenbe­
sitzer. In Leserbriefen wurde eine "le­
bendige Stadt" und "streßfreies Ein­
käufen" am Abend und an Sonntagen 
gefordert. Die HBV-Bremen veröf­
fentlichte einen Leserbrief ihres Vor­
sitzenden Helmut Thiel als Handzet­
tel, nachdem er nicht in der Presse 

veröffentlicht wurde, in dem es heißt: 
"Inwieweit allerdings das Ver­
kaufspersonal weniger Streß bei zu­
sätzlichen Öffnungszeiten erleben 
soll, bleibt uns ein Rätsel. Fest steht 
doch, daß in der Vergangenheit und 
Zukunft mit immer weniger Personal 
mehr Umsatz geleistet worden ist 
bzw. wird. Dies hat bereits im Einzel­
handel zum Teil zu unzumutbaren Ar­
beitsbedingungen geführt und sollte 
für jeden vernünftigen Kunden Anlaß 
genug sein, nicht nur die Probleme der 
Einzelhandelsbeschäftigten zu ver­
stehen, sondern sich mit ihnen solida­
risch für eine Verbesserung der Ar­

beitsbedingungen einzusetzen."
Am 22.8. gab es eine Versammlung 

von 13 HBV-Betriebsräten der Bremer 
Kaufhäuser. Sie erklärten: "Für die 
HBV-Betriebsräte steht außer Frage, 
daß mit einer Ausweitung der Laden­
schlußzeiten die Mehrarbeit aus Ko­
stengründen nicht durch Neueinstel­
lungen aufgef angen, sondern vom vor­
handenen Personal zusätzlich gelei­
stet wird. Diese unzumutbare Mehr­
belastung würde automatisch die be­
reits schlechtere Einkommens- und 
Arbeitssituation verschärfen. Aus 
diesen Gründen halten die HBV-Be­
triebsräte daran fest, daß auch für die 
Einzelhandelsbeschäftigten die Ar­
beitszeit verkürzt wird."

Am 30.8. erklärte die Hauptgemein­
schaft des Deutschen Einzelhandels 
(HDE) in Köln: "Sowohl die Behörden 
des Stadtstaates als auch die Gewerk­
schaften, der Einzelhandelsverband 
Nordsee und die HDE haben keinen 
Zweifel daran gelassen, daß sie mit al­
len Mitteln diesen Gesetzesbruch be­
kämpfen werden." Demgegenüber hat 
der Kölner Oberstadtdirektor Kurt 
Rossa den Gesetzgeber aufgefordert, 
einen flexibleren Ladenschluß einzu­
führen und damit zusätzliche Arbeits­
plätze zu schaffen. Rossa: "Das The­
ma wird immer nur unter dem Aspekt 
der Arbeitsplatzhumanität gesehen 
und nicht unter dem der Arbeitsplatz­
beschaffung." —(wob)
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Landesarbeitsamt Südbayern
AUSLÄNDISCHE UND ÄLTERE ARBEITER

LANG ARBEITSLOS - ARBEITSLOSENHILFE

München. Der Arbeitsamtsbezirk 
Südbayern hatte Ende Juni 1983 6,159 
Millionen Einwohner. Davon waren 
1,233 Millionen beschäftigte Männer 
und 0,866 Millionen beschäftigte 
Frauen. Darunter haben die auslän­
dischen Beschäftigten einen absoluten 
Anteil von 0,209 Millionen oder 10%. 
Im Juli 1984 waren insgesamt 149553 
Männer und Frauen arbeitslos, darun­
ter 41,3% in Angestelltenberufen und 
58,7% in gewerblichen Berufen. Die 
ausländischen Arbeiter und Angestell­
ten waren mit 21698 Arbeitslosen 
vertreten, Jugendliche unter 20 Jah­
ren mit 10001 Arbeitslosen und 
Schwerbehinderte mit 9207 Arbeits­
losen. Hinzu kommen noch insgesamt 
22354 Teilzeitarbeitslose, die mit 
22045 Arbeitslosen sich fast aus­
schließlich aus Frauen rekrutieren.

Die genauere Betrachtung der Zu­
sammensetzung dieser industriellen 
Reservearmee ergibt:

— Die Arbeitslosenquote in der Al­
tersgruppe 20 bis 25 Jahre ist am 
höchsten. Gegenüber 15100 Arbeits­
losen bei den unter 20jährigen sind bei 
der Gruppe zwischen 20 und 25 Jahren 
26500 Arbeitslose zu verzeichnen. In 
einer Veröffentlichung des Landesar­
beitsamtes wird dieser Umstand so er­
klärt: "Die Arbeitslosen zwischen 20 
und 25 Jahren rekrutieren sich vor­
nehmlich aus entlassenen Arbeitneh­
mern. Bei dieser Altersgruppe kamen 
70,2% (bis 20 Jahre: 41,8%) aus ab­
hängiger Beschäftigung (ohne Ausbil­
dung). Diese Gruppe trägt aufgrund 
des nicht so ausgeprägten Kündi­
gungsschutzes ein größeres Entlas­
sungsrisiko als ältere Beschäftigte. 
Knapp 1000 zumeist männliche Ar­
beitslose zwischen 20 und 25 Jahren 
sind vor Eintritt der Arbeitslosigkeit 
einer "sonstigen" Erwerbstätigkeit 
nachgegangen. Dabei hat es sich im 
wesentlichen um den Dienst bei der 
Bundeswehr gehandelt." Vorteilhaft 
wäre also für diese Arbeiter, wenn der 
Kündigungsschutz in der Weise ver­
bessert wird, daß die Kapitalisten und 
ihr Führungspersonal nicht so leicht 
zu dieser Maßnahme greifen könnten, 
sei dies aus Gründen der Disziplinie­
rung oder aus Gründen des aktuellen 
Geschäftgangs.

— Ende September 1983 zählten in 
Südbayern 35900 Personen zu "Lang- 
zeitarbeitslosen", deren Arbeitslosig­
keit schon mindestens ein Jahr dau­
ert. Von September 1982 bis Septem­
ber 1983 ging die Zahl der "Langzeit­
arbeitslosen" mit plus 45,2% erheblich 
stärker nach oben als die Arbeitslosig­
keit insgesamt (plus 14,1%). Das Lan­
desarbeitsamt Südbayern bemerkt zu 
dieser Arbeitslosengruppe: "Langzeit­

arbeitslosigkeit muß, wie fortge­
schrittenes Alter, gesundheitliche 
Einschränkungen oder das Fehlen ei­
ner abgeschlossenen Berufsausbil­
dung, als eigenständiges Vermitt­
lungshemmnis gesehen werden, denn 
mit zunehmender Dauer der Arbeits­
losigkeit wird es immer schwerer, Ar­
beitgeber zu finden, die den Arbeits­
losen eine Chance bieten, sich beruf­
lich zu bewähren". Bei dieser Gruppe 
von Arbeitslosen sind die Arbeitslosen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
(26,9%) und die ausländischen Arbei­
ter und Angestellen (25,2%) neben den 
älteren und gesundheitlich Einge­
schränkten relativ stark vertreten. 
Das heißt, daß über 50% der "lang­
zeitarbeitslosen" Arbeiter zumeist 
ausländischer Nationalität sind, deren

Die "Wirtschaftsjunioren" führten in 
München und Mühldorf Aktionen 
durch: "Kann der Staat von morgen 
noch für uns sorgen?" und traten ge­
gen den "Mißbrauch des sozialen Net­
zes" ein.

Reproduktion während des ersten Jah­
res der Arbeitslosigkeit kaum und da­
nach auf Grundlage der noch geringe­
ren Arbeitslosenhilfe noch weniger 
gesichert ist. Also gerade die Arbei­
ter, deren Reproduktion schon unter 
Arbeit nicht gewährleistet ist, haben 
während der Arbeitslosigkeit durch 
die niedrigen "Lohnersatzzahlungen" 
keinerlei Aussicht auf Sicherung ihres 
schon schlechten Lebensstandards.

— Im Arbeitsamtsbezirk Südbayern 
waren Ende September 1983 23700 
ausländische Arbeiter und Angestellte 
arbeitslos, 3 800 oder 18,9% mehr als 
ein Jahr davor. Im Juli 1984 waren 
noch 21698 ausländische Arbeiter und 
Angestellte arbeitslos, was einen 
Rückgang gegenüber dem Vergleichs­
monat des Vorjahrs um 1101 oder 
4,8% bedeutete. Unter den Arbeitern 
und Angestellten ausländischer Natio­
nalität sind bei den türkischen Arbei­

tern (7400), bei den jugoslawischen 
Arbeitern (5200) und bei den italie­
nischen Arbeitern (3000) Arbeitslose 
zu verzeichnen. Diese Zahlen geben 
einen Hinweis darauf, mit welcher 
Energie die politische Reaktion in der 
Bundesrepublik versucht, • mit einer 
weiteren Verschärfung der Ausländer­
gesetzgebung sich bei passender Gele­
genheit eines Teils der industriellen 
Reservearmee in ihrer Funktion als 
Bezieher von Versicherungsgeldern 
(Lohnersatzzahlungen) zu entledigen 
und diese Gelder dann "produktiver" 
anzulegen.

— Mit der Schlagzeile "Kurzarbeit 
entlastet Arbeitsmarkt um 14000 
'mögliche’ Arbeitslose" bringt das 
Landesarbeitsamt Südbayern in einer 
Veröffentlichung deutlich seinen 
Standpunkt zum Ausdruck. Ausge­
gangen wird davon, daß mit der Kurz­
arbeit ein "durchschnittlicher Ar­
beitsausfall von 31%" erreicht werden 
konnte und damit ein "Entlastungsef- 
fekt" von "möglichen" Arbeitslosen 
einsetzte. Die Kapitalisten nutzen die 
Kurzarbeit zur Einsparung von Lohn- 
und Gehaltskosten und zur Sicherung 
ihres Profits. Für die Arbeiter und An­
gestellten (1983 waren dies im Schnitt 
45300) bedeutet dies jedoch eine Re­
duzierung ihres Lohns und Gehalts und 
damit ihren erzwungen Beitrag gegen 
die "drohende Arbeitslosigkeit".

— Im Landesarbeitsamtsbezirk Süd­
bayern wurde im Haushaltsjahr 1983 
Lohnersatzleistung (Arbeitslosen­
geld, Arbeitslosenhilfe, Unterhalts­
geld und Kurzarbeitergeld) von über 
3,3 Milliarden DM ausbezahlt. Gegen­
über 1982 sind diese Lohnersatzlei­
stungen nur um 0,6% gestiegen. Ur­
sache: Einschränkungen bei zahlrei­
chen Leistungsarten. Im Juli 1984 be­
trugen die Ausgaben für Arbeitslosen­
geld 83,335 Millionen DM und für Ar­
beitslosenhilfe 37,170 Millionen DM. 
Für diesen Zeitraum sind im Landes­
arbeitsamtsbezirk Südbayern 149553 
Arbeitslose gemeldet. 90655 davon 
sind "Leistungsempfänger am 15. des 
Monats". Dies ist ein Anteil der Lei­
stungsempfänger an den Arbeitslosen 
von 60,6%. Arbeitslosengeld erhalten 
60433, und 30222 Arbeiter erhalten 
Arbeitslosenhilfe. Diese Lohnersatz­
leistungen werden jedoch vorenthal­
ten, wenn "Sperrzeiten" zum "Er­
löschen des Leistungsanspruchs" füh­
ren. Dies liegt dann vor, wenn der Ka­
pitalist den Nachweis erbringen kann, 
daß beim Arbeiter eine selbst ver­
schuldete Kündigung vorliegt. In den 
letzten zehn Jahren haben sich die 
Sperrzeiten nahezu verdoppelt auf 
26190, davon 87,1 % wegen "selbstver­
schuldeter Arbeitslosigkeit" und 
12,9% wegen "Ablehnung einer vom 
Arbeitsamt angebotenen Arbeit".
Quellenhinweis: Arbeitsmarkt Süd­
bayern Juli 1984, Arbeitsmarkt aktu­
ell Nr. 2/84-(dil)
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Kriegsgerichte
PROTEST GEGEN

KRIEGSJUSTIZ

Hannover.Am 24.08.84 fand auf 
Einladung von verschiedenen An­
walts- und Richterorganisationen eine 
Veranstaltung mit über 300 Teilneh­
mern statt unter dem Thema: 
"Kampfanzug unter der Robe — Gegen 
die Kriegsvorbereitungen in der Ju­
stiz". In einem Theaterstück ("Der 
Geigerzähler" von Rechtsanwalt H. 
Spangenberg) wurde sketchartig dar­
gestellt, wie sich die Bourgeoisie eine 
Kriegsgerichtsverhandlung nach Vor­
schriften vorstellt, die bisher noch 
nicht Gesetz sind. Manchem Zu­
schauer blieb das Lachen im Halse 
stecken. Anschließend berichtete der 
Hildesheimer Strafrichter Ulrich Vul- 
tejus über den Stand der Vorbereitun­
gen für die Kriegsgerichtsbarkeit des 
3. Weltkrieges, für die heute schon be­
sonders ausgewählte Richter und 
Staatsanwälte an entsprechenden 
Übungen teilnehmen (siehe: Vultejus, 
"Kampfanzug unter der Robe").

In seiner Antwort vom 30.05.83 auf 
eine Landtagsanfrage der GRÜNEN 
nimmt der Niedersächsische Justiz­
minister zu diesen Übungen Stellung: 
Diese Tagungen "... sind keine allge­
meinen Fortbildungs Veranstaltungen, 
sondern gezielte Einweisungen des 
Personals in ein mögliches zukünfti­
ges Spezialarbeitsgebiet..." 1982 und 
im ersten Vierteljahr 1983 "haben 19 
Richter und Staatsanwälte an Veran­
staltungen für künftige Wehrrichter 
und-Staatsanwälte mit einer Gesamt­
dauer von 65 Arbeitstagen teilgenom- 
men".

Inzwischen wurden Namen von be­
teiligten Richtern bekannt: In Kiel 
z.B. Amtsrichter Bill, in Celle der 
dortige Strafkammer-Vorsitzende 
Kunkis, der in Celle zugleich Vorsit­
zender der Strafvollstreckungskam­
mer ist, die z.B über vorzeitige Haft­
entlassung von Gefangenen der Celler 
Gefängnisse zu entscheiden hat. Wer 
ihn als Jugendrichter in Hannover 
kennengelernt hat und von seiner Mit­
wirkung an Kriegsgerichtsübungen 
weiß, kann sich die Qualität seiner 
Rechtsprechung in Celle gut vorstel­
len. Für Angeklagte und Verteidiger 
wird es nützlich sein zu erfahren, wel­
che Richter und Staatsanwälte sich 
mit Bill, Kunkis und anderen auf ihr 
"Spezialarbeitsgebiet" Kriegsrichter 
vorbereiten.

Die Versammlungsteilnehmer in 
Hannover verabschiedeten ohne Ge­
genstimme eine Resolution gegen die­
se Kriegsvorbereitungen in der Justiz: 
Im Zweiten Weltkrieg haben deutsche 
Kriegsgerichte "etwa 20000 Todesur­
teile und damit vielfach mehr als der 
berüchtigte Volksgerichtshof ver­
hängt. Sie haben entscheidend zur 
Verlängerung des Krieges und seines

Elends beigetragen.
Wir fordern
— "die seit 1962 durchgeführten, im 

Jahr 1984 erstmals unterbrochenen 
Übungen nicht wieder aufzuneh­
men"

— "daß der Bundesjustizminister sich 
deutlich von den Gesetzentwürfen 
distanziert und erklärt, daß sie nie­
mals als Grundlage von Gesetzen 
dienen werden"

— "die Offenlegung der Namen der be­
teiligten Richter und Beamten vom 
Justizminister. Die Beteiligten for­
dern wir auf, sich öffentlich zu ih­
rer Mitwirkung an den Übungen zu 
bekennen"

— "die Streichung von Artikel 96 Ab­
satz 2 Grundgesetz", —(ine)

NR W-Schulpoli tik 
VERSCHÄRFTE AUSLESE

UND KONKURRENZ

Bielefeld. Drill und Pauken bereits 
in der Grundschule — das plant Nord­
rhein-Westfalens Kultusminister 
Schwier zur "inhaltlichen Verände­
rung der Schule". "Ohne tägliches 
Kurzdiktat, ohne tägliches Kopfrech­
nen kann es kein erfolgreiches Lernen 
geben", ließ Schwier zum Schuljahres­
beginn in einer Pressemitteilung ver­
breiten. Verschärfung der Auslese und 
Konkurrenz von Anfang an — den Ka­
pitalisten kann’s recht sein. Die Bun­
desvereinigung der Deutschen Arbeit­
geberverbände (BDA) fordert Prüfun­
gen beim Schulwechsel nach der 
Grundschule; dies sei für eine "früh­
zeitige begabungs- und leistungsge­
rechtere Wahl der Schulform" not­
wendig.

Weiterhin wollen BDI und BDA 
durch inhaltliche Ausrichtung des Un­
terrichts erreichen, daß die Abituri­
enten als "künftige Träger der inter­
nationalen Leistungskraft unseres 
Landes" besser "in die Wirtschafts­
und Arbeitswelt" gelangen. Statt die­
se Pläne der Kapitalisten zurückzu­

weisen, gibt Kultusminister Schwier 
dem Druck der Reaktion nach. So be­
klagte er am 30.6. vor der Katholi­
schen Akademie in München "Reali­
tätsferne und mangelnden Bezug zur 
Berufs- und Arbeitswelt" an den Schu­
len. Eine stärkere Ausrichtung der 
Unterrichtsinhalte an den Bedürfnis­
sen der Kapitalisten kündigte er un­
umwunden an: z.B. bedeuteten "die 
neuen Anforderungen angesichts der 
technologischen Entwicklungen eine 
Herausforderung an die mathema­
tisch-naturwissenschaftlichen Fächer 
— aber ebenso an die sprachliche, poli­
tische und kreative Bildung".

Ende März hatte Schwier bereits ei­
ne neue Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für die gymnasiale Oberstufe 
erlassen. Diese sieht unter anderem 
vor: Verstärkung der sogenannten 
Hauptfächer, erhebliche Einschrän­
kung der Wahlmöglichkeiten, Ver­
schärfung der Versetzüngsbedingun- 
gen und Aufwertung von Religion auf 
Kosten gesellschaftswissenschaftli­
cher Fächer. Diese Hinwendung zu re­
aktionärer Bildungspolitik wurde vom 
Philologenverband und der CDU be­
grüßt.

Auch die Gesamtschule will Schwier 
zur "leistungsbetonten und leistungs­
fördernden Schule" umgestalten. Hier 
wird das Notensystem verschärft und 
die Berechtigung zum Besuch der 
gymnasialen Oberstufe erschwert. So 
müssen z.B. Haupt- und Realschüler in 
allen Hauptfächern mindestens "be­
friedigend" vorweisen, um in die 
Oberstufe zu gelangen; selbst Sport, 
Musik und Kunst sind versetzungs­
wirksam. Nach Schwiers Plänen wird 
der Ausleseprozeß verstärkt und die 
Dreigliedrigkeit des Schulwesens — 
auch an den Gesamtschulen — voran­
getrieben. Trotz Protesten des GEW- 
Landesverbandes, des DGB-Landes­
bezirks und der Landesschülervertre­
tung hat Schwier die entsprechende 
Rechtsverordnung zum Schuljahres­
beginn in Kraft gesetzt.
Quellenhinweis: "Neue Deutsche
Schule" 11, 16/84 —(grr)

Selbständiges Arbeiten in der Schüler­
bibliothek — statt Drill
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Faschistische Aktivitäten

FASCHISTEN DURCH GEGENWEHR IM ZAUM
GEHALTEN, ABER NICHT ZERSCHLAGEN

Pinneberg. Oktober 1983 meldet 
das Pinneberger Tageblatt, Michael 
Kühnen als Organisationsleiter der 
ANS/NA (Aktionsfront Nationaler So- 
zialisten/Nationale Aktivisten) habe 
in Pinneberg eine Kameradschaft ge­
gründet mit zehn Schülern und Auszu­
bildenden aus Pinneberg und Halsten­
bek. Der Aufbau erfolgte seit Septem­
ber. Die Mitglieder nahmen bereits an 
einer zentralen Kundgebung teil. In 
Hanau war eine Veranstaltung der 
AAR (Aktion Ausländerrückführung), 
unter deren Namen sich die ANS/NA 
am Wahlkampf in Hessen beteiligte. 
Weiter empfahl er seinen Kumpanen 
in Pinneberg zunächst Zurückhaltung, 
weil er sie nicht in Auseinanderset­
zungen mit Gegnern hetzen wollte. 
Lediglich ein Besuch einer Pinneber­
ger Szene-Kneipe stand als "Flagge 

Arn 28. Januar demonstrieren in Pinneberg ca. 300 Menschen. Dazu riefen auf: 
VVN, Volksfront, DKP, BWK, Grün-Alternative Liste, Jusos und Initiativen.

■7.
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zeigen" auf dem Programm.
Kühnens Aufbauaktivitäten haben 

im Hamburger Raum ungefähr 1976 
begonnen. Der "Freizeitverein Hansa" 
und die ANS-Kameradschaft gehören 
zu diesen. In Hamburg selbst hat Küh­
nen in zunehmendem Maße Schwierig­
keiten, ohne Blessuren in die Öffent­
lichkeit zu gehen. Eine Reihe militan­
ter Antifaschisten sorgt dafür. So 
schreibt Kühnen im Organisationsor­
gan "Innere Front" 1983 darüber. Das 
ist ein Grund dafür, vor den Toren 
Hamburgs Kontakte zu pflegen. So 
knüpft sein Gefolgsmann Tibor 
Schwarz 1979 Verbindungen nach Bö­
kel im Kreis Pinneberg. Er richtet sich 
dort ein "Hauptquartier mit Führer­
zimmer" ein. Die fünf Bokler Mitglie­
der entfalten in der Umgebung folgen­
de Aktivitäten: Im April und August 

wird eine Gaststätte in Dauenhof 
überfallen, ebenso ein Landjugend­
ball; zwei Wohnwagen und ein Wo­
chenendhaus werden total verwüstet, 
im August wird in Hörnerkirchen ein 
Tankwart niedergestochen und sein 
Bruder schwer verletzt — sie hatten 
gegen die Bokler ANS-Mitglieder 
Henning Wieckhorst und Chris Bau­
mann ausgesagt; die ANS betreibt of­
fenen Wehrsport mit uniformierten 
Märschen durch die Gemeinde; Schuß­
waffen werden gebraucht, Sprengkör­
per gezündet, in ein Elmshorner Waf­
fengeschäft wird versucht einzubre­
chen; in Barmstedt wird ein Anschlag 
auf ein DKP-Büro verübt.

Wegen dieser Umtriebe bilden sich 
in Bokel/Barmstedt, Elmshorn und 
Wedel antifaschistische Arbeitskrei­
se. Diese organisieren eine Unter-

Schriftensammlung. 750 Unterschrif­
ten werden dem Kreistag übergeben. 
Am 18. November 79 findet in Bokel 
eine Demonstration mit Kundgebung 
statt, an der sich 400 beteiligen. Im 
Dezember 79 beginnt gegen fünf Bok­
ler ANS-Mitglieder in Elmshorn ein 
Prozeß. Die Anklage lautet auf Raub, 
Diebstahl, Hausfriedensbruch, Kör­
perverletzung und Vergehen gegen das 
Waffengesetz. Das Urteil beschert ih­
nen Haftstrafen bis zu einem Jahr auf 
Bewährung. Der politische Hinter­
grund wird vom Gericht und der 
Staatsanwaltschaft Itzehoe bewußt 
ausgeklammert. Ein Verfahren wegen 
Bildung einer kriminellen Vereinigung 
gegen Tibor Schwarz, Christian Worch 
(Kühnens stellvertretender Gauleiter 
in Hamburg ) und andere wird von der 
Staatsanwaltschaft eingestellt. Im 

Jahre 1980 verunglückt Henning 
Wieckhorst beim Bombenbasteln und 
wird inhaftiert. Auch Kühnen und 
Schwarz sind in Haft, so daß es in Bo­
kel wieder ruhig wird.

Die Auflagen für Kühnen nach sei­
ner Haftentlassung halten ihn keines­
wegs von weiteren Aktivitäten ab. Die 
Behörde in Hamburg, die über die Auf­
lagen zu wachen hat, kümmert sich 
nicht um deren Einhaltung, auch 
nicht als diverse Anzeigen gegen 
Kühnen vorliegen. Eine solche Anzei­
ge wird auch bei Bekanntwerden der 
Gründung der Pinneberger Kamerad­
schaft von der VVN gestellt.

Im Kreis Pinneberg gibt es nach Be­
kanntwerden der Gründung verschie­
dene Aktivitäten gegen die ANS. Die 
DKP, VVN, Grüne, Volksfront, Jusos, 
BWK sowie Initiativen, wie die gegen 
Ausländerfeindlichkeit in Pinneberg, 
kommen zu Gesprächen zusammen 
und bilden ein kreisweites Antifaschi­
stisches Bürgerkomitee. Eine Unter­
schriftensammlung für das Verbot der 
ANS/NA wird eingeleitet, worin auch 
Maßnahmen genannt sind, wie ein sol­
ches Verbot wirksam ausgestaltet 
wird. Verschiedene Veranstaltungen 
in Pinneberg und Elmshorn beschäfti­
gen sich inhaltlich mit den Nazis. Die 
Tätigkeit der Pinneberger ANS bleibt 
darüber relativ beschränkt, während 
in Elmshorn Sympathisanten verschie­
dene Provokationen betreiben, da 
wird die Ausländerberatungsstelle be­
schädigt und Türken werden mit Gas 
beschossen.

In Pinneberg selbst werden Juso- 
Plakate mit ANS-Aufklebern ver­
ziert. Um die Kräfte in Elmshorn ein­
zugruppieren, reist Kühnen dorthin 
und trifft sich mit Jugendlichen, im 
wesentlichen aus der Skin-Szene. Die 
hängen im Umfeld eines HSV-Fan- 
Clubs herum und betreiben Provokati­
onen gegen Ausländer. Das Bürgerko­
mitee verfaßt zwei Faltblätter, die 
sich mit den Provokationen der Neo­
nazis und deren Zielen beschäftigen 
und zum Thema Ausländerfeindlich­
keit, welches ein Standbein der Politik 
der Neonazis ist. Im November wird in 
verschiedenen Orten des Kreises ein 
Aktionstag gegen die Nazis gemacht, 
dabei werden verstärkt Unterschrif­
ten zum Verbot gesammelt und die 
Reaktionäre angegriffen, die inhalt­
lich die Faschisten unterstützen.

Die Staatsschutzkammer der StA 
Flensburg stellt in dieser Zeit das Ver­
fahren gegen die ANS/NA ein, wel­
ches die VVN beantragt hatte. Die 
Kammer behauptet in der Begrün­
dung, die NSDAP sei nicht durch das 
Bundesverfassungsgericht verboten
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"IN DEUTSCHLAND NIE 
FASCHISMUS GEGEBEN" 

Auf der Kreistagssitzung am 9.5. 
überreichte das Antifaschistische 
Bürgerkomitee Pinneberg die Unter­
schriftensammlung, in der das Ver­
bot aller faschistischen Organisatio­
nen und Propaganda gefordert wur­
de. 866 Menschen unterschrieben 
diesen Aufruf. Weiterhin wollte das 
Bürgerkomitee von den Fraktionen 
wissen, ob sie gewillt sind, straf­
rechtliche Maßnahmen gegen Neofa­
schisten zu ergreifen, faschistische 
Veranstaltungen durch das Kreisord­
nungsamt zu verbieten, alle im Kreis 
tätigen Organisationen zu verbieten 
und für eine antifaschistische Auf­
klärung zu sorgen.

Die Grünen bejahten als einzige 
Fraktion den ganzen Fragenkomplex 
und erklärten, das Komitee in seiner 
weiteren Arbeit unterstützen zu 
wollen. Die SPD verharmloste die 
Aktivitäten der Neofaschisten im 
Kreis und stellte fest, daß es primär 
Jugendliche und nicht Faschisten 
sind. Wie die FDP spricht sie sich ge­
gen Verbote neofaschistischer Orga­
nisationen aus, um diese nicht aufzu­
werten.

Der Kreisvorsitzende der CDU, 
Meyer, leugnete schlichtweg, daß in 
Deutschland in den Jahren 1933 bis 
45 Faschismus herrschte. Besonders 
klug kam er sich vor, als er über das 
Wortspiel "Nationalsozialismus/So- 
zialismus = totalitäre Systeme" ver­
suchte, das Ganze vom Tisch zu wi­
schen. Notwendig sei lediglich, wie 
die CDU auf ihrem letzten Kreispar­
teitag beschlossen hatte, daß die Ju­

gendlichen verstärkt von ihren Eltern 
und Großeltern über den Nationalsozi­
alismus aufgeklärt werden sollten.

Diesen Beschluß nahm sich Karl 
Wolke, Kreisabgeordneter aus Pinne­
berg, Vorsitzender im Kreisvertriebe- 
nenausschuß und im Landesvorstand 
der Union der Vertriebenen und 
Flüchtlinge — Vereinigung der Ost- 
und Mitteldeutschen in der CDU, zu 
Herzen. Er veröffentlichte in Zusam­
menarbeit mit den Uetersener Nach­
richten "als erster deutscher Zeitung" 
Teile aus der 1969 vom Bundestag in 
Auftrag gegebenen Dokumentation, 
die die "Vertreibung der Deutschen 
aus den ehemaligen deutschen Ostge­
bieten" beschreibt. Wolke mischt in 
seiner Serie Vorfälle, die während des 
Krieges geschahen, munter mit denen 
der "Vertreibung", worunter ge­

28. Jan., Demonstration in Pinneberg zum Jahrestag der Machtergreifung 
Hitlers und gegen die faschistischen Umtriebe im Kreis.

wöhnlich die Aussiedlung Deutscher 
gemäß dem Potsdamer Abkommen 
verstanden wird, durcheinander. 
Frech erklärt er die Opfer des NS- 
Staates zu den Verbrechern.

Rolf Riesebieter, NPD, unter­
stützt durch Leserbriefe mit Über­
schriften wie "An Scheunentore ge­
nagelt" und "5ooofacher Tod im 
Meer" die Artikelserie. Als sich dann 
ein Leser gegen die Hetze Wolkes 
wendet, schreiben NPD-Riesebie- 
ter, CDU-Wolke und andere reaktio­
när-faschistischen Kräfte im Bunde 
dagegen. Wolke: "Fest steht jedoch, 
daß die an Deutschen begangenen 
Vertreibungsverbrechen den von 
Deutschen begangenen Naziverbre­
chen sowohl in quantitativer als auch 
in qualitativer Hinsicht in nichts 
nachstehen." — (sip)

und von daher eine Nachfolgeorgani­
sation wie die ANS nicht zu belangen. 
Die NSDAP ist durch die Alliierten 
verboten worden und das Urteil ist von 
der BRD bei Gründung übernommen 
worden. Das störte die Staatsanwälte 
in Flensburg aber nicht.

Kurz darauf erfolgt das Vereinsver­
bot der ANS/NA und AAR durch In­
nenminister Zimmermann. Kühnen 
hält sich zu der Zeit in Pinneberg auf, 
wo er mittlerweile sein Bundesbüro 
installiert hat. Dort bekommen er und 
der Pinneberger Kameradschaftsfüh­
rer Mathias Pagel die Verbotsverfü­
gung überreicht. In den Wohnungen 
werden einige Materialien beschlag­
nahmt. Das Vermögen ist ausdrücklich 
ausgeklammert. Nach der polizeili­
chen Vernehmung Kühnens und Pagels 
in Pinneberg kündigt Kühnen an, er 
werde eine neue Organisation aufzie­
hen. Offenbar ist ihm die Wirkungslo­
sigkeit der Zimmermannschen Verfü­
gung klar, und er erklärt der anwesen­
den Presse: "Wir werden uns einen 
neuen Organisationsrahmen suchen." 
Das geht, weil in keiner Frage die Po­
litik der ANS inhaltlich verboten ist. 

Die ANS-Kameradschaften werden 
umbenannt. In Pinneberg nennt sie 
sich ab sofort "Antikommunistische 
Vereinigung". Das Organ "Innere 
Front" heißt ab dann "Neue Front".

Die Aktivitäten des Antifaschisti­
schen Bürgerkomitees zielen auf eine 
Demonstration in Pinneberg am 28.1.. 
Daran beteiligen sich 300. Am 8.5. 
finden wiederum verschiedene Aktio­
nen gegen die Neonazis statt, u.a. 
Filmveranstaltungen in Elmshorn und 
Uetersen. In Pinneberg wird eine 
Kundgebung in der Innenstadt abge­
halten, bei der ein Nachbau eines 
Denkmals aufgestellt wird, welches 
nach dem Krieg errichtet und an die 
äußerste Ecke des Friedhofs verlegt 
wurde. Diese Aktion findet unter an­
derem das Interesse Pagels und seines 
Anhangs. Kühnen hat sich ja ins Aus­
land verzogen, um der Haft für andere 
Straftaten zu entgehen. So leitet Pa­
gel die Kameradschaft allein. Am 16. 
Mai führt die VVN in Pinnberg eine 
Veranstaltung durch. Anlaß ist die Be­
nennung eines neuen Jugendhauses 
nach den Geschwistern Scholl. Die 
Antikommunistische Vereinigung ver­

sucht, die Veranstaltung zu verhin­
dern. Pagel rottet sich mit zwanzig 
Kumpanen und Schützenhilfe aus der 
Hamburger Skinhead-Elite dort zu­
sammen und versucht einzudringen. 
Eine antifaschistische Telefonkette 
ist aber in der Zwischenzeit gebildet, 
und die darüber gerufenen Antifaschi­
sten schützen die Versammlung. Die 
Polizei entfernt Pagel, und die Skins 
fliehen.

Die CDU und allen voran der schles­
wig-holsteinische Innenminister be­
teuern die Glorie des Verbots. Sie be­
haupten, die Neonazis wären zer­
schlagen, wogerade ihre wesentlichen 
Aktivitäten in Pinneberg nach dem 
Verbot liegen. So setzen sie provoka­
tiv den Namen des VVN- Vorsitzenden 
unter ein Mitteilungsblatt ihrer Ka­
meradschaft. Ein Rahmenplan des 
Bürgerkomitees sieht jetzt die Fort­
setzung verschiedener Aktionen bis 
zum nächsten 8.Mai vor.
Quellenhinweis: Pinneberger Tage­
blatt, Elmshorner Nachrichten, ver­
schiedene Mitteilungen der VVN und 
des Antifaschistischen Bürgerkomi­
tees. -(uwb)
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STREIT UM UR­
LAUBSGELDHÖHE 

München. Der Metall-Un­
ternehmerverband hat seine 
Mitglieder veranlaßt, die 
einmalige Ausgleichszah­
lung von 250 DM nicht in die 
Berechnung des Urlaubsgel­
des mit einzubeziehen. Die 
IGM Bezirksleitung Mün­
chen hat in einer Antwort 
auf Anfragen aus Betrieben 
daraufhin dargelegt, daß 
dies den Vereinbarungen wi­
derspricht. Der Mantelta­
rifvertrag sieht für die Ent­
scheidung Verhandlungen 
zwischen Unternehmenslei­
tungen und Betriebsräten 
vor, bei keiner Einigung die 
Hinzuziehung der beidersei­
tigen Organisationsvertre­
ter. (hwa)

TARIFKOMMISSION 
TRITT ZUSAMMEN 

Am 6. September beschließt 
die Große Tarifkommission 
(GTK) der Gewerkschaft 
ÖTV. Was die Forderung 
nach Einkommenserhöhung 
anbelangt, sind auf Be­
triebs-, Kreis- und Bezirks­
ebene z.T. Forderungen be­
schlossen worden, die eine 
gute Grundlage für einen 
Streik darstellen würden. 
Bezirksvorstand Westber­
lin: 5,5%, mindestens 125 
DM; Kreisverwaltung Han­
nover: 150-200 DM Fest­
geld; Braunschweig: 150 DM 
und 30 DM für jedes Kind;

Die US-Autoarbeitergewerkschaft UAW hat die Vorschlä­
ge der Ford- und GM-Kapitalisten für einen neuen Lohnta­
rifvertrag abgelehnt. Die Kapitalisten hatten den derzeiti­
gen Stundenlohn, der nach UAW-Angaben zwischen 14 und 
16 $ liegt, — die Kapitalisten verrechnen die Lohnnebenko­
sten und geben dann z.B. bei GM 21,80 $ an — über die 
nächsten drei Jahre nicht erhöhen und Zahlungen, die einen 
Teil der Preiserhöhung ausgleichen, kürzen wollen. GM bot 
eine Zahlung im ersten Jahr von 600 Dollar pro Arbeiter, 
im zweiten Jahr von 300 Dollar an. Die UAW lehnt jede 
Kürzung des Inflationsausgleichs ab und fordert Tariflohn­
erhöhungen. Am 14.9. laufen die Tarife aus. — (gba)

Essen. In der Essener In­
nenstadt demonstrierten 
Studenten des Ruhrkollegs 
gegen die Streichung des 
BAföGs für den "Ferienmo­
nat" August. Ende August 
wurde an 12 von 15 Kollegs 
in NRW gestreikt. Am 30.8. 
fand eine zentrale Protest­
kundgebung in Bonn statt. In 
Dortmund protestierten 
Studenten des Westfalen­
kollegs auch auf einer FDP- 
Kundgebung mit Lambs­
dorff. Im Saarland haben die 
Kolleg-Studenten erreicht, 
daß die Landesregierung die 
Zahlung des BAföG für Au­
gust übernimmt. — (wof)

Dortmund: 150 DM. Die 
meisten Beschlüsse fordern 
aber auch eine Verkürzung 
der Arbeitszeit, in der 
Mehrheit einen "Einstieg" in 
die 35-Stunden-Woche, in 
den selteneren Fällen eine 
Vorruhestandsregelung, 
manchmal auch beides. Sel­
ten wird klargestellt, daß 
Einkommensforderung und 
Arbeitszeitverkürzung 
nicht miteinander verrech­
net werden dürfen, nie wird 
verfochten, daß die Einkom­
mensforderung absolute 
Priorität hat. So ist der poli­
tische Handlungsspielraum 
des geschäftsführenden 
Hauptvorstandes der ÖTV 
für einen Abschluß, der. 
Lohnsenkung bedeuten 
wird, weiterhin groß. 
—(kar)

GHH WILL ZULAGEN 
VERRECHNEN 

Oberhausen. In einem 
Aushang vom 3.8. erklärten 
die GHH-Kapitalisten, daß 
die übertariflichen Zulagen 
mit der Tariferhöhung ver­
rechnet werden. Der Be­
triebsrat der GHH Oberhau­
sen hat darauf eine Be­
triebsversammlung für den
13.8. einberufen, die am
14.8. fortgesetzt wurde. 
Nach der Weigerung des 
Vorstandes zu verhandeln, 
führten die 2000 Beschäf­
tigten am 14.8. einen Warn­
streik zur Anerkennung der 
tariflichen Erhöhung durch. 
Die Belegschaft hat be­
schlossen, Überstunden zu 
verweigern, um eine Absi­
cherung der Zulagen zu er­
zwingen.—(sma)

JUNGHEINRICH
GEGEN HAUSTARIF 

Hamburg. In der zweiten 
Verhandlungsrunde am 
29.8.84 um den Haustarif 
beim Gabelstaplerkonzern 
Jungheinrich wurden die 
Kapitalisten mit ihrem Nein 
erheblich präziser: Sie wol­
len auf keinen Fall mit der 
IG Metall einen Haustarif 
abschließen, sowenig wie sie 
in den Unternehmerverband 
einzutreten gedenken. Sie 
wollen frei bleiben in der ef­
fektiven Entlohnung ihrer 
Mitarbeiter. Wenn die IG 
Metall um die rechtliche 
Sicherheit der sozialen 
Rechte und materiellen Be­
züge der Belegschaft fürch­
te, sosei die Konzernleitung 
gern bereit, noch einmal al­
le diese Leistungen einzel­
vertraglich abzusichern. 
Jungheinrich sei durchaus 
bereit, für schwere Arbeit, 
ältere Kollegen und die 
Qualifikation der Mitarbei­

ter "etwas zu tun". Nur: 
Tarifbindung eben nicht! 
Die nächste Verhandlung ist 
am 8.10.84. Der Vertrauens­
körper der IGM bei Jung­
heinrich wird erstmal mit 
einer Unterschriftenkam­
pagne kontern, um Kräfte 
zu sammeln, — (hei)

MAD BESPITZELT 
DGB-ARBEIT 

Hannover. Nach einer 
Flugblattaktion des Ar­
beitskreises Wehrpflichtige 
der DGB-Jugend vor einer 
Kaserne hat der MAD einen 
Wehrpflichtigen dieser 
Gruppe verhört. Er verlang­
te Informationen über den 
Arbeitskreis. Dabei wurde 
dem Wehrpflichtigen mit 
angeblichen Ermittlungs­
verfahren gegen ihn ge­
droht, frühere politische 
Tätigkeiten wurden ihm 
aufgezählt. Der von dem 
Wehrpflichtigen gemachten 
Beschwerde gegen die 
MAD-Beamten wurde inso­
fern stattgegeben, "...daß 
ihre Befragung nicht ent­
sprechend den einschlägigen 
Vorschriften gemacht wur­
de". —(rog)

FRIEDENSLISTE 
KANDIDIERT IN NRW 

Am 17.08.1984 hat ein Tref­
fen von Vertretern der 
NRW-Unterstü tze rk rei se 
der "Friedensliste" be­
schlossen, eine Kandidatur 
zu den Landtagswahlen in 
NRW am 12.05.1985 anzu­
streben. Die Versammlung 
wertete das Abschneiden 
der Liste bei den Europa­
wahlen als Erfolg, der aus­
gebaut werden soll. Auf der 
Versammlung wurde vorge­
schlagen, die "Friedensli­
ste" zu einer "Liste für Frie­
den und Arbeit" zu erwei­
tern. — (clm)
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IG Chemie-Gewerkschaftstag
IM VERGLEICH MIT 1980 NUR WENIG 

f. ANTRÄGE GEGEN SCHICHTARBEIT

In dieser Woche (vom 2. bis 8. September) findet in West­
berlin der 12. ordentliche Gewerkschaftstag der IG Che­
mie- Papier-Keramik statt. Dokumentiert werden soll hier 
die Antragslage zur Politik der Gewerkschaft gegen die 
Schichtarbeit. Hatten noch 1980 zahlreiche Anträge kon­
krete Maßnahmen gegen die Auswirkungen der Schichtar­
beit gefordert und die Bezahlung der Kosten durch die Ka­
pitalisten verlangt, so fällt in diesem Jahr auf, daß allein 
schon die Vielfalt der Anträge verloren gegangen ist. Be­
denkt man, daß zwischen den beiden Gewerkschaftstagen 
das Projekt PROSA — eine Befragung von über 5000 
Schichtarbeitern — zu Ende geführt wurde und mit dem Er­
gebnis der Befragung viel belastendes Material gegen die 
Schichtarbeit zu Tage gefördert wurde, dann bedarf die 
heutige Lage einer Erklärung. Eine mögliche Erklärung 
liegt darin: Der Hauptvorstand hat die Kritik an der Tarif­
politik des letzten Jahrzehnts auf folgenden Punkt ge­
bracht: Man hätte höhere Bezahlung für Schichtarbeit ver­
langt, nicht aber Ausgleich für die gesundheitliche Bela­
stung (siehe Leitantrag des Hauptvorstands). Tatsächlich 
hat aber der Fehler darin gelegen, daß die IG Chemie die 
Ausdehnung der Schichtarbeit überhaupt zugelassen und 
durch den Manteltarifvertrag abgesegnet hat. Daran soll 
auch der diesjährige Gewerkschaftstag nichts ändern.

Wir dokumentieren im folgenden eine Reihe von Anträ­
gen an die Gewerkschaftstage der IG Chemie-Papier-Ke- 
ramik aus den Jahren 1980 und 1984:

Anträge an den Gewerkschaftstag 1980: 
246/ Humanisierung der Arbeit: Zusätzliche Erleichte­
rungen für Schicht- und Nachtschichtarbeiter. — Reduzie­
rung der Nachtschichten auf maximal 6 Stunden."
255 / Einführung eins Belastungspasses für alle Arbeitneh­
mer in der chemischen Industrie: "Der Hauptvorstand wird 
beauftragt, die erforderlichen Schritte zur Einführung ei­
nes Belastungspasses für die Arbeitnehmer in der chemi­
schen Industrie, die ... besonderen gesundheitlichen Bela­
stungen ausgesetzt sind (z.B. der Schichtarbeit), einzulei­
ten."
267 / Neues Arbeitszeitgesetz: "... Der Gesetzgeber wird 
aufgefordert, endlich das Arbeitszeitgesetz zu verab­
schieden. Dabei sollen folgende Schwerpunkte Berücksich­
tigung finden: ... 4. zeitliche Beschränkungen und beglei­
tende Schutzvorschriften für Wechselschichtarbeiter, ins­
besondere für Nachtarbeit."
335/ Rentenalter für vollkontinuierliche Schichtarbeiter: 
"Der Hauptvorstand wird aufgefordert, sich dafür einzu­
setzen, daß Arbeitnehmer, die mindestens 15 Jahre in voll­
kontinuierlicher Schicht gearbeitet haben, mit dem 55. Le­
bensjahr Altersruhegeld beziehen können. Die Unterneh­
mer haben dafür die Versicherungsbeiträge an die Renten­
versicherungsträger zu erhöhen."
349 / Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen für die 
sozialversicherungsfreien Zuschläge: "Der Hauptvorstand 
soll sich bei den zuständigen Stellen dafür einsetzen, daß 
der Arbeitgeber für alle sozialversicherungsfreien Arbeit­
nehmereinkommen den vollen Beitragssatz (jetzt 18%) an 
die Rentenversicherung abführt."
363 / Schichtuntauglichkeit als Berufskrankheit: "Der 
Hauptvorstand wird aufgefordert, daß Schichtuntauglich­
keit bei Schichtgängern, die mindestens 20 Jahre im 
Schichtdienst gearbeitet haben, als Berufskrankheit aner­
kannt wird."
464 / Schichtarbeit: "Reduzierung der Schichtarbeit auf 
das unbedingt notwendige Maß. Abschaffung der 12-Stun- 
denschichten / Mitbestimmung des Betriebsrats bei 
Schichtbesetzungen / Reduzierung der wöchentlichen Ar­
beitszeit."

Anträge an den Gewerkschaftstag 1984
J 1 / Spezielle Tarifbestimmung für Schichtarbeiter (Leit­
antrag des Hauptvorstands): "Schichtarbeit ist aus der 
Sicht der IG Chemie-Papier-Keramik nur aus prozeß- oder 
verfahrenstechnischen sowie aus sicherheitstechnischen 
Gründen tolerierbar.
Schichtarbeit, die ausschließlich aus betriebswirtschaftli­
chen Beweggründen durchgeführt wird, ist abzulehnen.
Im Organisationsbereich der IG Chemie sind in vierjähriger 
Forschungsarbeit im Rahmen des Projekts "Schichtarbeit" 
(PROSA) Probleme der Schichtarbeit untersucht, Seminar­
konzeptionen entwickelt und Ansätze zur Humanisierung 
der Schichtarbeit diskutiert worden.
Schichtarbeit bringt für die betroffenen Arbeitnehmer er­
hebliche gesundheitliche Gefahren und gesellschaftliche 
Nachteile.
In den zurückliegenden Jahren wurde versucht, die Bela­
stungen der Schichtarbeit finanziell abzugelten. Als ein 
Ergebnis bleibt festzuhalten, daß die Verringerung der ge­
sundheitlichen Risiken von Schichtarbeit und der Aus­
gleich von gesellschaftlichen Nachteilen nicht durch Zu­
schläge erreicht werden kann. Es sind tarifliche Regelun­
gen erforderlich, wie:
— Abbau personeller Unterbesetzungen, — Abbau von Bela­
stungen an den Arbeitsplätzen, — Arbeitszeitverkürzung 
im Schichtbetrieb, — Maßnahmen des Gesundheitsschut­
zes, — arbeitnehmerorientierte Schichtplangestaltung,
— Ausstiegsregelungen für ältere Schichtarbeiter.
Alle Betriebsräte sind aufgefordert, die Regelungen der 
Manteltarif- und Rahmentarifverträge konsequent anzu­
wenden."
J 1 / Flexible Arbeitszeiten (Leitantrag des Hauptvor­
stands): "Formen flexibler Arbeitszeitgestaltung existie­
ren in den Betrieben als Schichtarbeit, als gleitende Ar­
beitszeit, als Teilzeitarbeit und als Saisonarbeit. Die IG 
Chemie- Papier-Keramik lehnt weitere Formen flxibler 
Arbeiszeitgestaltung, wie z.B. Job Sharing ... als tarifliche 
Arbeitszeitregelungen ab. Die Einführung dieser flexiblen 
Arbeitszeitmodelle würde lediglich den Unternehmern ei­
nen einseitigen Vorteil verschaffen.
In den Tarifverträgen ist festzuschreiben, daß nur die ta­
rifvertraglich vorgesehenen Arbeitszeitformen verwandt 
werden." (Die Antragskommission empfiehlt Annahme bei­
der Anträge)
J 22 / Ergänzungsantrag zum Antrag J 1: "Die im Pro­
grammpunkt ’Spezielle Tarifbestimmungen für Schichtar­
beiter’ geforderten tariflichen Regelungen sind um folgen­
de Punkte zu erweitern:
1. Reduzierung der Schichtarbeit auf das unbedingt not­
wendige Maß. 2. Abschaffung der 12-Stunden-Schicht. 3. 
Verkürzung der Schichtdauer für teil- und vollkontinuier­
liche Wechselschichtarbeit mit entsprechendem Lohnaus­
gleich. 4. Erhöhung der Pausenzeiten in der täglichen 
Schichtarbeitszeit." (Antragskommission empfiehlt: erle­
digt durch Annahme von J 1)
J 23 / Gleichstellung von teilkontinuierlichen und vollkon­
tinuierlichen Schichtarbeitern: "Der Gewerkschaftstag 
soll die Gleichstellung der teilkontinuierlichen und voll­
kontinuierlichen Wechselschicht zu einem der Ziele der 
Tarifpolitik der IG Chemie machen." (Es wird Ablehnung 
empfohlen)
D 13 / Verkürzung der Lebensarbeitszeit — Sonderregelun­
gen für Schichtarbeiter: "Der Hauptvorstand wird aufge­
fordert, in Erkenntnis der 4jährigen Forschungsarbeit im 
Rahmen des Projekts Schichtarbeit und in Anlehnung an 
die Anträge 308 und 312 des 11. ordentlichen Gewerk­
schaftstags gemeinsam mit anderen Gewerkschaften bei 
der Bundesregierung eine Sonderregelung zur Verkürzung 
der Lebensarbeitszeit für Schichtarbeiter zu fordern. Die 
Anspruchsvoraussetzungen sollen von Fachleuten unter ar­
beitsmedizinischen, humanen und gesellschaftspolitischen 
Gesichtspunkten entwickelt werden." (Es wird Annahme 
empfohlen)-(güt)
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Hinterbliebenenrente
EINE ETAPPE ZUR NORMALISIERUNG 

DER RENTE MIT ZUVERDIENST?

Die Reform der Hinterbliebenenver­
sorgung wurde im Jahre 1975 durch 
ein Urteil des Bundesverfassungsge­
richtes zur Aufgabe erklärt, weil ab­
sehbar war, daß das traditionelle Leit­
bild der Familie durch die zunehmen­
de lohnabhängige Erwerbstätigkeit 
der Frauen überholt wurde. Das Urteil 
stellte aufgrund dieser Entwicklung 
eine Benachteiligung des Witwers im 
Recht der Hinterbliebenenversorgung 
fest.

Obwohl dieser förmliche Anlaß zu 
einer Reform der Hinterbliebenenver­
sorgung der Sozialversicherung also 
die Behandlung der Witwer zum Pro­
blem erklärte, wurde das BVG-Urteil 
in der öffentlichen Diskussion jedoch 
zum Anlaß für Vorstellungen zur bes­
seren Altersversorgung der Frauen. 
Dies war (und ist) begründet durch die 
elend niedrigen Rentenansprüche, die 
lohnabhängige Frauen nach dem be­
stehenden Rentenrecht aufgrund nie­
driger Löhne und geringerer Versiche­
rungszeiten haben. Selbst in Verbin­
dung mit Witwenrenten erreichen die­
se Rentenbezüge in vielen Fällen noch 
nicht einmal die Höhe der Sozialhilfe­
sätze.

Vorgeschlagen wurde — und von den 
im Bundestag vertretenen Parteien 
mit heute eher geringfügig erschei­
nenden Modifizierungen angenommen 
— das "Teilhabemodell". Dieses Mo­
dell sah als Hinterbliebenenrente eine 
Rente in Höhe von 70% der gemeinsa­
men Ansprüche vor bei Garantie der 
Höhe der eigenen Rentenansprüche. 
Außerdem sollten die eigenen Renten­
ansprüche der Frauen durch die An­
rechnung von Erziehungsjahren für 
Kinder als Versicherungszeiten ver­
bessert werden. Dies wurde erklärte 
Absichtder Reformgesetzgebung, ob­
wohl nachweisbar war, daß mittels der 
vorgesehenen Regelungen von einer 
Verbesserung der Lage der Sozialrent­
nerinnen mit Niedrigstrenten bloß 
sehr eingeschränkt und bei bestimm­
ten Bedingungen die Rede sein konn­
te, während in nicht wenigen Fällen 
sogar Rentenkürzungen zu befürchten 
waren.

Bereits in der Regierungserklärung 

von 1980 ließ Schmidt eine verbindli­
che Festlegung auf Werte zur Reform 
der Hinterbliebenenversorgung fal­
len. 1981/82 drangen Überlegungen 
aus dem Arbeitsministerium an die 
Öffentlichkeit, man könne dem Urteil 
des BVG ja auch dadurch gerecht wer­
den, daß man den unbedingten An­
spruch der Witwen auf Witwenrente 
ersetze durch die entsprechende für 
Witwer gültige Regelung des beding­
ten Anspruchs auf Witwerrente: d.h. 
die Anspruchsberechtigung der Witwe 
wäre von dem Nachweis abhängig ge­
worden, daß der verstorbene versi­
cherte Ehegatte den Hauptbeitrag 
zum Familienunterhalt erbracht hat­
te.

Mit seinem in den Hauptzügen ne­
benstehend dokumentierten "Modell" 
knüpft Blüm an diese Überlegungen 
an:
— Die Herstellung gleicher Ansprüche 
an die Hinterbliebenenversorgung 
wird abhängig von der Höhe des eige­
nen Erwerbs- oder "Erwerbsersatzein­
kommens" des Hinterbliebenen Ehe­
gatten. Das bedeutet: für die Bezieher 
von Kleinstrenten (meistens Frauen 
bzw. Witwen) ist eine Verbesserung 
ausgeschlossen.
— Frauen bzw. Witwen haben nach 
dem Modell von Blüm in jedem Falle 
diese Reform zu finanzieren. Die Ein­
führung des "anrechnungsfähigen Ein­
kommens" des Berechtigten (1986 bei 
Inkrafttreten soll der Freibetrag des 
Einkommens ca. 900 DM betragen) hat 
zur. Folge eine Minderung ihrer Ge­
samtrentenansprüche gegenüber dem 
gegenwärtigen Recht, sofern ihr eige­
nes (Renten)Einkommen diesen Be­
trag von ca. 900 DM überschreitet.
— Finanziert wird also die Gewährung 
von unbedingten Witwerrenten von 
den versicherten Frauen, deren eigene 
Rentenansprüche allmählich an die 
der versicherten Männer heranreichen 
("Kostenneutralität").

Jedoch ist diese Einführung von "an­
rechnungsfähigem Einkommen" oder 
"Rente nach Bedarf" entsprechend So­
zialfürsorge-, BAFöG- oder Wohn­
geldregelungen bloß ein Teil der Re­
form. Von Bedeutung sind weiterhin:

1. die Tatsache, daß Zusatzversor­
gungssysteme (öffentlicher Dienst, 
betriebliche Altersversorgung) aus­
drücklich von der Anrechnung ausge­
nommen werden. Für die Beamten­
pensionen ist erstmals gesetzlich mit 
der vorgesehenen Freistellung von 
35% von der Anrechnung eine entspre­
chende Aufteilung in Grundversor­
gung und Zusatzversorgung getroffen;
2. die Tatsache, daß Einkünfte aus 
Vermögen, privater (Lebens-) Versi­
cherung und Kapital ebenfalls grund­
sätzlich von der Anrechnung befreit 
sind.

Diese gesetzlichen Fixierungen ha­
ben grundsätzliche Bedeutung, denn 
zum ersten Mal wird hier in Gesetzes­
form gegossen, was als "Drei- Säulen- 
Theorie" der Altersversorgung seit 
Jahr und Tag die Forderung von Versi­
cherungskapital, Banken und der gan­
zen Kapitalistenmeute gegen die So­
zialversicherung ist. Danach soll die 
Rente auf eine "Grundsicherung" ge­
stutzt werden, von der man ohne Zu­
satzversorgung ("2. Säule") und priva­
te Vorsorge im Sinne der Lebensversi­
cherung ("3. Säule") allein ein Aus­
kommen nicht finden kann.

In dieser Hinsicht wirkt der Entwurf 
also direkt durch die Schaffung neuer 
Beurteilungsmaßstäbe der Rentenpo­
litik: nämlich welchen Ansprüchen sie 
zu genügen hat. Ist aber einmal klar­
gestellt, daß zur gesetzlichen Alters­
sicherung auch noch der "Eigenbei­
trag" geboten ist, so folgt doch zwin­
gend auch die Umkehrung dieses "Ge­
bots privater Vorsorge": Wo der Versi­
cherte es daran hat mangeln lassen, 
muß er diese "Sorglosigkeit" während 
seines Lebens eben bezahlen durch 
den Zwang zum Zuverdienst im Alter. 
Dafür würde der Blümsche Entwurf 
erstmals im Rentenrecht denn auch 
Anrechnungsgrenze und -verfahren 
zur Verfügung stellen.

Diese Beurteilung ergibt sich frei­
lich nur aus dem Zusammenhang der 
Rentenpolitik und muß also auch in 
diesem Zusammenhang weiter erör­
tert werden. Aber auch wenn man sei­
nen Blick auf Blüms Entwurf unmit­
telbar beschränkt: Wie soll man es 
aufnehmen, daß sich der DGB direkt 
für den "Grundsatz" ausspricht mit 
Hinweis ausgerechnet auf den "Schutz 
niedriger Renten", nachdem die Not­
wendigkeit ihrer Hebung das Interesse 
dieser Diskussion vor knapp zehn Jah­
ren bestimmte? — (haj)

Aus der Presseerklärung des DGB
"Mit Blüms Modell zur Reform der Hinterbliebenenver­
sorgung im Grundsatz einverstanden — aber Zeiten der 
Kindererziehung gehören unabdingbar dazu ... Dieser 
Vorschlag von Arbeitsminister Blüm vermeidet nach An­
sicht des DGB viele Nachteile anderer derzeit diskutier­
ter Modelle, die eine Reform der Hinterbliebenenversor­
gung allein auf dem Rücken der erwerbstätigen Frauen 
vorsehen ... Die von Arbeitsminister Blüm vorgesehene 
Einkommensanrechnung mit Anrechnungsfreibeträgen 
sei eine bessere Lösung als Modelle der Teilhaberente mit 

einem zu niedrigen Prozentsatz, weil sie eine zusätzliche 
soziale Komponente enthält. Eigene Renten unter dem 
Anrechnungsfreibetrag bleiben — anders als bei Teilhabe­
modellen — von der ‘Anrechnung völlig verschont; für 
Frauen mit solchen kleinen Renten bliebe es dadurch 
praktisch beim derzeit geltenden Recht. Damit sei ein 
wirksamer Schutz für einen großen Teil der Frauen vor 
tiefgreifenden Verschlechterungen geschaffen — ein Er­
gebnis also, das sich durchaus sehen lassen kann ..." (Aus­
zug aus dem Nachrichtendienst des DGB vom 2. August 
1984)
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Dokumentation
BLÜMS ENTWURF: "HINTERBLIE­
BENENRENTE MIT FREIBETRAG"

1. Der Grundsatz: Bisher galt für Witwen der unbe­
dingte Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente, für Wit­
wer jedoch nur ein bedingter Anspruch. Das BVG hatte 
1975 verlangt, bis zum Ende der Übernächsten Legislatur­
periode für eine Gleichstellung von Männern und Frauen 
in der Hinterbliebenenversorgung zu sorgen. Der unbe­
dingte Anspruch von Witwen ist in RVO § 1264 bestimmt:

“Nach dem Tode des versicherten Ehemannes erhält 
seine Witwe eine Witwenrente.“

Für Witwer gilt RVO § 1266:
“Witwerrente erhält der Ehemann nach dem Tode sei­

ner versicherten Ehefrau, wenn die Verstorbene den Un­
terhalt ihrer Familie überwiegend bestritten hat.“

Blüms Diskussionsentwurf stellt nun die Witwer den 
Witwen gleich: Der § 1266, also die Regelung der beding­
ten Witwerrente, soll gestrichen werden. Dem § 1264 (s. 
o.) soll folgende Bestimmung angefügt werden:

"Nach dem Tode der versicherten Ehefrau erhält ihr 
Witwer eine Witwerrente."

2. Der "Freibetrag": Der im Grundsatz unbedingte 
Anspruch auf eine Hinterbliebenenrente im Falle des To­
des des versicherten Ehegatten wird ein paar Paragrafen 
weiter jedoch mit einer neuen und allgemeinen Bedingung 
versehen: die Erfüllung des Anspruch wird von dem vor­
handenen eigenen Einkommen des Berechtigten abhängig 
gemacht. Dies sieht der neu entworfene § 1281 im Absatz 
1 mit folgendem'Wortlaut vor:

“Trifft eine Witwenrente oder eine Witwerrente oder 
eine Rente nach § 1265 mit Erwerbseinkommen oder Er­
werbsersatzeinkommen des Berechtigten im Sinne von § 
18 a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zusammen, 
ruht die Rente in Höhe von 40 vom Hundert des Betrages, 
um den das nach den §§ 18 a bis 18 e des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch ermittelte monatliche Einkommen den 
Freibetrag übersteigt. Der Freibetrag beträgt monatlich 
3,3 vom Hundert der jeweils geltenden allgemeinen Be­
messungsgrundlage (§ 1255 Abs. 2). Für die Zeit vom 1. 
Januar bis zum 30. Juni eines Jahres ist jeweils die allge­
meine Bemessungsgrundlage des voraufgegangenen Ka­
lenderjahres maßgebend.

Alternativ wird folgender Satz angefügt: Der Freibe­
trag erhöht sich für jedes Kind des Berechtigten (§ 1262 
Abs. 2 und 3) monatlich um 0,7 vom Hundert der nach 
Satz 2 und 3 maßgebenden allgemeinen Bemessungs­
grundlage.“

In der Begründung heißt es zu der “Alternative": "Die 
Staffelung des Freibetrags nach der Zahl der Kinder ist 
familienpolitisch motiviert; dem erhöhten Bedarf derje­
nigen überlebenden Ehegatten, die Kinder haben, soll da­
durch Rechnung getragen werden, daß sich der Freibe­
trag um 0,7 vom Hundert der allgemeinen Bemessungs­
grundlage je Kind erhöht. 0,7 vom Hundert entspricht bei 
Inkrafttreten des Gesetzes einem Betrag von ca. 200 DM. 
Dieser orientiert sich an dem Mindestunterhaltsbedarf 
ehelicher Kinder und lehnt sich im übrigen an § 12 a 
Wohngeldgesetz an, wonach sich der Einkommensfreibe­
trag pro Kind ebenfalls um 200 DM erhöht ... Es handelt 
sich bei dieser Regelung nicht um eine "Leistung des Fa­
milienlastenausgleichs", die nach den Grundsätzen der 
Rentenversicherung als Fremdleistung vom Bund zu tra­
gen wäre."

3. Das zu berücksichtigende Einkommen: In das 
Vierte Buch des Sozialgesetzbuches soll ein neuer Ab­
schnitt mit entsprechenden Regelungen eingefügt wer­

den. Für die "Art des zu berücksichtigenden Einkom­
mens" § 18 a: "(1) Bei einer Witwenrente oder Witwer­
rente oder einer Hinterbliebenenrente an frühere Ehe­
gatten sind als Einkommen zu berücksichtigen
1. Erwerbseinkommen und
2. Leistungen, die auf Grund oder in entsprechender An­
wendung öffentlich-rechtlicher Vorschriften erbracht 
werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen (Erwerbser­
satzeinkommen), mit Ausnahme von Zusatzleistungen.

(2) Erwerbseinkommen im Sinne des Absatzes 1 sind 
Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen und vergleichbare 
Einkommen.

(3) Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des Absatzes 1 
sind
1. das Krankengeld, das Verletztengeld, das Versorgungs­
krankengeld, das Mutterschaftsgeld, das Übergangsgeld, 
das Unterhaltsgeld, das Kurzarbeitergeld, das Schlecht­
wettergeld, das Arbeitslosengeld, das Konkursausfallgeld 
und vergleichbare Leistungen,
2. Renten der Rentenversicherung einschließlich der Al­
tershilfe für Landwirte wegen Berufsunfähigkeit, Er­
werbsunfähigkeitoder Alters, ...
3. die Verletztenrente der Unfallversicherung, soweit ...
4. das Ruhegehalt und vergleichbare Bezüge aus einem 
öffentlich- rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis ...
5. das Unfallruhegehalt und vergleichbare Bezüge ...
6. Renten der öffentlich-rechtlichen Versicherungs- und 
Versorgungseinrichtungen bestimmter Berufsgruppen 
wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit oder Alters,
7. der Berufsschadensausgleich nach dem Bundesversor­
gungsgesetz ...

(4) Als Zusatzleistungen im Sinne des Absatzes 1 gelten 
Leistungen der öffentlich-rechtlichen Zusatzversor­
gungseinrichtungen sowie bei Leistungen nach Absatz 3 
Satz 1 Nr. 2 der Teil, der auf Steigerungsbeträgen aus 
Beiträgen der Höherversicherung beruht.“

4. Die "Höhe des zu berücksichtigenden Ein­
kommens": Auch in dem Umfang, in dem die verschie­
denen Einkommen herangezogen werden, soll differen­
ziert werden. Die entsprechenden Absichten formuliert 
als § 18 b:

"(1) Maßgebend ist das monatliche Einkommen ...
(2) Als monatliches Einkommen gilt bei Erwerbsein­

kommen das Jahreseinkommen des letzten Kalenderjah­
res vor dem Jahr, in dem das Einkommen zu berücksichti­
gen ist, geteilt durch die Zahl der Kalendermonate, in de­
nen es erzielt wurde. (...)

(5) Treffen Erwerbseinkommen und Erwerbsersatzein­
kommen in dem für die Bestimmung des Einkommens 
maßgebenden Monat zusammen, sind sie zusammenzu­
zählen (...)

(6) Das monatliche Einkommen ist zu kürzen
1. bei Erwerbseinkommen um 35 vom Hundert, bei Bezü­
gen aus einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amts­
verhältnis oder aus einem Arbeitsverhältnis mit An­
spruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vor­
schriftenoder Grundsätzen und bei Einkommen, das sol­
chen Bezügen vergleichbar ist, jedoch nur um 25 vom 
Hundert,
2. bei Leistungen nach § 18 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2, die nach 
den Vorschriften der knappschaftlichen Rentenversiche­
rung berechnet sind, und bei Leistungen nach § 18a Abs. 3 
Satz 1 Nr. 6 um 25 vom Hundert,
3. bei Leistungen nach § 18 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 und 5 um 
35 vom Hundert.
Die übrigen Leistungen sind um die Hälfte der hierauf 
entfallenden Beiträge zur Sozialversicherung und zur 
Bundesanstalt für Arbeit zu kürzen, soweit der Lei­
stungsträger die Beiträge nicht allein trägt; dies gilt auch 
für freiwillig und nicht Versicherte."
Quelle: "Diskussionsentwurf zur Neuregelung der Hinter­
bliebenenrenten", veröffentlicht mit Begründung im Au­
sust 1984 vom BM für Arbeit und Sozialordnung.
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Taschenbücher
LITERATUR UND SACHBÜCHER ÜBER

DIE VERHÄLTNISSE IN DER TÜRKEI

EINZELSCHICKSALE 
IM MITTELPUNKT

Die Erzählungen “Ein Kind 
im Fegefeuer" von Zülfü 
Livaneli beschreiben Ein­
zelschicksale von türki­
schen Personen, die unter 
dem faschistischen Terror 
in der Türkei und den Ver­
hältnissen in der BRD lei­
den: Ein türkisches Kind be­
sucht die westdeutsche 
Schule. Ein Textilarbeiter 
verbirgt sich bei einem 
Dichter vor der türkischen 
Polizei. Ein türkischer Anti­
faschist flüchtet über die 
BRD nach Schweden. Ein 
Student sucht Unterschlupf 
in der türkischen Provinz. 
Eine türkische Ehefrau be­
sucht ihren Mann in einem 
westdeutschen Gefängnis. 
Ein arbeitsloser Mann gerät 
in die Spitzeldienste der 
Polizei. Ein Vertreter in der 
Türkei träumt, ein wohl­
habendes Leben zu führen.

Der Autor Zülfü Livaneli 
ist als Komponist und Chan­
sonsänger bekannt. Dieser 
künstlerische Werdegang ist 
seinen Geschichten deutlich 
anzumerken. Er stellt die 
Gefühle seiner Hauptperso­
nen in den Mittelpunkt und 
leitet daraus ihr Handeln 
ab, trotzdem sind die Erzäh­
lungen interessant. Der 
Autor greift die Verhält­
nisse in der BRD an. Ge­
fühlsbeschreibungen über 
"die grünen, feuchten, se­
gensreich gepflegten Wie­
sen und die Flüsse Deutsch­
lands" hätte sich der Autor 
ersparen können. (Ararat- 
Verlag, Westberlin, 18 DM — 
jöd)

ERZÄHLUNG AUS 
DER TÜRKEI

In 22 kurze Episoden geglie­
dert beschreibt Bekir Yil- 
diz, gelernter Schriftsetzer 
und vier Jahre als Arbeiter 
in der BRD, die Reise eines 
Autobusses durch die Tür­
kei. Die Begegnungen und 
Erlebnisse des Ich-Erzählers 
mit den Mitreisenden dienen 
als Rahmenhandlung, um 
das Leben der armen und 
arbeitenden Klassen nach­
zuzeichnen, die Menschen 
zu zeigen in dem Wider­
spruch zwischen dem eige­

nen Elend und dem "Fort­
schritt", dem die auslän­
dischen, namentlich die 
westdeutschen Kapitalisten, 
das Land unterworfen haben 
und der nur neue Formender 
Ausbeutung mit sich bringt. 
So diskutieren die Busfahrer 
leidenschaftlich über die 
Vorzüge der Magirus-Busse, 
um gleichzeitig die hohe 
Zahl schwerer Unfälle fest­
zustellen, die zustande 
kommen, weil die Busun­
ternehmer ihre Fahrer an­
peitschen und verheizen.

Zeichnung (güv)

Oder über die Reisenden 
heißt es: "Ein Motor mit 
180,200, 220 PS erregt ihre 
Sehnsucht nicht mehr. Seit 
langem wären sie damit zu­
frieden, wenn statt des Mer­
cedes je ein Backofen voll 
Brot vor ihnen stünde." 
Yildiz' Sprache ist so karg 
wie manche Gegend, die er 
beschreibt und so ärmlich 
wie die Menschen. Er ver­
wendet insbesondere kurze,- 
abgehackte, fast gequälte 
Sätze ohne Attribute und 
Adjektive, oft nur schwer zu 
durchschauende Gedanken­
zusammenhänge. Diese 
Sprache verleiht dem Inhalt 
zusätzliche Schärfe, ja Bru­
talität. Die Erzählung ist 
ein unpathetischer Aufruf 
zum Klassenkampf, einem 
Kampf, dessen Logik sich 
aus der nüchtern-distan­
zierten Mitleidlosigkeit der 
Beschreibung zwingend er­
gibt.
Bekir Yildiz: Topkapi-Har- 
ran einfach; Harran-Verlag 
1983, türkische Erstausgabe 
1972 —(Mak)

GEDICHTAUSWAHL 
NAZIM HIKMETS 

Der türkische Dichter Na­
zim Hikmet lebte von 1902 
— 1963. Er starb im Exil. Der 
Kommunist Hikmet war von 
1938 bis 1950 in türkischen 
Gefängnissen inhaftiert. 
Auf Grund des weltweiten 
Protestes mußte er amne­
stiert werden. Die vorlie­
gende Gedichtauswahl des 
Buntbuch-Verlages bringt 
einen kleinen Querschnitt 
seiner Gedichte aus der Zeit 
von 1924 bis 1963. Die Ge­
dichte sind Beiträge zur 
Stärkung des Kampfes, 
nicht nur der türkischen Ar­
beiter und Bauern, für den 
Sozialismus. Er schreibt: 
"Das Schicksal ... des Le­
bens __ wird an einem Mor­
gen anders sein, an einem 
Morgen, wenn sie sich aus 
dem Dunkeln, sich mit ihren 
schweren Händen auf die 
Erde stützend, aufrichten 
werden." Warum aber Hik­
met über die Verantwort­
lichkeit für den "Terror auf 
dieser Welt" formuliert: "Du 
bist wie ein Schaf, Bruder, 
... du bist daran Schuld ... 
Nein, dies zu sagen, wäre 
Unrecht, aber dein Anteil an 
der Schuldf rage ist ziemlich 
groß, Bruder", ist nicht ver­
ständlich. Daß das Problem 
der weltanschaulichen Si­
cherung der Herrschaft der 
ausbeutenden über die aus­
gebeuteten Klassen und das 
Verständnis der historisch 
entwickelten materiellen 
Bedingungen dieser Herr­
schaft auf den Weg einer 
Klärung gebracht sind, wenn 
die Schuldfrage der Ausge­
beuteten erhoben wird, ist 
nicht ersichtlich. (Nazim 
Hikmet, Leben! Einzeln und 
frei wie ein Baum und brü­
derlich wie ein Wald. Ge­
dichte. Buntbuch-Verlag, 
1983. DM 14-gba)

ILLUSTRIERTE UND 
WIRKLICHKEIT

Die Autorin, die Türkin Sev- 
gi Soysal, hat das Buch 
"Tante Rosa" 1968 veröf­
fentlicht. Es erzählt die Ge­
schichte einer Frau, die ein 
Leben führen möchte, wie 
es im Familienwochenblatt 
"Unter uns" geschildert 
wird, und die dann immer 
wieder aus ihren Träumen 
aufwachen muß, weil die 
Realitäten anders sind. So 
liest sie in der Illustrierten, 
daß Königin Victoria die 
Herzen ihrer Untertanen 

und der Kavallerieeinheit 
erobert, weil sie im Reit­
dreß erscheint. Tante Rosa 
beschließt also, Kunstreite­
rin zu werden. Sie wird aber 
vom Zirkusdirektor zum 
Stallausmisten eingeteilt. 
Später wird sie bei ihrem er­
sten Liebeserlebnis schwan­
ger und heiratet, um ihre 
"Ehre nicht zu beschmut­
zen". Erst in der Ehe, als sie 
anfängt, mit ihrem Mann 
ungewollt zu schlafen, geht 
ihr auf, was eine "ehrbe- 
schmutzte Frau" ist. Sie 
verläßt Mann und Kinder, 
muß ihr Geld selbst verdie­
nen und schlägt sich so recht 
und schlecht durch, immer 
von den Träumen aus "Unter 
uns" begleitet. Schließlich 
stirbt sie armselig und ein­
sam. Das Buch ist assoziativ 
geschrieben, geht von Ge­
fühlen aus und beschreibt 
die Lebensverhältnisse 
nicht eenau. man weiß z.B. 
nicht, wo die Handlung 
spielt, trotzdem ist es reali­
stisch geschrieben. (Sevgi 
Soysal, Tante Rosa, Bunt­
buch-Verlag, Hamburg — 
eve)

EIN ILLEGALER 
AUSLÄNDER

Aras Ören, 1939 in Istanbul 
geboren, lebt seit 1969 in 
Kreuzberg, Westberlin. Er 
veröffentlichte mehrere 
Gedichtbände und erhielt 
1980 den Förderpreis des 
BDI. In seiner ersten Krimi­
nalerzählung legt er dar, 
wie die Hoffnungen eines il­
legal eingereisten Türken 
zertreten werden. Am 
Weihnachtstag ertränkt sich 
der Mohammedaner Ali Itir 
im Landwehrkanal. Sein 
Freund zu Hause hatte ihn 
gewarnt: "In die Scheiße hat 
uns dieses Deutschland ge­
bracht ... Nicht nur die, die 
hinfahren, sondern auch die, 
die hierbleiben, werden dar­
an gemessen, was dort eine 
Persönlichkeit ist." Ange­
klagt ist die BRD, wenn 
Ören auch schildert, wie die 
Leute aus Alis Nachbar­
schaft ihr Teil zu seiner 
Verzweiflung beitragen. 
Frau Gramke, die gesehen 
hat, wie der Rentner Kutte 
von seinem Hund zu Fall ge­
bracht wurde und im Schnee 
liegenblieb, schweigt, als 
Ali, der ihm aufhelfen woll­
te, verdächtigt wird, den 
Alten überfallen zu haben. 
Sie schweigt aus Rache, 
weil Kutte sie nach dem 
Krieg, als sie Trümmerfrau
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und er Aufseher war, gede- 
mütigt hatte. Ihre Tochter 
Brigitte, die nach einem 
Weg sucht, wie sie von zu 
Hause weg kommen kann 
und sich dem fremden Tür­
ken angeboten hatte, ver­
leumdet ihn bei der Polizei. 
Durch die Wiedergabe der 
Gedanken dieser Leute in 
Ich-Form sucht Ören Ver­
ständnis für die Lage der 
kleinen Leute zu wecken, 
die nach seiner Darstellung 
ausweglos ist, weil sie nicht 
begreifen, warum sich ihre 
Träume nicht erfüllen. 
(Aras Ören, Bitte nix Poli­
zei, Fischer TB 5767, 5,80 
DM-anl)

UMTRIEBE DER 
IMPERIALISTEN

R. Werle untersucht in sei­
nem Buch die wirtschaftli­
che Entwicklung in der Tür­
kei nach dem Machtantritt 
der Militärjunta 1980. In ei­
nem historischen Überblick 
berichtet er von vergebli­
chen Bemühungen der türki­
schen Bourgeoisie, eine 
nicht von den Imperialisten 
abhängige Wirtschaft auf­
zubauen. Dennoch kommt er 
zu dem Schluß, daß türki­
sche Großbourgeois und aus-

sches Kapital ist z.B. zu 
entnehmen, daß die west­
deutschen Imperialisten 
1980 den größten ausländi­
schen Kapitalanteil besa­
ßen. (R. Werle, "Modell“ 
Türkei — ein Land wird ka­
puttsaniert, Junius-Verlag, 
Hamburg 1983, 18.- DM — 
uld)
GRAUE WÖLFE IN IS­

LAMISCHEN ZENTREN 
Das Buch "Graue Wölfe, Ko­
ranschulen, Idealistenverei­
ne" ist im wesentlichen in­
formativ. Es wird ein guter 
Überblick über die Struktur 
und Aktivitäten von Islami­
schen Kulturzentren, -ver­
einen usw. gegeben. Die 
führende Position der MHP- 
Faschisten in diesen Zen­
tren wird nachgewiesen. 
Der Gebrauch der islami­
schen Ideologie zur Förde­
rung von Rassismus und 
Chauvinismus durch Koran­
schulen wird dargestellt. 
Die Unterstützung der Fa­
schisten durch die BRD wird 
u.a. an den Bemühungen der 
nordrhein-westf. SPD-Re­
gierung um Anerkennung 
der Islamischen Kulturzen­
tren (bis zu 80% der Füh­
rungskader sind MHP-Mit-

Deutsch-französische Rüstungszusammenarbeit 
MILITÄRISCHE INFORMATIONEN 

ÜBER BOSCH

Textilarbeiterin in der Türkei

ländische Kapitalisten in ei­
nem gleichberechtigten 
Bündnis die Herrschaft über 
die Türkei ausüben. Anhand 
von zahlreichen, sonst 
schwierig zugänglichen Ma­
terialien enthüllt Werle, wie 
die westdeutschen Imperia­
listen direkt und über den 
Internationalen Währungs­
fonds (IWF) in der Türkei 
eingreifen, um selber den 
größten Profit aus der Aus­
beutung und Ausplünderung 
der türkischen Arbeiter und 
Bauern zu ziehen. Seiner 
Aufstellung über ausländi-

glieder) als öffentlich 
rechtliche Anstalten, an der 
Kooperation der CDU/CSU 
mit MHP-Funktionären im 
"Deutsch-Türkischen 
Freundschaf tsverein", an 
der Kooperation der Christ­
lichen Gewerkschaftsver­
bände mit den Grauen Wöl­
fen gegen die DGB-Gewerk­
schaften nachgewiesen. 
(Hoff mann/Opl atz ki/Sol- 
mez, Graue Wölfe, Koran­
schulen, Idealistenvereine, 
Kleine Bibliothek Pahl-Ru- 
genstein 234, 12,80 DM — 
sma)

Nach Angaben des Friedensforschungsinstituts SIPRI rück­
te die BRD 1983 auf den vierten Platz im weltweiten Waf- 
fenges’chäft. 1982 hatte die BRD Waffen im Wert von 284 
Millionen US-Dollar exportiert.

Der offizielle Rüstungsanteil bei Bosch ist im Verhältnis 
zu Messerschmidt-Bölkow-Blohm (MBB), Siemens, Thyssen 
und MAN gering. Doch gerade bei Bosch zeigt sich, wie un­
ter dem Mantel ziviler Produktion militärische Kapazitä­
ten aufgebaut werden.

1982 erfolgte die Umstrukturierung des Bosch-Konzerns 
vom führenden Automobilzulieferer zum führenden Anbie­
ter in der Nachrichtentechnik gerade unter nationalen Ge­
sichtspunkten. Die AEG-Geschäftsbereiche, die sich mit 
militärisch interessanten Gebieten wie Telekommunika­
tion und Radar befaßten, wurden mit maßgeblicher Betei­
ligung der Bundesregierung dem Bosch-Konzern zugescho­
ben. Das Bundeskartellamt in Berlin verhinderte den Auf­
kauf dieser Bereiche durch die US-amerikanische SEL/ 
ITT-Gruppe, die weltweit in der Nachrichtentechnik tätig 
ist. Damit avancierte Bosch zum zweitgrößten westdeut­
schen Elektronik-Konzern hinter Siemens. Die Früchte 
solcher Umstrukturierungen zeigen sich jetzt.

Es geht um den Aufbau einer europäischen Rüstungsin­
dustrie, die es den EG-Ländern ermöglichen soll, selbstän­
dig Kriegspolitik zu treiben. Wurden 1982 die nationalen 
Kapazitäten in der Telekommunikation zusammengefaßt, 
so sollen jetzt 1984 die Kapazitäten im Panzerbau und 
Flugzeugbau durch Fusion von MBB und Krauss-Maffei zu­
sammengefaßt werden. Bei MBB sind neben anderen auch 
Siemens und Bosch Gesellschafter. Von einer solchen ge­
sicherten nationalen Basis kann dann sehr gut die deutsch­
französische Kooperation in der Rüstungsindustrie for­
ciert werden, wie dies die WEU am 12.6.84 festgelegt hat.

Der Satellitenbau hat hervorragende militärische Be­
deutung. Verschiedene Tochterfirmen von Bosch wie Tel- 
dix Heidelberg (Navigationsanlagen für Satelliten), ANT 
Backnang (Nachrichtensysteme für Rundfunk-Sa­
telliten) und öosch-Geschättsbereiche in Berlin (Elektro­
nik, Funkgeräte) und Darmstadt (Fernsehanlagen) befassen 
sich damit.

Innerhalb kürzester Zeit kann die Zivilproduktion auf 
Rüstungsproduktion umgestellt werden, heute schon be­
trägt im Werk Backnang der Rüstungsanteil offiziell 10% , 
das Werk gehört zum militärischen Sicherheitsbereich. 
Wie es zum Beispiel einer Dieseleinspritzpumpe oder einer 
Lichtmaschine erst im Endstadium der Lackierung anzuse­
hen ist, ob sie militärischen oder zivilen Zwecken dient, so 
entsprechend verhält es sich beim Satellitenbau. Eine der 
Forderungen der WEU-Konferenz im Juni war denn auch, 
die ’Weltraumprogramme der Europäischen Weltraumor­
ganisation (ESA) für die Formulierung einer westeuropäi­
schen Sicherheitspolitik zu nutzen.’ Die direkten Auswir­
kungen der Rüstungsproduktion auf die Arbeitsbedingun­
gen der Arbeiter zeigen sich beispielhaft im Bosch-Werk 
Feuerbach: Seit Ausbruch des iranisch-irakischen Krieges 
muß in den Werkstätten im 10-Stundenschichtbetrieb ge­
arbeitet werden, um der Nachfrage nach schweren Diesel­
einspritzpumpen für Schwerlastwagen und Panzer nach­
kommen zu können. Protest der Arbeiter gegen die Über­
zeit wurde bislang unterdrückt mit dem Hinweis, daß mit 
Beendigung des Krieges auch die Überstunden aufhören 
würden. Kurz nach Tarifabschluß wurde auf Dreischicht­
betrieb umgestellt, die Geschäftsleitung spricht von einem 
sagenhaften Aufschwung der Pumpenproduktion.

Die Militärproduktion ist die eine Seite von Bosch. Die 
andere Seite ist die politische Einflußnahme, die durch die 
Bosch-Stiftung erfolgt. Diese Stiftung hat einen ’Arbeits­
kreis für deutsch-französische Zusammenarbeit’ durch
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kräftige Finanzierung ermöglicht, wo Politiker aus dem 
Verteidigungsministerium zusammen mit Managern von 
MBB und Dornier und anderen die stärkere europäische 
Ausrichtung der Rüstungskooperation beraten. Erstmals 
traf sich die 40-bis soköpfige Projektgruppe im Februar 
dieses Jahres. Außerdem hat die Bosch-Stiftung einen neu­
en Förderungsschwerpunkt aufgenommen: Die Verstär­
kung der deutsch-amerikanischen Beziehungen, ’um der 
Gefahr der Entfremdung zwischen den heranwachsenden 
Generationen beider Länder zu begegnen.’

Für Bundesminister Wörner ist diese Sache, nämlich die 
Herausforderung auf dem geistigen Gebiet, die größte, 
schwierigste und bedeutendste Herausforderung. Die Stif­
tungskonstruktion erlaubt es dem Bosch-Konzern, fern je­
der öffentlichen Kontrolle auch auf diesem politischen Ge­
biet finanzkräftig das NATO-Bündnis zu stärken — zur 
Mehrung des eigenen Profits.
Quellenhinweise: Geschäftsbericht d. Robert-Bosch- Stif­
tung 1982/83. ’Wehrtechnik’ 2/84. Dokumente d. WEU, Ju­
ni 84, aus: Politische Berichte 13/84. — (ros)

Hochschulpolitik in Baden-Württemberg 
"DIE MASSE STEHT 

DER KLASSE IM WEG"

Die allein regierende baden-württembergische CDU hatte 
Ende der siebziger Jahre die Diskussion um eine grundsätz­
liche Umkrempelung der Hochschullandschaft begonnen 
und auch frühzeitig erste Schritte — z.B. in der For­
schungsförderung — eingeleitet. Im März 1983 stellte der 
CDU-Abgeordnete Sailer, Berichterstatter für das Wissen­
schaftsministerium, anläßlich der Haushaltsdebatte im 
Stuttgarter Landtag fest, daß die “Qualität der Hochschul­
ausbildung wie der Forschung“ nicht mit der "Quantität der 
Absolventen und der Höhe des Mitteleinsatzes ... Schritt 
gehalten" habe; “die Masse steht der Klasse im Weg"(i). 
Wer meint, solchen Auffassungen hätten die seit den sech­
ziger Jahren in Baden-Württemberg regierenden Konser­
vativen schon immer angehangen und nur aufgrund der 
bundesweit durch die sozialliberale Koalition betriebenen 
Bildungspolitik nicht durchsetzen können, irrt. Noch 1977 
hatte der damalige Ministerpräsident Filbinger zur Ent­
wicklung der Hochschulpolitik erklärt, "die Massenuniver­
sität stelle nicht nur eine ... Begleiterscheinung dar, son­
dern sei bildungspolitisch gewollt und ... unverzichtbar, 
weil anders das Vorwärtsdrängen in Technik und Wissen­
schaft nicht zu bewältigen sei" (2).

Eine Neuorientierung in der Hochschulpolitik wurde not­
wendig, weil seit Ende der siebziger Jahre die Kapitali­
stenverbände verstärkt darauf drängten, daß jetzt endlich 
auf Grundlage "geöffneter" Hochschulen die segensreichen 
Wirkungen marktwirtschaftlicher Konkurrenz unter Stu­
denten, Wissenschaftlern und Hochschulen in Gang gesetzt 
werden sollte, um die Ressourcen für die Stärkung der 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Wirtschaft endlich 
voll ausschöpfen zu können. "Nach Ansicht der Bundesver­
einigung (der Deutschen Arbeitgeberverbände) ist ... die 
Wiederbelebung des Leistungsprinzips an Schule und Hoch­
schule eine maßgebliche Voraussetzung für eine gerechte 
Auswahl der Studenten und zugleich für die Sicherung der 
Qualität im Bildungswesen"(3). Zu bekämpfen seien Maß­
nahmen, wonach die Absolvierung einer Hochschule eine 
relativ einheitliche Ausbildung für eine spätere Berufstä­
tigkeit darstelle, die der Staat auch noch finanziell förde­
re; stattdessen seien “Differenzierung“ und “Wettbewerb“ 
vonnöten.

“Qualität statt Quantität“ hieß denn auch der Nenner, 
auf den die baden-württembergische CDU auf ihrem Bil­
dungspol i tischen Kongreß 1982 — auf dem ein erstes Fazit 
der hochschulpolitischen Debatte gezogen und mit der 
Verabschiedung von "Leitthesen“ einer "Hochschulpolitik 

für die achtziger Jahre" entscheidende Festlegungen ge­
troffen wurden — die weitere Marschrichtung brachte. 
“Wir brauchen nicht immer mehr, sondern immer bessere 
Hochschulabsolventen und Hochschullehrer." Keine Frage, 
woran die gewünschte "Qualität" zu messen ist: an der Fä­
higkeit, die "Konkurrenzfähigkeit der heimischen Wirt­
schaft auf dem Weltmarkt zu steigern".

Um diesem Grundsatz die notwendige Geltung zu ver­
schaffen, solle den "Spielregeln der Marktwirtschaft" zur 
Geltung verholten und darauf geachtet werden, daß das 
Studium "von Anfang an planvoll und zielgerichtet" betrie­
ben wird. Dem Studienbewerber müsse klar gemacht wer­
den, daß "die Aufnahme des Studiums für ihn nicht nur eine 
Chance, sondern auch ein erhebliches Risiko" bedeute, 
weil ein Anspruch auf Beschäftigung entsprechend der 
vollzogenen Ausbildung nicht bestehe. Stattdessen hat der 
Student das Recht, sich über Prüfungen “Ungeeignetheit" 
bescheinigen zu lassen: "Ich frage mich, ob es nicht besser 
ist, diese in der Tat streßgeplagten jungen Leute (weil sie 
den Anforderungen nicht gerecht werden) durch frühzeiti­
ge Prüfungsanforderungen vor einem Weg zu warnen, der 
weder ihnen noch der Gesellschaft Nutzen bringt" (4).

Eine rethorische Frage, wie sich in der Folgezeit heraus­
stellen sollte. Insbesondere die Zwischenprüfungen liegen 
den Konservativen dabei am Herzen: "Die Hochschulen 
(müssen) durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, daß 
die Studenten ihre Zwischenprüfungen zu den in den Prü­
fungsordnungen festgelegten Zeitpunkten auch tatsächlich 
ablegen ... Die Zwischenprüfungen (tragen) auch zu einer 
erwünschten Straffung des Studiums bei."

Dieser Straffung wird seit zwei Jahren mit der Verschär­
fung der Zwischenprüfungsordnungen, insbesondere durch 
die Einführung von Benotungen, wo dies bislang nicht der 
Fall war, Rechnung getragen, sowie durch die Änderung 
der Studienordnungen. Ein Beispiel hierfür ist die von der 
Landesregierung noch für dieses Jahr geplante Änderung 
der Juristenausbildungsprüfungsordnung, mit der über die 
Ausweitung des Pflichtfachkatalogs, der Einschränkung 
der Wahlfachgruppen, der Einführung neuer Leistungs­
nachweise erreicht werden soll, "daß Studium und Vorbe­
reitungsdienst auf das Wesentliche konzentriert werden 
und daß die Prüfungen dieser Konzentration Rechnung tra­
gen"^).

Schnell soll die Masse der Studenten studieren, "denn auf 
die Universität und auf die Hochschulen gehören nicht die­
jenigen, die Tutoren brauchen, weil sie kein Buch zu lesen 
gelernt haben und schließlich durch Vereinsamung Schaden 
nehmen"(6). Als segensreich in diesem Zusammenhang er­
weist sich auch die zunehmend elendere materielle Lage 
der Studenten, mit der die baden-württembergische Lan­
desregierung ganz gezielt "ordnungspolitisch" operiert: 
"Auch eine Verbesserung der sozialen Lage der Studenten 
durch Aufstockung der laufenden Programme für die Stu­
dentenwerke und für die Studentenwohnheime kommt nach 
Abwägung der Wichtigkeit anderer Aufgaben nicht in Be-
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tracht: unser primäres soziales Anliegen ist es, den befä­
higten Studenten eine Chance im Studium zu geben."

Die Landesregierung hatte sich frühzeitig für die inzwi­
schen durchgeführte Umstellung des BAföG auf Volldarle­
hen stark gemacht und laut über die Einführung von Studi­
engebühren nachgedacht — ein Vorschlag, der sich jetzt im 
Maßnahmenkatalog für die Novellierung des Hochschul­
rahmengesetzes wiederfindet, wenn auch in modifizierter 
Form.

Der Differenzierung des Studiums nach unten entspricht 
eine solche in die andere Richtung. Als heiligste Pflicht 
gegenüber der Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft be­
trachtet die Landes-CDU die Päppelung der "Hoch- und 
Spitzenbegabungen". Inden "hochschulpolitischen Leitthe­
sen" heißt es dazu: "Die Hochschulen sollten sich... bemü­
hen, die Voraussetzungen dafür zu verbessern, daß auch die 
ganz besonders Leistungsfähigen bis zur Grenze ihrer Leis­
tungsfähigkeit gefördert werden." Dazu hat die Landesre­
gierung 1984 ein "Graduiertenförderungsgesetz" in den 
Landtag eingebracht, das rechtzeitig zum Wintersemester 
84/85 in Kraft treten soll. Es sieht vor, daß Graduierte 
statt Darlehen Stipendien (1200 DM/Monat) erhalten. Vor­
aussetzung für eine solche Förderung ist eine "weit über­
durchschnittliche" Qualifikation in der bereits abgeschlos­
senen Hochschulausbildung; es gehe damit nicht darum, 
"soziale Härten auszugleichen, sondern besonders Begabte 
zu fördern" (7). Weitere Maßnahmen betreffs Förderung 
von "Spitzenbegabungen" hat Ministerpräsident Späth in 
seiner Regierungserklärung im Juni dieses Jahres angekün­
digt.

Als vorbildlich kann auch der Kurs der Landesregierung 
in Bezug auf die von den Kapitalisten geforderte Differen­
zierung der Hochschullandschaft gelten. Insbesondere die 
Unternehmerforderung nach einem "anwendungsorientier­
ten Profil" der Fachhochschulen betrachtet die Landesre­
gierung als mustergültig erfüllt: Eine "hervorragende Zu­
sammenarbeit zwischen Fachhochschulen und Industrie" 
konstatierte Wissenschaftsstaatssekretär Schneider in 
diesem Zusammenhang. Über Praxissemester der Studen­
ten in den Betrieben, Sachspenden und Leihgaben der Kapi­
talisten an die FH's (und umgekehrt), sowie aufgrund der 
Tatsache, daß Studenten ihre Diplomarbeiten im Auftrag 
der Industrie durchführen, sei eine "praxisnahe Ausbil­
dung" gewährleistet.

Dazu verfügt die Landesregierung seit 1982 über eine 
bundesweit einmalige Einrichtung: die Berufsakademie. 
Dabei handelt es sich um den FH’s gleichgestellte Schulen, 
in denen an bislang acht Orten in Baden-Württemberg Be­
triebswirte, Ingenieure und Sozialpädagogen ausgebildet 
werden. Für Kapitalisten und Regierung weisen sie vielfäl­
tige Vorteile auf: Eine finanzielle staatliche Förderung 
entfällt, weil die Absolventen gleichzeitig für billiges Geld 
in Betrieben arbeiten. Die Personalausgaben für die Aka­
demien reduzieren sich auf ein Minimum, weil 80% der 
Lehrtätigkeiten von Uni-, FH- und Berufsschullehrern in 
Nebentätigkeit wahrgenommen werden. Die Ausbildungs­
zeit beträgt nur drei Jahre; schon nach zwei Jahren wird 
ein Teil der Absolventen über einen ersten "berufsqualifi­
zierenden Abschluß" herausgesiebt.

Schließlich wirken Land und beteiligte Kapitalisten an 
der "Festlegung der Ausbildungsziele gleichberechtigt" 
mit. Nach Aussagen des Instituts der Deutschen Wirtschaft 
entsprechen die Berufsakademien in hervorragender Weise 
den Anforderungen der Unternehmerverbände nach einem 
"hochdifferenzierten Bildungsangebot", um den "vielfälti­
gen Ansprüchen der Wirtschaft... gerecht" zu werden (8).

Inder Entwicklung der Forschungspolitik nimmt Baden- 
Württemberg den Ruf für sich in Anspruch, bundesweit an 
der Spitze zu stehen — nicht zu Unrecht. Bei der Verfüg- 
barmachung von Hochschulforschung für Kapitalistenin­
teressen hat die Landesregierung tatsächlich Spitzenleis­
tungen vollbracht. Im Bereich der Drittmittelforschung 
hat das Land als erstes den Vorstoß unternommen, diese 
von staatlichen Instituten oder privaten Stiftungen finan­
zierte Forschung jeglicher öffentlicher Kontrolle zu ent­

ziehen. So muß seit 1983 Drittmittelforschung nicht mehr 
über die öffentlichen Haushalte des Landes abgewickelt 
werden. "Drittmittel sind für die Universitätsforschung 
ein wichtiges Element für die Sicherung und Stärkung ihrer 
Qualität; denn sie müssen eingeworben werden und sind 
deshalb ein Instrument des Wettbewerbs" (9).

Als solches Instrument fungiert auch das "flächen­
deckende Netz" von Technologieberatungsstellen, mit dem 
Einrichtungen und Personal insbesondere der Fachhoch­
schulen interessierten Kapitalisten direkt zugänglich ge­
macht werden. Bezweckt wird eine schnellere und, weil 
vom Land finanziert, für die Kapitalisten billigere Umset­
zung "vorhandener Forschungsergebnisse" in "marktfähige 
Produkte". Zur Förderung und Koordinierung des Techno­
logietransfers hat Ministerpräsident Späth Anfang 1983 ei­
gens einen Landesbeauftragten bestellt. Führend ist Ba­
den-Württemberg auch im Aufbau sog. Technologieparks 
bzw. -fabriken. Finanziell unterstützt durch Land und 
Kommune werden in unmittelbarer Nähe der Universitäten 
"junge technologieorientierte Unternehmen ... mit den 
sich daraus ergebenden Kooperationsmöglichkeiten" ange­
siedelt. Landesregierung und Kapitalisten versprechen 
sich davon insbesondere eine Verkürzung der Übertra­
gungszeiten von Forschungsergebnissen in die Produktion 
unter Nutzung der Universitätsinfrastrukturen. Schon er­
richtet wurde ein solcher Technologiepark in Heidelberg, 
weitere sind in Stuttgart, Karlsruhe und Konstanz geplant.

Die "konsequente Förderung von zukunftsweisenden 
Forschungsbereichen" wird finanziert durch den Abzug von 
Mitteln aus der Lehre und den geisteswissenschaftlichen 
und lehrerausbildenden Fächern. Die Senkung der Lehrer­
planstellen des Landes, die Übernahme von mittlerweile 
nur noch 20% der Lehramtsabsolventen in den Schuldienst, 
die Zwangsschrumpfung "unattraktiver" Fachbereiche, die 
Schließung von bislang drei Pädagogischen Hochschulen 
und die jetzt beginnende "Fächerkonzentration", mit der 
örtlich ganze Fachbereiche dicht gemacht werden sollen, 
zeigt, wie Späths Aussage auf dem Bildungspolitischen 
Kongreß zu verstehen ist, wonach Bildungspolitik heute 
darin bestehe, "Opfer zu bringen".
Quellenhinweise: (1)Mitteilungen über Wissenschaft und 
Kunst (MWK), herausgegeben vom Ministerium für Wissen­
schaft und Kunst Baden-Württemberg 4/83; (2)Staats- 
anzeigerfür Baden-Württemberg, 17.02.77; (ß)der arbeit- 
geber, herausgegeben von der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände, 24/82; (4)MWK 4/83; 
(5)Nachrichten, Analysen, Protokolle, Herausgegeben vom 
Koordinationsausschuß der Arbeitsgemeinschaft für revo­
lutionäre Hochschulpolitik 25.02.84; (6) MWK 4/83;
(7)Stuttgarter Zeitung vom 16.12.83; (8)der arbeitgeber 
24/83; (9)Staatsanzeiger vom 16.07.83. Alle anderen Zita­
te aus: Unserer Jugend die Zukunft öffnen. Bildungspoliti­
sche Leitlinien für die 80er Jahre, CDU Baden-Württem­
berg. - (jüg)
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Westliche Imperialisten gegen die RGW-Staaten

MIT WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN UND BOYKOTT
SOLL DER RGW GESPALTEN WERDEN

Die "Wirtschaftsberatung der Mit­
gliedsländer des RGW auf höchster 
Ebene", die vom 12. bis 14. Juni in 
Moskau stattfand und an der die 
Staats- und Ministerpräsidenten der 
zehn RGW-Staaten teilnahmen, hat 
u.a. eine Deklaration über "Die Erhal­
tung des Friedens und die internatio­
nale ökonomische Zusammenarbeit" 
beschlossen. Die Staaten des RGW ap­
pellieren darin an die kapitalistischen 
Staaten, auf jede Art von Wirtschafts­
krieg zu verzichten.
Gründung des RGW — Reaktion 

auf den Wirtschaftskrieg 
Tatsächlich sind alle Staaten, in denen 
das Privateigentum an Produktions­
mitteln weitgehend abgeschafft wur­
de und die sich dem imperialistischen 
Einfluß entzogen, seit ihrer Gründung 
einem dauernden Wirtschaftskrieg 
durch die westlichen Imperialisten 
ausgesetzt. Mit besonderem Haß sind 
die Imperialisten dabei gegen alle jene 
Zusammenschlüsse der nicht-kapitali­
stischen Staaten vorgegangen, die da­
zu nützten, den Subversionsversuchen 
der Kapitalisten standzuhalten.

Direkt nach dem zweiten Weltkrieg 
hatten die US-Imperialisten mit Un­
terstützung der europäischen Impe­
rialisten versucht, einzelne Volksde­
mokratien in Osteuropa in den "Mar­
shall-Plan" einzubeziehen und so die 
Einhaltung kapitalistischer Wirt­
schaftsgrundsätze zu erzwingen. Die 
Volksrepublik Bulgarien, die CSSR, 
die Volksrepublik Polen, die Soziali­
stische Republik Rumänien, die unga­
rische Volksrepublik und die UdSSR 
schlossen sich daraufhin im RGW zu­
sammen. Sie erklärten im Gründungs- 
Kommunique:

"Die Konferenz hat... festgestellt, 
daß die Regierungen der Vereinigten 
Staaten von Amerika und Großbritan­
niens sowie einiger anderer westeuro­
päischer Staaten dem Sachverhalt 
nach einen Handelsboykott gegen die 
volksdemokratischen Länder und ge­
gen die UdSSR verhängt haben, weil es 
diese Länder ablehnen, sich dem Dik­
tat des Marshallplans zu unterwerfen, 
da dieser Plan die Souveränitätsrech­
te der Länder sowie die Interessen ih­
rer nationalen Wirtschaft verletzt.

Unter Berücksichtigung dieser 
Sachlage hat die Konferenz über die 
Frage der möglichen Organisation ei­
ner breiteren wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit zwischen den volksde­
mokratischen Ländern und der UdSSR 
beraten."

Später schlossen sich dem RGW die 
Volksrepublik Albanien, die 1962 ihre 
Mitgliedschaft kündigte, die DDR, die 
Mongolische Volksrepublik, die Repu­

blik Kuba und die Sozialistische Repu­
blik Vietnam an. Jugoslawien hat seit 
1964 ein Assoziierungsabkommen mit 
dem RGW abgeschlossen und nimmt 
an den Konferenzen teil. Verschiede­
ne asiatische, afrikanische und latein­
amerikanische Länder sind Beobach­
ter bei den Konferenzen des RGW. 
Der RGW hat Kooperationsabkommen 
mit Finnland, dem Irak und Mexiko 
vereinbart.

Nicht erörtert werden soll hier, 
welche Wirkungen die Gründung des 
RGW auf die inneren Verhältnisse und 
die Beziehungen seiner Mitgliedslän­
der untereinander hatte. Soviel steht 
fest, daß die starken Unterschiede im 
Grad der Industrialisierung, in der Fä­
cherung der Produktenpalette und im 
Anteil der Menschen im arbeitsfähi­
gen Alter trotz gegenseitigen Nutzens 
zu besonderen Abhängigkeiten der

ROHSTOFFLIEFERANTEN 
FÜR DIE IMPERIALISTEN

Daß die Imperialisten die Welt­
marktpreise für Nahrungsmittel und 
für Rohstoffe diktieren können und 
diese äußerst schlecht bezahlen, ist 
eine lange und schmerzliche Erfah­
rung der Staaten der Dritten Welt. 
Auch die Staaten des RGW mußten in 
den vergangenen Jahren diese Erfah­
rung machen. Die unten abgedruckte 
Tabelle zeigt, daß ihre Lieferungen 
an die Imperialisten bereits 1970 zu 
über 50% aus solchen Waren bestan­
den. 1980 waren sogar zwei Drittel 
ihrer Lieferungen an die Imperiali­
sten Nahrungsmittel oder Rohstof­

Exporte und Importe der RGW-Staaten 
mit den imperialistischen Staaten 

1970 und 1980, in Mio. US-Dollar und nach Hauptwarengruppen

Total (1) (2) (3) (4) (5) (6)

UdSSR 1970 2716 4,5% 25,9% 27,7% 2,7% 5,3% 18,9%
Export 1980 26981 0,9% 10,7% 7i,3% 2,6% 2,7% 8,4%

UdSSR 1970 2872 8,0%
21,7%

6,8% 0,2%
0,5%

9,9% 39,i% 35,3%
Import 1980 24265 4,1% 12,5% 26,3% 34,i%

RGW* 1970 4246 23,4% 13,5% 9,6% 7,0% ii,5% 35,8%
Export 1980 20480 12,9% 8,9% 21,4% 9,i% 14,1% 33,9%

RGW* 1970 4066 11,6% 10,3% 2,0% 13,0% 31,0% 3b5%
Import 1980 22347 16,9% 8,4% 2,4% 16,4% 27,8% 27,3%

* europäische RGW-Staaten ohne UdSSR
(i)Nahrungs- und Genußmittel, (2) Rohstoffe, ohne Brennstoffe, (3) Brenn­
stoffe, (4) chemische Erzeugnisse, (5) Maschinen, Transportmittel, (6) ande­
re Industriewaren
Quelle: UN, Statistical Yearbook 1981, S. 894L

schwächeren Länder von dem entwik- 
keltsten Land, der UdSSR, führten.

Die US-amerikanischen Imperiali­
sten und die europäischen Imperiali­
sten beschlossen einen Wirtschafts­
boykott gegenüber dem RGW, der sich 
auf alle für strategisch wichtig erach­
teten Waren erstreckte. Gleichzeitig 
bemühten sie sich, durch Unterstüt­
zung reaktionärer Kräfte in den RGW- 
Staaten einzelne Staaten aus dem 
Bündnis herauszubrechen und Vorwän­
de zum militärischen Eingreifen zu 
schaffen. (1) Aber sowohl der Wirt­
schaftsboykott wie auch die Subver­
sionspolitik erwiesen sich als insge­
samt erfolglose Mittel, die revolutio­
nären Umwälzungen rückgängig zu 
machen, auch wenn z.B. der vollstän­
dige Boykott, den die Vereinigten 
Staaten über Kuba verhängten, ernst­
hafte Störungen in der kubanischen 

fe. Auch wenn die Staaten des RGW 
von dieser Sorte Export nicht so ab­
hängig waren und sind wie die Staa­
ten der Dritten Welt: Abhängigkei­
ten entstehen bei dieser Sorte Han­
del stets, und am (Preis-)Drücker 
sitzen die Imperialisten. In den Be­
sitz modernster Maschinerie sind die 
Staaten des RGW auf diese Weise nur 
teilweise gekommen. Gleichzeitig 
aber wurden sie Schuldner, und die 
Kalkulation, diese Schulden durch 
erhöhte Industriegüterausfuhr zu be­
zahlen, ging nicht auf. Ein planmäßi­
ger Wirtschaftsaufbau wurde so 
schwer geschädigt. Alles Gründe für 
die Staaten des RGW, den Handel 
mit den Imperialisten zu verringern.
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Wirtschaft verursachte. Die US-ame­
rikanischen Imperialisten waren die 
ersten, die Ende der 50er Jahre neue 
Möglichkeiten erörterten, ihren kon­
terrevolutionären Bestrebungen in 
Osteuropa zum Durchbruch zu verhel­
fen. Brzezinski, damals Beamter im 
US-Außenministerium, nahm die un­
ter Chruschtschow im RGW geführte 
Debatte um Reformen zum Anlaß, ei­
ne Strategie über die Entfaltung von 
Wirtschaftsbeziehungen zu den ein­
zelnen RGW-Staaten zu entwickeln. 
Ziel dieser Wirtschaftsbeziehungen 
sollte das Aufweichen von RGW und 
Warschauer Pakt mit dem schließli­
chen Herausbrechen einzelner Staa­
ten aus diesen Bündnissen sein. In 
Westeuropa begannen in den 60er Jah­

ren Erörterungen über eine "neue Ost­
politik", vorangetrieben von den fran­
zösischen und westdeutschen Imperia­
listen.

"Wandel durch Handel"— um 
den "Ostblock" aufzuweichen 

Die Imperialisten in der EG erweiter­
ten ihre Handelsbeziehungen zu den 
osteuropäischen Staaten und gaben 
Kredite zur Finanzierung des Handels. 
Ihre Kalkulation war von Anfang an, 
durch Handels- und Kreditbeziehun­
gen die Wirtschaftsplanung der RGW- 
Staaten zu beeinflussen. Dabei war ih­
nen wohl bekannt, daß durch die seit 
1971 verstärkt zentralisierte und auf­
einander abgestimmte Planung der 
einzelnen RGW-Staaten Erschütte­
rungen und unplanmäßige Wirt­
schaftsentwicklungen in einem RGW- 
Staat Einflußauf alle Mitgliedstaaten 
des RGW haben. Die Imperialisten in 
der EG lehnten jegliche Versuche des 
RGW ab, zu einer vertraglichen Rege­
lung der Wirtschaftsbeziehungen zwi­
schen RGW und EG zu kommen.

1974 wünschten die RGW-Staaten 
erstmals die Aufnahme von förmli­
chen Beziehungen zwischen EG und 
RGW mit dem Ziel, eine für alle RGW- 
Staaten gleiche Regelung der Kredit- 
und Handelsbeziehungen zu errei­
chen, die bei der Abstimmung der 

Wirtschaftspläne unter den RGW- 
Staaten berücksichtigt werden konn­
te. Auf ihrer Konferenz im Juni dieses 
Jahres erklärten die RGW-Staaten 
wiederum ihren Wunsch nach vertrag­
lichen Beziehungen mit der EWG.

Obwohl dieser Wunsch auch eine 
förmliche Anerkennung der EG als 
selbständige Institution enthält, sind 
die EG-Staaten nicht bereit, mit dem 
RGW Beziehungen aufzunehmen, die 
eine Anerkennung des RGW als selb­
ständige Wirtschaftsorganisation ein­
schließen.

Die EG reagierte auf die Bestrebun­
gen des RGW mit eigenen Vertrags­
entwürfen. Verhandlungsführer auf 
Seiten der EG waren der damalige 
westdeutsche EG-Kommissar Hafer­

kamp und der westdeutsche Botschaf­
ter in Moskau. Alle EG-Vorschläge 
gingen davon aus, nicht mit dem RGW, 
sondern mit den einzelnen Mitglieds­
ländern des RGW Verträge über Wirt­
schaftsbeziehungen abzuschließen. 
Der weitestgehende veröffentlichte 
Vorschlag der EG sah für die Bezie­
hungen zwischen EG und RGW ledig­
lich Informationsaustausch über Sta­
tistik, Umwelt etc. vor und enthielt in 
Artikel 5 die Feststellung:

"Die Parteien widmen in ihrem je­
weiligen Zuständigkeitsbereich der 
harmonischen Entwicklung des Han­
dels auch künftig ganz besondere Auf­
merksamkeit. In dieser Hinsicht wird 
anerkannt, daß der Abschluß von Ab­
kommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und jedem 
einzelnen Mitgliedsland des Rates für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe zur 
Schaffung günstiger Voraussetzungen 
für die Ausweitung des Außenhandels 
beitragen wird."

Damit stellen die EG-Staaten klar: 
Sie beanspruchen die Anerkennung der 
EWG als selbständige, vertragsfähige 
Rechtspartei im Verkehr mit den 
RGW-Staaten. Sie verlangen das 
Recht, jedem einzelnen RGW-Mit­
gliedsland als Block, eben als EG, ge­
genübertreten zu können, und spre­
chen zugleich den RGW-Staaten ein

RGW ZUM WIRTSCHAFTS­
KRIEG UND ZUR EG 

Auszüge aus der Deklaration des 
Rates für Gegenseitige Wirt- I 
schaftshilfe vom 15. Juni 1984: 
"Die Erhaltung des Friedens und die 
internationale ökonomische Zu- I 
sammenarbeit" 
"Die herrschenden Kreise der USA 
sind bestrebt, auch die internatio­
nalen Wirtschaftsbeziehungen für 
ihre politischen Ziele zu mißbrau- I 
chen. Unter Verletzung der allge­
mein anerkannten Normen der zwi­
schenstaatlichen Beziehungen bre­
chen sie getroffene Vereinbarun- I 
gen, organisieren eine Handels-, 
Kredit- und technische Blockade, I 
greifen zu verschiedenen Methoden 
des Drucks, zu Embargo und 'Sank- I 
tionen' — und dies sogar im Handel I 
mit Nahrungsgütern — gegenüber I 
denjenigen Ländern, die ihre drän­
genden Forderungen und ihr Diktat 
ablehnen. Sie versuchen, eine sol- I 
ehe Linie ihren Verbündeten und I 
auch anderen Staaten aufzuzwin- I 
gen...

Aus der Praxis des internationa­
len Zusammenlebens müssen jegli­
che Methoden der ökonomischen I 
Aggression, wie Anwendung oder 
Androhung von Embargos, Boykott, I 
einer Handels-, Kredit- oder tech- I 
nologischen Blockade, verbannt 1 
werden ...

Die Mitgliedsländer des RGW ... I 
wenden sich gegen die Hochzinspo- I 
litik und befürworten die Normali- I 
sierung der Bedingungen für die I 
Gewährung und Ausreichung von I 
Krediten, damit diese Bedingungen 
__ nicht als Mittel des politischen I 
Drucks und der Einmischung in in- I 
nere Angelegenheiten mißbraucht I 
werden können —

Die Mitgliedsländer des RGW I 
sprechen sich für die aktivere Nut- I 
zung der potentiellen Möglichkei- I 
ten für die Entwicklung der kom- I 
merziellen Zusammenarbeit mit I 
kapitalistischen Staaten sowie de- I 
ren Betrieben und Firmen aus ...

Die Mitgliedsländer des RGW 
treten für die Herstellung gegen­
seitig vorteilhafter Beziehungen 
zwischen dem Rat für Gegenseitige ' 
Wirtschaftshilfe und ökonomischen 
Organisationen entwickelter kapi­
talistischer Länder und Entwick­
lungsländer ein. In diesem Zusam­
menhang bekräftigen sie ihre Be­
reitschaft zum Abschluß eines 
diesbezüglichen Abkommens zwi­
schen RGW und EWG, um damit die 
weitere Entwicklung der zwischen 
den Mitgliedsländern dieser Orga­
nisationen bestehenden Handels­
und Wirtschaftsbeziehungen zu 
fördern."
Quellenhinweis: Einheit Nr. 7/84, 
herausgegeben vom ZK der SED
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RGW-GIPFELKONFERENZ 1969
SOZIALISTISCHE ÖKONOMISCHE INTEGRATION

Der Rat für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe (RGW) wurde 1949 auf 
Initiative der UdSSR gegründet. Bis 
heute fanden insgesamt vier Gipfel­
treffen statt, das dritte im Jahr 
1969, in dem auch die dritte "Welt­
konferenz der kommunistischen ünd 
Arbeiterparteien" zusammentrat. 
Dieser dritte Gipfel des RGW hielt in 
seinem Kommunique fest: "In den 
vergangenen 20 Jahren vollzogen 
sich in den Mitgliedsländern des 
RGW tiefgreifende soziale, wirt­
schaftliche und kulturelle Verände­
rungen. Der Lebensstandard der Be­
völkerung erhöhte sich beträchtlich 
... In den Jahren 1950 bis 1968 erhöh­
te sich nach vorläufigen Angaben für 
das Jahr 1968 das Nationaleinkom­
men der Mitgliedsländer des RGW 
insgesamt auf mehr als das 4fache; 
die Gesamtindustrieproduktion die­
ser Länder stieg im gleichen Zeit­
raum auf das 5,9fache ... In diesem 
Zeitraum erhöhte sich die Industrie­
produktion in den kapitalistischen 
Ländern nur auf das 2,6f ache. Durch 
das schnellere Wachstumstempo der 
Industrieproduktion der Mitglieds­
länder des RGW erhöhte sich ihr An­
teil an der Weltindustrieproduktion 
auf fast 1/3 im Jahre 1968."

Der theoretische Hintergrund für 
die Betonung solcher Daten ist er­
sichtlich aus dem 1969 geplanten und 
1971 verabschiedeten "Komplexpro­
gramm für die weitere Vertiefung 
und Vervollkommnung der Zusam­
menarbeit und Entwicklung der so­
zialistischen ökonomischen Integra­
tion des RGW". Es heißt dort im er­
sten Abschnitt "Grundprinzipien, 
Hauptziele, -wege und -mittel": "Die 
Überlegenheit der Mitgliedsländer 
des RGW gegenüber den entwickel­
ten kapitalistischen Ländern bezüg­
lich des ökonomischen Wachstums­
tempos festigt ständig ihre Position 
in der Weltwirtschaft ... Die weite­
re Vertiefung und Vervollkommnung 
der Zusammenarbeit und Entwick­
lung der sozialistischen ökonomi­
schen Integration fördern das 
Wachstum der ökonomischen Macht 
des sozialistischen Weltsystems und 
die Stärkung der Volkswirtschaft je­
des Landes und sind ein wichtiger 
Faktor für die Festigung seiner Ein­
heit und Überlegenheit über den Ka­
pitalismus auf allen Gebieten des ge­
sellschaftlichen Lebens, für die Si­
cherung des Sieges im Wettbewerb 
zwischen Sozialismus und Kapitalis­
mus."

Die Theorie vom friedlichen Wett­
bewerb zwischen Sozialismus und 
Kapitalismus und der entscheiden­
den Rolle der Entwicklung der sach­
lichen Produktivkräfte für den Auf­

bau des Sozialismus war ein wichtiger 
Punkt der Auseinandersetzungen in 
der kommunistischen Weltbewegung 
in den 60er Jahren. Stalin hat in seinen 
"Ökonomischen Problemen des Sozia­
lismus in der UdSSR" die Auffassung 
von zwei Weltmärkten vertreten. Mao 
Tse-tung schrieb zum friedlichen 
Wettbewerb: "Die Betonung des Auf­
baus von 'sich friedlich entwickeln­
den1 Wirtschaftsbeziehungen zwi­
schen diesen beiden Weltsystemen be­
deutet, die tatsächlich existierenden 
beiden Weltmärkte in zwei Wirt­
schaftssysteme innerhalb eines ein­
heitlichen Weltmarktes zu verwan­
deln; das ist ein Rückschritt hinter die 
Ansichten Stalins."

Von Belang für die Beurteilung der 
seit dem dritten RGW-Gipfel ver­
stärkt betriebenen Maßnahmen der 
RGW-Staaten — sozialistische öko­
nomische Integration und Hinwendung 
zum imperialistisch beherrschten 
Weltmarkt — wäre das Studium der 
ökonomischen Probleme dieser Län­
der in den 60er Jahren. In den Ausein­
andersetzungen, soweit sie zugänglich 
sind, erscheinen Probleme der Kon­
kurrenzfähigkeit auf dem kapitalisti­
schen Weltmarkt und "Warenmangel 
auf dem Verbrauchermarkt". Zwar 
kritisiert Polen die DDR, daß sie, seit 
sie zehntgrößte Industrienation ge­
worden sei, immer mehr ihre wirt­
schaftliche Autarkie betone und sich 
zugleich aber bei Patenten, Lizenzen 
und Maschinen lieber an die BRD oder 
den Westen als an die sozialistischen 
Nachbarn wende. Ansonsten werden 
mehr die Hemmnisse der Konkurrenz­
fähigkeit gegenüber dem Westen kri­
tisiert, z.B. von Ungarn, das die paral­
lel laufende Produktion in den ver­
schiedenen RGW-Staaten bemängelt, 

RGW-Konferenz in Moskau

da sie dem Wettbewerb auf dem 
Weltmarkt schade.

Ein weiterer Punkt der Kritik ist 
das Fehlen einer konvertiblen Wäh­
rung und realer Valuten-Kurse im 
RGW, die eine verläßliche Beurtei­
lung der Rentabilität der Produktion 
kaum möglich machten. Die Währun­
gen der RGW-Länder sind reine Bin­
nenwährungen. Die Inlandpreise 
werden zentral nach verschiedenen 
Gesichtspunkten festgelegt, so daß 
sie ganz unterschiedliche Strukturen 
auf weisen und nicht als Basis für den 
Außenhandel dienen können. Damit 
existieren zwei unterschiedliche 
Preissysteme ohne direkten Zusa­
menhang, was eine Rentabilitäts­
rechnung von Außenhandelsgeschäf­
ten stark erschwert.

Im Komplexprogramm 1971 wird 
daher u.a. beschlossen, 1980 über die 
Einführung eines einheitlichen Kur­
ses der nationalen Währungen zu 
entscheiden. Wesentlicher Gegen­
stand des Komplexprogramms ist der 
Übergang von der Plankoordination 
in bezug auf den wechselseitigen Au­
ßenhandel zur stärkeren Koordinie­
rung der Produktionsstruktur, sprich 
wachsende Spezialisierung bzw. "In­
tegration". Erreicht werden soll da­
mit ein beschleunigtes Wirtschafts­
wachstum, moderne Produktions­
strukturen, erhöhter Lebensstandard 
der Bevölkerung und eine Stärkung 
der Position in der Weltwirtschaft. 
Tatsächlich steigen Außenhandel, 
Kompensationsgeschäfte und Kre­
ditabkommen mit den imperialisti­
schen Ländern in den 70er Jahren 
stark an; die Wachstumsraten sinken 
und die Steigerung der Arbeitspro­
duktivität wird ein Hauptthema in 
den Volkswirtschaftsplänen. 
Quellenhinweis: Archiv der Gegen­
wart; Mao Tse-Tung, Ausgewählte 
Werke, Bd. IV; DDR und Osteuropa, 
Ein Handbuch, Opladen 1981
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ähnliches Recht ab. Die Rechte des 
RGW als Wirtschaftsorganisation ge­
genüber der EG insgesamt und den 
einzelnen EG-Staaten sollen auf In­
formationen beschränkt bleiben.

Das Vorgehen der EG-Staaten zielte 
darauf ab, die seit Mitte der 60er Jah­
re eingeschlagene Politik der ver­
stärkten Wirtschaftsbeziehungen zu 
den einzelnen RGW-Staaten durch ein 
Vertragswerk abzurunden, das die 
RGW-Staaten vertraglich ausein­
anderdividiert und die Möglichkeit un­
terschiedlicher Behandlung in mit den 
einzelnen RGW-Staaten abzuschlie­
ßenden Verträgen offenläßt. Der RGW 
hat einen solchen Vertrag abgelehnt. 
Die EG konnte jedoch gegenüber ein­
zelnen RGW-Staaten inzwischen Ver­
träge abschließen, so z.B. ein Textil- 
Abkommen mit Rumänien, ein Han­
delsabkommen mit Ungarn.
Erneute Boykott-Überlegungen 

der Imperialisten
Die Boykott-Diskussion ist von den 
US-Imperialisten durch Beschlüsse 
über die Nichtlieferung von Weizen an 
die Sowjetunion 1980 eröffnet wor­
den. Die EG hatte sich damals diesen 
Beschlüssen nicht angeschlossen, 
wohl aber eigenständige Beschlüsse 
über den Boykott der VR Polen gefaßt, 
nachdem die polnische Regierung im 
Dezember 1981 das Kriegsrecht ver­
hängt hatte. Unumstritten zwischen 
den Imperialisten ist, daß ein Wirt­
schaftsboykott, tatsächlich ein Mittel 
des Wirtschaftskrieges, ein legitimes 
Mittel gegenüber den Staaten des 
RGW ist. Für die Durchführung eines 
solchen Krieges haben sich die westli­
chen Imperialisten bereits 1950 das 
Koordinationskomitee CoCom ge­
schaffen, dem nicht nur die Mitglied­
staaten der NATO, außer Spanien und 
Island, sondern auch Japan und Au­
stralien angehören. Die Aufgabe von 
CoCom ist, Listen über die Güter an­
zulegen, die auch unter sozusagen 
normalen Bedingungen nicht an fol­
gende Staaten geliefert werden dür­
fen: an alle Mitgliedstaaten des War­
schauer Paktes, des RGW, sowie an 
die VR Albanien, die VR China, die VR 
Korea, an Laos, Kamputschea und Ju­
goslawien. Zur Zeit existieren zwei 
für alle Staaten verbindliche Listen, 
die militärische Güter und bestimmte 
Kerntechnologie enthalten, sowie ei­
ne dritte Liste, auf der Waren auf­
geführt sind, die zum ‘'Doppelge­
brauch'’ für zivile und militärische 
Zwecke geeignet sind.

Alle drei Listen waren 1974 erheb­
lich verkürzt worden. Mit der Neuer­
öffnung der Boykott-Debatte sind sie 
— ohne weitere Beachtung in der Öf­
fentlichkeit — bei jedem Weltwirt­
schaftsgipfel seit 1980 verlängert 
worden. CoCom ist vor allem ein In­
strument der Imperialisten, um ihre 
eigenen Reihen geschlossen zu halten. 
Die öffentlich geführte Boykott-De­
batte hat nach einigen Jahren politi­

scher Erörterung über Handelsbezie­
hungen mit nicht-kapitalistischen 
Staaten auch offen aggressive Mittel 
im Verkehr mit solchen Staaten wie­
der in der öffentlichen Meinung in den 
kapitalistischen Staaten verankert.

Auf diese Absicht der US-Imperiali- 
sten wies ein Staatssekretär im US- 
amerikanischen Verteidigungsmini­
sterium Anfang des Jahres im Europa- 
Archiv in einem Aufsatz hin:

“Die Reagan-Administration strebt 
nicht nach der Führung eines Wirt­
schaftskrieges gegen die Sowjetunion 
oder andere Länder des Warschauer 
Paktes. Jedoch erkennt die amerika­
nische Regierung als eine entschei­
dende Notwendigkeit an, das vorhan­

Die westlichen Imperialisten konnten sich auf einen Boykott der Lieferungen 
für die Erdgasleitung Sibirien—Westeuropa nicht einigen und verschärften dar­
aufhin ihre Koordinations- und Kontrollinstanzen.

dene System zur Kontrolle militärisch 
wichtiger Technologie instandzuset- 
zen und zu modernisieren."

Die Erörterung unter den westli­
chen Imperialisten ist inzwischen da­
hingediehen, daß sie zu einem kombi­
nierten Einsatz von Wirtschaftsboy­
kott und Wirtschaftsbeziehungen ge­
genüber den Staaten des RGW greifen 
wollen. Die konservative "Stiftung für 
Wissenschaft und Politik" z.B. hat in 
den letzten drei Jahren mehrere Stu­
dien über den RGW veröffentlicht, de­
nen u.a. zu entnehmen ist:

"Die Anfangsschwierigkeiten des 
RGW resultierten ... vor allem dar­
aus, daß es sich ... um eine sehr hete­
rogene Gruppe von Staaten handelte, 
die bisher wenige oder keine Gemein­
samkeiten ... mit der UdSSR gehabt 
hatten. Die meisten dieser Staaten 
verbanden vielmehr traditionelle, 
über lange Zeiträume gewachsene 
Bindungen mit dem Westen, vor allem 
mit Westeuropa." (2)

Die Überlegung, an diesen "traditio­
nellen" Wirtschaftsbeziehungen wie­
der anzuknüpfen und die unterschied­
liche Lage der RGW-Staaten zu nut­

zen für die Errichtung der alten, tra­
ditionellen Plünderbeziehungen der 
westeuropäischen Kapitalisten, wird 
in einem anderen Werk der Stiftung 
fortgeführt, wo es aus Anlaß der Boy­
kott-Forderungen der USA heißt:

"Gemeinsame Programme des west­
lichen Bündnisses oder Aktionen der 
westlichen Supermacht sind ... zu 
grobe Instrumente. Dagegen erwek- 
ken am sachlichen gegenseitigen Vor­
teil und Bedürfnis orientierte Bezie­
hungen der westeuropäischen Staaten 
weniger Alarm. Sie lassen sich nicht 
so leicht als eindeutige Unterminie­
rungsstrategie des westlichen Bünd­
nisses verteufeln ... Wenn man von 
Polen absieht, sollen die anderen

RGW-Länder von Embargomaßnah­
men ausgenommen bleiben, um die 
pluralistischen Tendenzen im RGW 
aufrechtzuerhalten." (3)

Das Kalkül ist nüchtern und höchst 
aggressiv: Ausbau von Wirtschaftsbe­
ziehungen zu einzelnen RGW-Staaten 
auf der einen Seite, Boykott in passen­
den Fällen auf der anderen. Mit beiden 
Mitteln wollen die westlichen Impe­
rialisten ihre seit 1945 nicht mehr be­
stehende Vorherrschaft über die Völ­
ker der Balkanstaaten, der CSSR, der 
VR Polens und der DDR wieder errich­
ten und dem kapitalistischen Privat­
besitz zum Durchbruch verhelfen.
(1) siehe auch: BWK, Materialien der 
3. ordentlichen Delegiertenkonfe­
renz, Revolution und Konterrevolu­
tion im östlichen Europa; (2) W. Seif- 
fert, Das Rechtssystem des RGW, Ba­
den-Baden 1982; (3) F. Müller, W. 
Seiffert u.a., Wirtschaftssanktionen 
im Ost-West-Verhältnis, Baden-Baden 
1983; weiterer Quellenhinweis: Euro­
pa-Archiv, Nr. 1/77; 2/83; 1/84; A. 
Uschakow, Die Integration im RGW — 
Dokumente, Baden-Baden 1983— (uld, 
doz, rül)
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Im nächsten Heft

Berufsverbote
Gleich in drei Bundesländern, in Nie­
dersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hessen, führen Länder- und Bundes­
regierung zur Zeit eine Kampagne 
zwecks Säuberung des öffentlichen 
Dienstes von allen, die in dem Geruch 
stehen, sozialistisches Gedankengut 
zu teilen. Gegen mehr als 30 Ange­
stellte und Beamte des öffentlichen 

Dienstes, die bei Wahlen für die DKP 
kandidiert haben, finden Disziplinar- 
und Gerichtsverfahren statt mit dem 
Ziel, sie aus dem öffentlichen Dienst 
zu entfernen. Niedersächsische Rich­
ter sprechen von "den Kommunisten­
prozessen". Gerichte und Regierung 
stützen sich bei ihrem Vorgehen auf 
Dienstrecht und die neuere Recht­
sprechung des Bundesverwaltungsge­
richtes.

ZANU-KongreB
Der Musterknabe Mugabe entpuppt sich plötzlich als leninistischer Teufel, so 
der Tenor der Bürgerpresse in Kommentaren über den ersten Parteitag der 
ZANU nach der Befreiung Zimbabwes. Anlaß ist die Ankündigung Mugabes, für 
einen demokratisch-zentralistischen Einparteienstaat in Zimbabwe einzutre­
ten. Bei ihrem Geschrei über die "Verfassungswidrigkeit" vergessen dieselben 
Blätter zu erwähnen, daß die Verfassung dem Volk von Zimbabwe von Großbri­
tannien aufgezwungen wurde. Welche Beschlüsse hat der ZANU- Parteitag ge­
faßt? Wie nützen sie der Entwicklung des Landes und der Herstellung einer 
Front gegen das Kolonialregime in Südafrika?

Kommunalwahlen Heilbronn
Gegen die CDU-Reaktion hat sich in 
Heilbronn eine Alternative Linke Li­
ste gegründet. Sie kandidiert mit 26 
Kandidaten zu den Kommunalwahlen 
am 28.10. Grundlage ihres Programms 
ist die Frage: "Was nützt, was schadet 
der arbeitenden Bevölkerung?" Pro­
grammziel ist die kommunale "Erfül­
lung von Aufgaben, auf die ihre Be­

wohner einen Anspruch haben", und in 
diesem Sinne für die "Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung", ganz 
im Gegensatz zur CDU. Das Perso­
nenbündnis hat sich auf 14 Programm­
punkte geeinigt, die auch nach der 
Wahl weiterverfolgt werden sollen. 
Vertreten sind in diesem Bündnis fast 
alle gewerkschaftlichen und politi­
schen Kräfte links von der SPD und 
Grünen.

Flexibilität in Anwendung
Die Blümschen Gesetzentwürfe zur "Beschäftigungsförderung" und zur Ar­
beitszeit liegen nun als Regierungsentwürfe vor? Arbeitsverhältnisse, wie sie 
die Regierung mit diesen Gesetzentwürfen allen Kapitalisten ermöglichen will, 
haben die Kapitalisten einzelner Branchen, ermuntert durch gesetzliche Aus­
nahmebestimmungen oder gesetzlich nicht geregelte Bedingungen, bereits 
durchgesetzt. Tariflich nicht gesicherte Leiharbeit, Gleitzeitarbeitsverträge, 
die keine tägliche oder wöchentliche Arbeitszeit festhalten, Arbeitsverträge, 
die Bereitschaftsdienst enthalten, sind Arbeitsverhältnisse, die den Kapitali­
sten bereits jetzt erlauben, ihr Geschäft "flexibel" zu betreiben.
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